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Vorwort 

Eine Diplomarbeit ist zwar eine Einzelarbeit, aber ohne die Unterstützung und 

Mithilfe von anderen hätte diese Arbeit nicht entstehen können. Ich war auf die 

Bereitschaft der slowakischen InsassInnen in den österreichischen Justizanstalten 

angewiesen, sich an der Fragebogenerhebung zu beteiligen und im Zuge dieser 

Erhebung persönliche Daten preiszugeben. Um möglichst viele der InsassInnen zu 

erreichen, war es notwendig den Fragebogen wie auch das Begleitschreiben ins 

Slowakische zu übersetzen. Ich bin sehr dankbar, dass eine Bekannte diese 

Übersetzung für mich durchführte. Ohne die Mithilfe von Bediensteten in den 

Justizanstalten wären die Fragebögen nicht zu den InsassInnen gelangt. Dies war nur 

möglich, weil mein Dienstgeber diese Untersuchung genehmigte. Auch bei der 

Auswertung der Fragebögen half mir eine Kollegin und übersetzte mir bei den 

offenen Fragen die Antworten ins Deutsche. Nachdem ich alle Daten in einem Excel-

Worksheet erfasst hatte, fand ich bei einem Bekannten Unterstützung bei der 

Auswertung der Daten mittels SPSS. Ohne die Bereitschaft von Strafvollzugs-

experten mir für Interviews zur Verfügung zu stehen, hätte ich nicht den Alltag in 

den Gefängnissen beschreiben können. In jeder Phase der Arbeit fand ich bei 

Bekannten und KollegInnen bereitwillige Gesprächspartner, die mir mit Rat zur Seite 

standen. Ihnen allen möchte ich für die Unterstützung danken. 

Mein besonderer Dank gilt meiner Familie, die mich bei der Arbeit sehr unterstützt 

und vor allem Verständnis aufgebracht hat, dass ich etwa den gemeinsamen 

Sommerurlaub vor allem zum Schreiben der Diplomarbeit verwendet habe. 

Univ.-Prof. Dr. Kraus bin ich dankbar, dass er mir ermöglicht hat, zu diesem Thema 

meine Diplomarbeit zu schreiben. Mein besonderer Dank gebührt meiner Betreuerin 

OR Maga. Seiser, die meiner Situation neben der Arbeit meine Diplomarbeit zu 

schreiben, mit sehr viel Geduld entgegengekommen ist und durch die periodischen 

Betreuungstreffen mit anderen von ihr betreuten diplomarbeitsschreibenden 

StudentInnen uns jedes Mal motivierte, an der Diplomarbeit weiter zu arbeiten. Auch 

ihre Anregungen in Bezug auf die Diplomarbeit ermöglichten eine erfolgreiche 

Fertigstellung der Diplomarbeit. 
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1 EINLEITUNG 

1.1 Zugang zum Thema und Forschungsfrage(n) 

Wie vieles im Leben beruht meine Beschäftigung mit den Roma auf dem 

Zusammentreffen von mehreren Umständen. Während einer Auslandsexkursion im Jahr 

2006 im Rahmen meines Studiums in die Slowakei wurde ich mit den unvorstellbaren 

Lebensbedingungen der Roma konfrontiert. Erschreckend war unter anderem der 

Umstand, dass diese Lebensverhältnisse mitten in Europa, keine 200 km von Wien 

entfernt, existieren. Gleichzeitig gab uns unser slowakischer Fremdenführer Jozef einen 

(ungewollten) Einblick in die Gedankenwelt der Mehrheitsgesellschaft über die Roma. 

Von selbstverschuldetem Elend durch Arbeitsverweigerung, von Kindern, die nur zur 

Erlangung von Sozialleistungen in die Welt gesetzt werden, von Bildungsverweigerung 

und von Kriminalität der Roma war die Rede und trotz mehrfacher Aufforderung, sich 

einer politisch korrekten Sprache zu bedienen, sprach er immer nur von „Zigeunern“. 

Platz für ein Hinterfragen dieser Zustände war in diesem Gedankengebäude nicht – 

ebenso wenig wie für soziales Mitgefühl.  

Die besuchten Roma-Hilfsprojekte verstärkten den Eindruck der ausweglosen Situation 

für die slowakische Roma-Minderheit. Es fiel sogar der Vergleich mit einem Apartheid-

Regime, das mit der systematischen Ausgrenzung der Roma-Minderheit durch die 

Mehrheitsgesellschaft begründet wurde. Als wir im Zuge unserer Rundreise an einem 

Gefängnisgebäude vorbeifuhren, bezeichnete Jozef dies als Dreisternhotel für „Zigeuner“, 

weil die eingesperrten Roma hier Frühstück, warmes Mittagessen und Abendessen 

bekommen. Diese zynische Aussage weckte mein Interesse. Kurz vor der Exkursion hatte 

ich in die Strafvollzugssektion im Bundesministerium für Justiz gewechselt und an einem 

Projekt mitgearbeitet, welches sich mit dem Übergang der GefängnisinsassInnen vom 

Gefängnis in die Freiheit beschäftigte (- im Fachjargon wird dies als 
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Übergangsmanagement bezeichnet). Dafür wurden Kurse und Bildungsmaßnahmen zur 

Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt ebenso wie Maßnahmen zur Vorbereitung des 

sozialen Empfangsraums und insbesondere die Herstellung eines Kontakts mit dem 

Bewährungshelfer schon während der Haft, um die besonders kritische Zeit für einen 

allfälligen Rückfall kurz nach der Haftentlassung gut zu überstehen, geplant und 

vorbereitet. Ausgangspunkt all dieser Überlegungen war die Verantwortung der 

Gesellschaft für eine Wiedereingliederung der InsassInnnen nach der Haft, um einen 

Rückfall, der auch für die Gesellschaft mit finanziellen Belastungen verbunden ist, zu 

verhindern. Gerade die ersten Wochen nach der Haftentlassung sind für eine erfolgreiche 

Wiedereingliederung von entscheidender Bedeutung. Daher sollen die zu Entlassenden 

schon in der letzten Phase der Haftstrafe durch besondere Schulungsmaßnahmen und 

Arbeitstrainings für den Arbeitsmarkt (allenfalls mit Überbrückungsarbeiten) fit gemacht 

werden und gleichzeitig eine Betreuung als Hilfestellung für die Zeit nach der Haft 

aufgebaut werden.  

Durch diese Auslandsexkursion und das Projekt entstand die Idee, ob der Strafvollzug 

nicht auch Fördermaßnahmen für slowakische Roma im österreichischen Strafvollzug 

entwickeln könnte, um die Chancen auf Integration in die slowakische Gesellschaft 

erhöhen. Dafür war es aber notwendig zu erheben, ob slowakische Roma in einer 

österreichischen Justizanstalt angehalten werden, weil die ethnische Zugehörigkeit aus 

dem elektronischen Häftlingsregister (IVV) nicht ersichtlich ist. Daher stellten sich 

folgende Fragen: 

 Werden slowakische Roma in österreichischen Justizanstalten angehalten? 

 Unterscheiden sich die Sozialdaten von den übrigen slowakischen Inhaftierten? 

 Wegen welcher Delikte werden die slowakischen Roma angehalten, gibt es 

Unterschiede zu den übrigen slowakischen Inhaftierten? 

 Gibt es Fördermaßnahmen im Strafvollzug und wie werden diese beurteilt? 

 Welche Maßnahmen im Strafvollzug würden die Integration der Roma fördern? 

Nachdem ich von der damaligen Sektionsleitung die Genehmigung dieses Vorhabens 

erhalten hatte, reichte ich das Thema „Förderungsmaßnahmen für slowakische Roma im 

österreichischen Strafvollzug“ als Diplomarbeit ein.  
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1.2 Ablauf der Forschung 

Nachdem das Bundesministerium für Justiz dieses Forschungsvorhaben und die damit 

verbundene Fragebogenerhebung der slowakischen InsassInnen genehmigt hatte, wurde 

mit der Ausarbeitung eines Fragebogens für die Erhebung begonnen. Dabei sollten nicht 

nur die persönlichen Daten, sondern auch die Sozialdaten der Person unter Einbeziehung 

der (Aus-) Bildung sowie deren Beschäftigung vor der Haft erhoben werden. Gleichzeitig 

war die Beurteilung der Haftsituation mit den verschiedenen Fördermöglichkeiten durch 

die Befragten von Interesse. Eine Beurteilung der Situation nach der Haft mit deren 

Vorstellungen über die Gestaltung ihres Lebens danach sollte die Befragung abrunden, 

um mögliche Fördermaßnahmen in der Haft abzuklären. Nach Fertigstellung des 

Fragebogens (siehe Beilage 1) wurde er von einer Dolmetscherin in die slowakische 

Sprache übersetzt, um mögliche Sprachbarrieren zu überwinden und somit eine möglichst 

hohe Teilnahme an der Erhebung zu erreichen, da die Teilnahme allen slowakischen 

InsassInnen freigestellt war. Diese freiwillige Teilnahme der InsassInnen an der 

Fragebogenerhebung war Bestandteil der Genehmigung dieses Forschungsvorhabens 

durch das Ministerium. Nach einer Auswertung aus dem elektronischen Häftlingsregister 

zum 1.11.2008 befanden sich 135 SlowakInnen in österreichschen Haftanstalten. Der 

jeweiligen Haftanstalt wurde der Fragebogen in Deutsch und Slowakisch sowie ein 

Begleitschreiben (siehe Beilage 2) gemailt, mit der Bitte den Fragebogen sowie das 

Begleitschreiben den namentlich genannten InsassInnen auszufolgen. Neben der 

Verweigerung der Teilnahme an der Erhebung kamen auch „Fehlberichte“ von den 

Anstalten zurück, weil in der Zwischenzeit InsassInnen entlassen oder verlegt wurden. Im 

letzteren Fall wurde die neue Anstalt neuerlich um Weiterleitung des Fragebogens 

gebeten. Zur Anonymisierung - aber gleichzeitig für allfällige Rückfragen bei 

Unklarheiten - wurden die Fragebögen mit der HNR Nummer (das ist die vom 

elektronischen Häftlingsregister automatisch vergebene eindeutige Häftlingsnummer, die 

bei Eingabe in das Häftlingsregister die Person identifiziert, für Außenstehende aber 

keinen Rückschluss auf die Person zulässt) versehen. In einem ersten Kontrolldurchgang 
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wurden die zurückgesendeten Fragebögen auf Plausibilität geprüft und sofern InsassInnen 

noch in Haft waren, die jeweilige Anstalt gebeten, die Unklarheiten abzuklären und die 

Verbesserungen rückzusenden. Dadurch konnten schlussendlich 99 Fragebögen der 

Auswertung zugrunde gelegt werden. Die Antworten wurden in einer Excel-Datei erfasst. 

Die in slowakischer Sprache ausgefüllten offenen Fragen wurden  dankenswerter Weise 

von einer slowakisch sprechenden Kollegin übersetzt. Danach wurden die Antworten der 

offenen Fragen kategorisiert und erfasst. Die Auswertung der Excel-Datei erfolgte mittels 

SPSS, wobei mich ein Bekannter unterstützte. 

Gleichzeitig dazu erfolgte die Beschäftigung mit der Geschichte und den 

Lebensumständen der slowakischen Roma (siehe Abschnitt Literatur).  

Hinsichtlich der Informationen über den Strafvollzug wurde – weil ich im Strafvollzug 

tätig bin und die Genehmigung des Forschungsvorhabens per se keine Entbindung vom 

Amtsgeheimnis beinhaltet – nur auf öffentlich zugängliche Dokumente (siehe Abschnitt 

Literatur) und Experteninterviews zurückgegriffen. Damit fielen auch die sogenannten 

Erlässe, dies sind interne allgemeine oder individuelle Anordnungen, als Wissensquelle 

aus. Die Experteninterviews deckten die Bereiche Ausbildung InsassInnen, Gestaltung 

und Ablauf der Haft sowie kriminalsoziologische Überlegungen zur Haft ab. Es wurden 

Interviews mit einem Anstaltsleiter aus dem Großraum Wien, einer 

Ausbildungsbeauftragten, einem Gefängnisseelsorger, einer Mitarbeiterin des Sozialen 

Dienstes, einem Gefängnispsychiater, einem Rechtssoziologen und einem Mitarbeiter der 

Vollzugsdirektion geführt. All diesen Gesprächspartnern wurde keine namentliche 

Nennung – in Übereinstimmung mit der Gesprächsgenehmigung – zugesagt. Aus diesem 

Grund wird bei den entsprechenden Stellen der Arbeit nur deren (damalige) Funktion 

angeführt. In diese Gespräche flossen erste Auffälligkeiten aus der Fragebogenerhebung 

ein. Gleichzeitig flossen die Erkenntnisse aus diesen Interviews sowohl in die allgemeine 

Darstellung über den Strafvollzug als auch in die Fragebogenauswertung ein. Aus den 

Feststellungen und den Ergebnissen der Fragebogenerhebung unter Einbeziehung der 

angeführten Literatur wurden dann die Empfehlungen zur Unterstützung und 

Hilfestellung abgeleitet. Neben der finanziellen Durchführbarkeit standen die möglichen 

Auswirkungen auf den Haftalltag im Vordergrund. Gleichzeitig wurde bei der 

Erarbeitung der Empfehlungen darauf geachtet, dass diese sich innerhalb der gesetzlich 
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vorgegebenen zulässigen Handlungsspielräume bewegen und keiner Gesetzesänderung 

zur Umsetzung bedürfen. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Zunächst wird noch in der Einleitung die verwendete Literatur vorgestellt werden. Da 

sich die Arbeit thematisch in zwei Teile – Roma und Strafvollzug – gliedert, wird diese 

Einteilung auch bei der Behandlung der Literatur beibehalten. Diese beiden Teile bauen 

auf verschiedenen theoretischen Grundlagen auf. Dies ist beim Teil über die Roma am 

besten unter dem Schlagwort „Ethnizität“ zusammenzufassen, weil die Geschichte aber 

auch die Gegenwart der Roma von dieser Wechselbeziehung zu anderen geprägt wurde 

bzw. wird. Für den Strafvollzug stehen die Ideengeschichte und die Ausprägung der 

Institution im Mittelpunkt der Betrachtungen.  

In der Folge soll dann die Geschichte der Roma nachgezeichnet werden. Neben den 

Ursprungsmythen über das lange Zeit „unbekannte Volk“ erfolgt eine 

Auseinandersetzung mit der leidvollen Geschichte der Roma und den Vorurteilen der 

jeweiligen Mehrheitsgesellschaft. Dies deshalb, weil diese damals aufgekommenen 

Sichtweisen über die Roma bis heute fortwirken und den Umgang mit dieser Minderheit 

prägen. Primär erfolgt bei der geschichtlichen Betrachtung eine Konzentration auf das 

Gebiet der heutigen Slowakischen Republik. Zu einer umfassenden Darstellung war es 

aber auch notwendig, den Bogen etwas weiter zu spannen, um die wichtigen Ereignisse 

für die slowakischen Roma nachzeichnen zu können. Besonderes Augenmerk wurde auf 

die jüngsten (gesellschaftlichen) Entwicklungen in der Slowakischen Republik und deren 

Auswirkungen auf die Roma gelegt. Die soziale Lage der Roma stand dabei im 

Mittelpunkt. 

Im Kapitel über den Strafvollzug wird der österreichische Strafvollzug vorgestellt und 

versucht den Ablauf einer Haft mit deren wichtigsten Aspekten zu beschreiben. Weiten 

Raum nimmt das Thema Nicht-ÖsterreicherInnen in Haft ein. Diese für den 

österreichischen Strafvollzug erst sehr neue Entwicklung setzte mit dem Anwerben von 

ausländischen Arbeitskräften nach Österreich in den siebziger Jahren des vorigen 
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Jahrhunderts ein. Dabei werden die damaligen Schwierigkeiten und Überlegungen für die 

Betreuung der Nicht-ÖsterreicherInnen dargestellt werden. Seit dieser Zeit wird das 

Verständigungsproblem mit den nichtdeutschsprachigen InsassInnen problematisiert, 

wobei von den entwickelten Vorschlägen nur die wenigsten (z.B. ausländische 

Fernsehprogramme aufgrund von Satellitenfernsehen) umgesetzt wurden. 

Bildungsmaßnahmen sind nach wie vor deutschsprachigen InsassInnen vorbehalten, 

obwohl der Anteil der ausländischen InsassInnen österreichweit schon mehr als 42 

Prozent beträgt. 

Im empirischen Teil steht die Auswertung der Fragebogenerhebung von 99 slowakischen 

InsassInnen im Mittelpunkt. Ferner wurden Justizmitarbeiter gebeten, eine ethnische 

Fremdzuschreibung der befragten InsassInnen vorzunehmen. In der Fragebogenerhebung 

wurden neben den Angaben zur Person auch der Bildungsstand und der deren Eltern 

abgefragt. Von größtem Interesse waren auch die Angaben der InsassInnen zu den 

Lebensverhältnissen vor der Haft. Ferner wurde eine Einschätzung des Delikts und zur 

Strafbemessung erhoben. Diese wurden ausgewertet. Die beiden Gruppen, die sich 

aufgrund der Fremdzuschreibung ergaben (Roma bzw. Nicht-Roma), verglichen, sowie 

eine Interpretation versucht. 

Aufgrund des Ergebnisses der Erhebung und im Zusammenhalt mit der Darstellung im 

Kapitel über die Roma und dem Strafvollzug wurden Empfehlungen abgeleitet. Einen 

größeren Raum nimmt hier die Abhandlung über die einsitzenden Romnja ein, weil deren 

Sozial- und Bildungsdaten so erschreckend sind. Die Gruppe der Frauen, die im 

Strafvollzug immer eine Minderheit bilden und deren Anteil sich nur um sechs Prozent 

bewegt, bedarf aber einer besonderen Förderung. Daher wird diesem Bereich besondere 

Aufmerksamkeit bei den Empfehlungen zuteil. Ein allgemeines vermehrtes Hinwenden 

und Überdenken des Umgangs mit Nicht-ÖsterreicherInnen – insbesondere mit EU 

StaatsbügerInnen – wird vorgeschlagen.  

Im Anhang sind der verwendete Fragebogen und mein Begleitschreiben für die 

Fragebogenerhebung an die slowakischen InsassInnen abgedruckt. Ferner sind noch ein 

Abkürzungsverzeichnis und ein Glossar für das im Text verwendete juristische 

Fachvokabular angeschlossen. 
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1.4 Literatur 

Über die in der Einleitung zu den theoretischen Themen Ethnizität und Strafvollzug 

angeführten Literatur hinaus wurden für den Bereich Roma die Ausführungen von Judith 

Okely „The Traveller-Gypsies“, in denen sie sich mit den Travellers in England 

auseinandersetzt, herangezogen. Diese Ausführungen sind besonders interessant, da 

Judith Okely bei den von ihr beschriebenen Travellers Feldforschung durchgeführt hat. 

Anzumerken ist, dass auch in England die Travellers mit den bekannten Vorurteilen 

konfrontiert sind und am Rande der Gesellschaft, die wenig Verständnis für ihre 

Lebensart aufbringt, leben. 

Zur Nachzeichnung der (leidvollen) Geschichte der Roma und ihrer Lebensverhältnissen 

wurden Werke die Werke von Bastian 2001, Benkö 1979, Block 1997, Clebert 1964, 

Crowe 2007, Gauß 1996, Heuß 1996, Hofbauer 2007, in der Mauer 1969, Kaiser 1993, 

Krausnick 1996, Lewy 2001 und Steck 1979  sowie die Beiträge von Gyarfasova 1997 

(nur hinsichtlich der wirtschaftlichen Änderungen), Maciejewski 1996, Puxon 1979 

herangezogen. Diese Werke wurden nach dem Gesichtspunkt, dass sie sich mit 

Geschichte der Roma aber insbesondere mit den Roma auf dem Gebiet der heutigen 

Slowakischen Republik auseinandersetzen, ausgewählt. Durch diese thematische 

Einschränkung war das Angebot an Literatur sehr eingeschränkt.  

Hervorzuheben ist das Werk von Block, das ursprünglich 1936 an der Universität Leipzig 

als Habilitationsschrift angenommen wurde. Reemtsma bezeichnet Block als ersten 

„Ethnograph der ,Zigeuner‘ in Deutschland nach heutigem Wissensverständnis“ (1996: 

11). Beim Erscheinen seines Buches wurde er wegen seiner Aussagen, die nicht im 

Einklang mit der herrschende Politik gegenüber Minderheiten war, von 

nationalsozialistischer Seite angegriffen, wie dies Blochmann im Vorwort zur Neuauflage 

des Buches im Jahre 1996 anführte (Block 1997: 10f). Trotzdem war er ein Kind seiner 

Zeit und tradierte einige der über Roma vorherrschenden „Bilder“ (z.B. Naturvolk,…). 

Sein Buch war für mich eine Fundquelle für geschichtliche Ereignisse und Zahlen über 

die damalige Anzahl der Roma. Ferner wären auch noch zum Werk von in der Mauer aus 

dem Jahr 1969 weitere Ausführungen zu machen, weil in diesem die Geschichte und 

Lebensverhältnisse der Roma in der damaligen CSSR zeitnahe beleuchtet werden. Auf 
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die Diplomarbeiten von Hoffstädterova 2005 und Sinzinger 2002 wurden 

zurückgegriffen, weil sie mittels slowakischer Quellen die jüngste Geschichte sowie die 

aktuellen Probleme der Roma in der Slowakei behandelten.  

Wie bereits dargestellt wurden bei der Darstellung des Strafvollzugs nur öffentlich 

zugängliche Publikationen verwendet. Neben dem Kommentar von Drexler zum 

Strafvollzugsgesetz wurde auch das Lehrbuch von Zagler zur Darstellung der 

gesetzlichen Bestimmungen verwendet. Zur Theorie und Praxis des Strafvollzugs wurden 

die Bücher von Gratz 2007 sowie von Eisenhardt 1978 herangezogen. Bei den 

Ausführungen über die Aufgaben der Arbeit wurde auf das Buch von Jahoda, Lazarsfeld 

und Zeisel 1975 zurückgegriffen. Der Beitrag von Pilgram aus dem Jahr 1992 setzt sich 

mit der „AusländerInnenkriminalität“ auseinander. Die Schriftenreihe des Bundes-

ministeriums für Justiz bildete die Quelle zur Darstellung des Strafvollzugs. In dieser 

befanden sich die Beiträge von Astleitner 2005, Bevc 2007, Birklbauer/Hinterlehner 

2005, Dünkel 2005, Geyer 2005, Grafl 2005, Hochstrasser 2005, Hofinger/Pilgram 2007, 

Huber 2005, Katzenschlager 1987, Kocian 1988, Minkendorfer 2007, Pilgram 2005, 

Stummer-Kolonovits/Platzer 2007 und Timm 2005 sowie eine offizielle Broschüre des 

Bundesministeriums für Justiz über den Strafvollzug. 

Zum Kommentierung der weiblichen Delinquenz wurde das Lehrbuch der Kriminologie 

von Kaiser 1988 herangezogen. 

Ergänzend wurden noch die angeführten Internetquellen verwendet. 

1.5 Ethnizität 

Das Wort Ethnizität hat selbst in die Umgangssprache Eingang gefunden und wird im 

Sinne von Minderheitenangelegenheiten verwendet. „But in social anthropology it refers 

to aspects of relationships between groups which consider themselves, and are regarded 

by others, as being culturally distinctive” (Eriksen 2002: 4). Ethnizität entsteht durch 

soziale Kontakte und durch die Unterscheidung zwischen „insider“ oder „outsider“ – 

anders formuliert zwischen „uns“ und den „anderen“ (vgl. Eriksen 2002: 19). Daher wird 
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auch bei einem ersten Zusammentreffen vorweg die ethnische Zugehörigkeit geklärt, weil 

hier weitreichende Folgen an diese Zuordnung geknüpft werden (vgl. Eriksen 2002: 23 

und 25). Durch diese Eigen- und Fremdzuschreibungen werden ethnische Gruppen als 

eine Form der sozialen Organisation geschaffen. Die ethnische Zuschreibung erfolgt 

aufgrund der Identität, der Herkunft und der Kultur. Dabei ist zu beachten, dass diese 

kulturellen Unterscheidungsmerkmale nicht starr, sondern davon abhängig sind, welche 

Bedeutung den kulturellen Unterschieden und Übereinstimmungen vom einzelnen 

beigemessen werden. Dadurch werden die Grenzen zwischen den Gruppen festgelegt. 

Diese Grenzen sind nicht starr, sie können sich ändern (vgl. Barth 1996: 12 - 14). 

Andererseits ist es für Gruppen die „anders“ aussehen wie die dominante 

Mehrheitsgruppe schwer ihre ethnische Identität zu leugnen (vgl. Eriksen 2002: 9). 

Vorurteile helfen einem Menschen in der Schaffung von Ordnung im unüberschaubaren 

Sozialgefüge. Sie ermöglichen die Kategorisierung von Menschen und geben gleichzeitig 

das Gefühl des Verstehens der Gesellschaft. Sie können auch den ungleichen Zugang zu 

den gesellschaftlichen Ressourcen rechtfertigen. Gleichzeitig können negative Vorurteile 

auch zum Gefühl der Machtlosigkeit sowie Resignation führen und eine symbolische 

Unterdrückung darstellen. Kleine Gruppen können über sich selbst negative aber über die 

dominante Gruppe positive Vorurteile haben. Diese Vorurteile ziehen aber auch die 

Grenze zwischen den Gruppen. Zumeist wird die eigene Gruppe als überlegen 

wahrgenommen (vgl. Eriksen 2002: 25). Die ethnische Zugehörigkeit kann jedoch im 

täglichen Leben – z.B. für die Erlangung eines Arbeitsplatzes - sehr entscheidend sein, 

(vgl. Eriksen 2002: 32). Eine dunklere Hautfarbe kann aufgrund bestehender Vorurteile 

als ethnische Grenze wirken und für diese sichtbare Minderheit die Möglichkeiten 

einschränken (vgl. Eriksen 2002: 139). Die ethnische Identität ist somit für eine (jede) 

Person entscheidend (vgl. Barth 1996: 17). Unterlegenen Gruppen in Europa (z.B. Roma) 

wird aufgrund ihres niedrigen sozialen Status eine Identität zugeschrieben, welche zu 

wenigen Berührungspunkten mit der jeweiligen Mehrheitsgesellschaft führt und sie 

gleichzeitig von der Erlangung eines normalen Status abhält (vgl. Barth 1996: 31). Für 

Eriksen stellt die Roma-Identität somit mehr als einen kulturellen Aspekt dar, weil es zu 

keinem Wettbewerb mit der Mehrheitsgesellschaft kommt, da sie andere Werte haben als 

diese (vgl. 2002: 74). 
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1.6 Geburt des Gefängnisses und Ideengeschichte 

Bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts spielte die Marter im Rahmen der peinlichen Strafe 

eine bedeutende Rolle. Dann verbannte man die öffentliche „Inszenierung des Leides aus 

der Züchtigung“ (vgl. Foucault 1976: 23). Mit dem Übergang von einer Gesellschaft der 

rechtlich-politischen Unterdrückung zu einer der Aneignung von Arbeitsmitteln und -

produkten hat sich auch die Ökonomie der Gesetzwidrigkeit geändert. Für die 

Gesetzwidrigkeit gegen Güter gab es die ordentlichen Gerichte, die Strafen verhängten. 

Bei Verstößen gegen Rechte (Betrug, Steuerhinterziehung, unregelmäßige 

Geschäftstätigkeit) hingegen begnügte man sich mit einer besonderen Rechtsprechung 

mit Vergleichen, Abfindungen und Geldstrafen (vgl. Foucault 1976: 112). Allgemein war 

seit dem Ende des 17. Jahrhunderts eine Abnahme der Gewaltdelikte festzustellen. Dafür 

stiegen die Eigentumsdelikte an. Wurden die Delikte zuvor von Banden verübt, so stand 

nun der Einzeltäter im Vordergrund (vgl. Foucault 1976: 96).  

Am Ende des 18. Jahrhunderts setzt sich die Haftstrafe als Strafe durch. Dadurch wurde 

die Justiz „menschlich“. Die Justiz übernahm die von der neuen Klassenmacht 

entwickelte Disziplinierungsmethode. Die Gefängnisstrafe spiegelte das Grundprinzip der 

gesellschaftlichen Mechanismen wider. Sie wurde als Fortschritt und Vermenschlichung 

der Sitten verstanden. Gleichzeitig wurde sie mit allen ihren Nachteilen und beschränkter 

Wirkung als verabscheuungswürdige Lösung betrachtet, zu der es aber keine Alternative 

gibt (vgl. Foucault 1976: 295f).  

Die Bestrafungsmethoden dürfen aber nicht losgelöst von der jeweiligen 

Produktionsweise gesehen werden. Die Bestrafung fügt sich in diese ein (vgl. 

Rusche/Kirchheimer 1974: 12). In einem auf Sklavenarbeit ausgelegten 

Wirtschaftssystem hatten die Strafen – neben den anderen Beschaffungsvorgängen - auch 

die Aufgabe, zusätzliche Sklaven für den Arbeitsprozess heranzuschaffen. In der 

Feudalzeit war der Körper mangels anderer verfügbarer Güter das Objekt der Züchtigung. 

Im Zeitalter der Tauschwirtschaft werden Zuchthausstrafen und Zwangsarbeit verhängt. 

Im industriellen System wird ein freier Markt der Arbeitskräfte verlangt, weshalb eine 

Internierung zur Besserung zur Hauptstrafe wird (vgl. Foucault 1976: 35f). 
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Die Strafe wird vom Gericht nicht als Bestrafung oder zur Auslöschung des Verbrechens, 

sondern als Besserungsmaßnahme verhängt. Damit wird die Strafe vom 

Züchtigungsgedanken befreit und nimmt der Justiz die Scham vor dem Bestrafen  (vgl. 

Foucault 1976: 148 und 164). Der Richter ist jedoch nicht der Einzige, der im Zuge des 

Strafverfahrens und Strafvollzuges über den Delinquenten urteilt. Vor allem sind es die 

Strafvollzugsbediensteten, die durch ihre Meldungen und Stellungnahmen über ihn 

urteilen und von deren Beurteilung auch eine allfällige vorzeitige Entlassung abhängig ist 

(vgl. Foucault 1976: 31f).  

Von vielen Reformern wurde die Idee des Strafgefängnisses kritisiert. Die Kritik bezog 

sich auf die Nichtberücksichtigung der Unterschiedlichkeit der Verbrechen, die 

mangelnde Wirkung auf die Öffentlichkeit, den mangelnden Nutzen für die Gesellschaft. 

Hinsichtlich des letzten Kritikpunktes wurde ins Treffen geführt, dass die 

Strafgefängnisse kostspielig sind sowie den Verurteilten zum Müßiggang zwingt. Ferner 

sah man eine Gefahr den Gefangenen der Willkür der Aufseher auszuliefern. Die 

Verbannung in ein Strafgefängnis wird als Sache von Tyrannen verstanden, die einen 

Menschen der Freiheit beraubt, um ihn im Gefängnis zu überwachen (vgl. Foucault 1976: 

148). 

Da die Gefängnisse durch Gemeinschaftsarbeit der Gefangenen zu sehr einer Manufaktur 

gleichen, wurden die InsassInnen isoliert und so den schlechten Einflüssen entzogen. 

Auch wurde der Schock der Isolierung als positiv für die Entwicklung hin zum Guten 

betrachtet (vgl. Foucault 1976: 158). Das Philadelphiasystem ist das berühmteste Modell 

für ein Gefängnis. Das Gefängnis in der Walnut Street (Philadelphia – USA) wurde 1790 

eröffnet und war in seiner Ausrichtung von der Religionsgemeinschaft der Quäker stark 

beeinflusst. Arbeit, totale Zeitplanung und pausenlose Überwachung prägte den 

Gefängnisalltag. Die Gefangenen mussten Zwangsarbeit verrichten und erhielten dafür 

eine individuelle Entlohnung. Dies sollte ihre Wiedereingliederung in die Welt der 

Ökonomie unterstützen. Gleichzeitig werden durch diese Gefangenenarbeit die Kosten 

des Gefängnisses abgedeckt. Von der Führung und dem Verhalten des Gefangenen ist 

dessen Dauer im Gefängnis abhängig (vgl. Foucault 1976: 160f).  

Die Gefängnisstrafe ist binnen kurzer Zeit die wesentlichste Form der Züchtigung 

geworden, dadurch wurde im Gegensatz zur Marter auf eine andere Art vom Körper des 
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Verurteilten Besitz ergriffen (vgl. Foucault 1976: 21). Die Schmerztechnik der Marter 

stand bei der Gefängnisstrafe nicht mehr im Mittelpunkt der Bestrafung. Aber auch eine 

Gefängnisstrafe kommt nie ohne Zugriff auf den Körper aus. Die Rationierung der 

Nahrung, die Unterbindung eines normalen Sexuallebens, die Verabreichung von 

Schlägen und die Verhängung von Isolierungshaft ziehen den Köper mit in die Bestrafung 

ein. Trotzdem wurde auch schon in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts kritisiert, dass 

eine Gefängnisstrafe zu wenige Strafe wäre, den Gefangenen gehe es besser als den 

Armen und den Arbeitern, die mehr unter Hunger und Kälte litten (vgl. Foucault 1976: 

25). Das Gefängnis ist von der Konzeption ein Disziplinierungsapparat. Es muss 

„sämtliche Aspekte des Individuums erfassen: seine physische Dressur, seine 

Arbeitseignung, sein alltägliches Verhalten, seine moralische Einstellung, seine Anlagen“ 

(Foucault 1976: 301). Das Gefängnis verleiht eine fast totale Macht über den Gefangenen 

und soll das verkommene Individuum durch despotische Disziplin in eine neue Form 

prägen (vgl. Foucault 1976: 302). Dies ist nicht eine oberflächliche Dressur des 

Gefangenen, sondern soll zu einem Wandel der „Sittlichkeit“ des Gefangenen führen 

(vgl. Foucault 1976: 306). Das Gefängnis muss isolieren und zwar gegenüber der 

Außenwelt sowie deren Verlockungen, aber auch gegenüber den anderen Häftlingen. Das 

Gefängnis muss auch imstande sein, die Ansammlung von Sträflingen an einem Ort zu 

bewältigen, ohne, dass es zu Aufständen und Bildung von Komplizenschaften kommt. Es 

darf unter keinen Umständen eine einheitliche und solidarische Bevölkerungsgruppe in 

den Gefängnissen entstehen (vgl. Foucault 1976: 303). Die Architektur des Gefängnisses 

muss dem Überwachungsgedanken Folge leisten. Je besser sie dies gewährleistet, umso 

weniger braucht man Ausbruchsversuche und Vereinigungen der Häftlinge fürchten. Am 

besten entspricht ein panoptisches Gefängnis diesem Überwachungsgedanken – dieses 

wird durch eine kreis- bzw. halbkreisförmige Anordnung erreicht. Der Überwacher kann 

in diesem von seinem Standort aus ohne die Überwachungsposition zu wechseln und 

selbst gesehen zu werden, alle Zellentüren sehen und bei geöffneten Türen sogar in viele 

Zellen hineinsehen. Ergänzt wird diese optische Überwachung durch ein lückenloses 

Dokumentationssystem, in das jede Beobachtung  über jeden Häftling eingetragen wird. 

Dieses Wissen dient nicht nur zur Abschätzung des einzelnen Häftlings und zur 

Auskunftserteilung, sondern auch für die weitere Planung der Durchführung des 

Besserungsvollzugs (vgl. Foucault 1976: 321f). 
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Gefängnisse haben sehr viel mit Klöstern gemeinsam - auch hinsichtlich der 

Arbeitsdisziplin und des starren hierarchischen Rahmens (vgl. Foucault 1976: 304f). Die 

verpflichtende Arbeit wird als eines der wesentlichen Mittel zur Umformung des 

Gefangenen gesehen. Aber gerade diese (bezahlte) Arbeit in den Gefängnissen stand 

immer wieder zur öffentlichen Diskussion – vor allem in Zeiten der ökonomischen Krise. 

Gegen die Verlagerung der Produktion hinter die Gefängnismauern gab es Streiks. 

Gleichzeitig wurde das sorgenfreie Leben der GefängnisinsassInnen gegenüber den 

lohnabhängigen Schichten kritisiert. Gefängnisarbeit ist jedoch nicht gewinnorientiert, 

sondern trägt zur Bildung von Machtverhältnissen und der individuellen Unterwerfung 

sowie der Anpassung an den Produktionsapparat bei (vgl. Foucault 1976: 308 bis 312).   

Das Belohnungssystem (Gewährung von Vergünstigungen) erzwingt nicht nur die 

Unterwerfung des einzelnen Gefangenen unter die Anstaltsregeln sondern sichert auch 

das Funktionieren des Gefängnisses. Die totale Anpassung des Häftlings an das 

Gefängnissystem kann auch strafverkürzend wirken (vgl. Foucault 1976: 313 bis 316).   

Durch die gewaltsamen Zwänge, die ein Gefängnis dem Häftling auferlegt, erzeugt es 

eine neuerliche Delinquenz (vgl. Foucault 1976: 342). Den Gefängnissen ist nicht die 

Eindämmung der Delinquenz gelungen, sondern sie produziere vielmehr ein die 

Delinquenz förderndes Milieu (vgl. Foucault 1976: 357). 

Das Gefängnis als totale Institution - das diesen Namen prägende Werk von Erving 

Goffman ist 1961 unter dem Titel „Asylums. Essays on the Social Situation of Mental 

Patients and Other Inmates“ erschienen. Demnach lässt sich eine totale Institution „als 

Wohn- und Arbeitsstätte einer Vielzahl ähnlich gestellter Individuen definieren, die für 

längere Zeit von der übrigen Gesellschaft abgeschnitten sind und miteinander ein 

abgeschlossenes, formal reglementiertes Leben führen“ (Goffman 1973: 11). Symbolisiert 

werden diese Beschränkungen durch verschlossene Tore, hohe Mauern, Stacheldraht, 

aber auch durch natürliche Hindernisse wie Wälder‚ Wasser und Moore (vgl. Goffman 

1973: 16). Nach ihrer Aufgabe können diese unterteilt werden in jene Einrichtungen, die 

der Fürsorge für Menschen (z.B. Altersheime, Waisenhäuser, etc.) dienen, solche, die 

ebenfalls den Gedanken der Fürsorge einschließen aber auch gleichzeitig die Gesellschaft 

vor den InsassInnen schützen sollen (z.B. geschlossene Psychiatrien, 

Tuberkulosesanatorien, Gefängnisse, Kriegsgefangenenlager etc.). Weiteres in solche, die 
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bestimmte Arbeitsaufgaben in dieser abgeschlossenen Form besser durchführen können 

(z.B. Kasernen, Internate, Arbeitslager, etc.) und jene, die der Abgeschiedenheit der 

religiösen Hingabe und auch der religiösen Ausbildung (z.B. Abteien, Klöster, Konvente, 

etc.) dienen (vgl. Goffman 1973: 16f). Zu den Merkmalen einer totalen Institution gehört, 

dass das Leben an einem Ort unter einer Autorität stattfindet. Die InsassInnen teilen 

dasselbe Schicksal und erfahren die gleiche Behandlung. Der Tag wird von einer oberen 

Stelle mit Tätigkeiten durchgeplant und dient zur Erreichung eines vorgegebenen Zieles 

(vgl. Goffman 1973: 17). Die InsassInnen werden vom Personal ständig auf die Erfüllung 

der aufgetragen Arbeiten hin überwacht. Das Personal ist zahlenmäßig die geringere 

Gruppe und hat im Gegensatz zu den InsassInnen weiter Kontakt zur Außenwelt. Beide 

Gruppen besitzen vorgefasste Meinungen über die jeweilige andere Gruppe. Das Personal 

fühlt sich gegenüber den InsassInnen überlegen, hingegen fühlen sich die InsassInnen 

schwach, unterlegen und schuldig. Zwischen den beiden Gruppen besteht eine soziale 

Distanz, mit geringer sozialer Mobilität zwischen den Gruppen. Diese soziale Distanz 

findet auch teilweise in der Tonlage, mit der die Gespräche zwischen den Gruppen 

geführt werden, ihren Ausdruck. Die Kommunikation zwischen den InsassInnen und der 

Leitung wird durch die aufsichtführenden Personen kontrolliert. Durch die 

Nichtkommunikation werden die Vorurteile über die jeweilige andere Gruppe 

aufrechterhalten. Die/Der einzelne Betroffene wird in der Regel nur sehr beschränkt über 

die weiteren seine Peron betreffenden Ziele informiert. Dadurch wird einerseits der/die 

InsasseIn von der Leitung kontrolliert, andererseits trägt es zur Aufrechterhaltung der 

Distanz bei. Die Gruppen entwickeln sich unabhängig voneinander. Es gibt wenige 

offizielle Berührungspunkte. Die gesamte Einrichtung wird von beiden Gruppen dem 

Stab gehörend betrachtet. Die Trennung der beiden Gruppen ergibt sich mehr durch die 

administrative Führung größerer Gruppen als durch die verschiedenen Arbeiten. Der 

ganze Tagesablauf wird ohne Einbeziehung der InsassInnen und ohne Berücksichtigung 

ihrer Interessen vorgeplant. Die gesetzten Arbeitsanreize innerhalb einer totalen 

Institution sind anders als am freien Markt. Eine totale Anpassung der InsassInnen an die 

Ziele der totalen Institution wird verlangt. Der Arbeitsdruck und die Geschwindigkeit 

sind nicht mit dem freien Markt vergleichbar. Dadurch leiden die InsassInnen oft an 

Langeweile. Die InsassInnen werden mit zeremoniellen Belohnungen zur Arbeit zu 

motivieret. Andererseits kann es sich aber auch um eine Art Sklavenarbeit, die genau – 

auch in zeitlicher Hinsicht – vorgegeben wird, handeln, die bei den InsassInnen zu einer 
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Minderung des Selbstwertgefühls führen kann (vgl. Goffman 1973: 18 bis 21). Für die 

InsassInnen lässt sich kein normales Familienleben aufrechterhalten, weil sie das tägliche 

Leben mit den anderen InsassInnen teilen. Die Bediensteten jedoch können die Anstalt 

nach Dienstschluss verlassen und zu ihren Familien zurückkehren. Durch diese weitere 

Verankerung in der Gesellschaft außerhalb der Anstalt nimmt die totale Institution von 

ihnen nicht – im Gegensatz zu den InsassInnen - umfassend Besitz (vgl. Goffman 1973: 

22). Die Gesellschaft versucht die Menschen in den Anstalten gemäß dem jeweiligen 

Auftrag der Anstalt in diesem Sinne zu verändern (vgl. Goffman 1973: 23). In den 

Anstalten wird nicht eine Gegenkultur, sondern eine Kultur des Vorenthaltens geschaffen, 

welche auch nicht mit den gesellschaftlichen Veränderungen Schritt halten kann. Dies 

wirkt sich besonders negativ für InsassInnen aus, die nach einer sehr langen Anhaltezeit 

entlassen werden (vgl. Goffman 1973: 24). 

Neue InsassInnen durchlaufen bei ihrem Eintritt in die Anstalt einen Aufnahmeprozess, 

der sie erniedrigt und gleichzeitig aller sozialen Bindungen beraubt. Der „bürgerliche  

Tod“ kann das Verbot über Geld zu verfügen oder zu wählen beinhalten. Dieser Entzug 

dieser Rechte kann auch für immer erfolgen. Es erfolgt eine totale Trennung von der Welt 

außerhalb der Anstalt. Viele Anstalten verwehren anfangs den InsassInnen Besuch zu 

haben oder Kontakte zu pflegen. Dadurch wird die Zäsur im Leben des neuen InsassInnen 

noch deutlicher, dass sein/ihr Leben nun nach anderen Regeln abläuft. Gleichzeitig wird 

den neuen InsassInnen verdeutlicht, dass sie mit der Anstalt kooperieren müssen. Im Falle 

des Widerstandes wird der Wille durch Strafen und Demütigung gebrochen. Angepasste 

InsassInnen haben dem Personal ihre Ehrerbietung zu erbringen. Bei der Aufnahme 

durchläuft der/die neue InsasseIn einen bürokratischen Prozess, welcher das 

Abfotografieren, die Abnahme von Fingerabdrücken, Leibesvisitation, das Entkleiden, 

das Baden, das Haareschneiden, das Einkleiden mit Anstaltskleidung, das Ausfolgen der 

Hausordnung und die Zuweisung des Schlafplatzes beinhalten kann. Dadurch wird der 

Neuankömmling zu einem Objekt der Anstalt und in die Verwaltungsmaschinerie der 

Anstalt eingegliedert. Die Wegnahme des Namens und der Sachen verdeutlicht dem 

Neuankömmling die Zwangslage in der er sich nun befindet. Die Zuweisung der 

einheitlichen Anstaltskleidung führt dem Neuankömmling deutlich vor Augen, dass er 

nur mehr ein Teil einer größeren Gruppe ist (vgl. Goffman 1973: 25 bis 30). Die bei der 

Aufnahme über den Neuankömmling gesammelten Daten werden in einer Dokumentation 
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zusammengefasst, die dem Personal zur Verfügung steht. Der/Die InsasseIn ist ab dem 

Zeitpunkt der Aufnahme nie allein (vgl. Goffman 1973: 33f). Das Personal steuert den 

Tagesablauf der InsassInnen und bis zur gedankenlosen Akzeptierung der vorgegebenen 

Abläufe wird jede Abweichung sanktioniert. Die Autonomie über sein Handeln selbst zu 

entscheiden wird dem/der InsassenIn genommen (vgl. Goffman 1973: 45). Gleichzeitig 

fordert die Institution die vorgegebenen Regeln nicht zu übertreten, eine dauernde 

Konzentration des/der InsassenIn um nicht in Schwierigkeiten zu geraten (vgl. Goffman 

1973: 49). Der Eintritt in eine Anstalt ist auch mit dem Verlust von bisher gewohnten 

Bequemlichkeiten verbunden (vgl. Goffman 1973: 50). Demütigungen für die 

InsassInnen werden mit anderen Erfordernissen wie Sicherheit oder Hygiene begründet. 

Aber sie dienen auch dazu eine große Menge von Menschen innerhalb eines beschränkten 

Raumes mit wenig Aufwand zu überwachen und zu steuern (vgl. Goffman 1973: 52f). 

Das Privilegiensystem dient dazu die InsassInnen an das System total anzupassen. Im 

Stufenvollzug in den Gefängnissen werden je nach Vollzugsstufe (Prämienstufe) den 

Gefangenen abgestuft Arbeitslohn, Gemeinschaftszellen, Zeitungen, gemeinsame 

Mahlzeiten und Freizeit zugeteilt. Die InsassInnen wie auch das Personal haben klare 

Vorstellungen, welches Verhalten unbotmäßig ist. Verstöße führen nicht nur zum Entzug 

von Privilegien, sondern auch zur Bestrafung (vgl. Goffman 1973: 57ff). In der totalen 

Institution werden die InsassInnen zu einer Schicksalsgemeinschaft vereint. Dies führt zu 

einer Fraternisierung von Menschen, die sich gegenseitig unterstützen und eine 

Gegenkultur zum offiziellen System entwickeln (vgl. Goffman 1973: 61). In der Kultur 

der InsassInnen wird eine Gruppenloyalität erwartet – obwohl es diese nicht gibt - und 

wer dagegen verstößt, wird als Feind betrachtet (vgl. Goffman 1973: 65).  
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2 ROMA; DEREN GESCHICHTE IN GROBEN 

ZÜGEN UND AKTUELLE LAGE IN DER 

SLOWAKISCHEN  

2.1 Die Lage der Roma in Europa bis zur Aufklärung 

Im Laufe des 15. Jahrhunderts erreichten die Roma auf ihrer Wanderschaft Europa. 

Anfangs wurden sie in Europa allgemein geduldet (vgl. Bastian 2001: 12). Schutzbriefe, 

die sie unter dem Schutz der Gebietsherren stellte, boten ihnen einen gewissen Schutz. 

Sie gaben den Inhabern ein Gefühl der Sicherheit und Ruhe. Den bekanntesten 

Schutzbrief der Roma – Schutzbrief des Königs von Ungarn Sigismund aus dem Jahr 

1423 – hat der Regensburger Chronist Andreas Presbyter überliefert. Darin bestätigte 

König Sigismund dem in der Zips ansässigen getreuen Ladislaus, Woiwode der Zigeuner, 

dessen Gerichtsbarkeit über sein Volk und gewährte ihm Schutz jeder Art. Die Jahre von 

1407 bis etwa 1490 werden gerne als „Goldenes Zeitalter“ der Roma bezeichnet, in dieser 

Zeit wurden sie von den Städten und Gemeinden gerne aufgenommen und verpflegt (vgl. 

Benkö 1979: 32). Mit der Erfindung des Schießpulvers und der Feuerwaffen benötigte 

man die Roma als geschickte Waffenschmiede nicht mehr (vgl. in der Mauer 1969: 85). 

In Folge des Zusammenbruchs der feudalen Wirtschaftsordnung stieg die Zahl der Bettler 

dramatisch an und überforderte die öffentliche Armenpflege. Gleichzeitig untergrub das 

Bettelwesen die noch schlecht verankerte Arbeitsmoral. Der Bettler gilt nach der 

protestantischen Ethik nicht länger als ehrwürdige Gestalt, sondern stellt einen Angriff 

auf das soziale Gefüge dar. Diesen nach damaliger Ansicht unproduktiven Müßiggängern 

wird nun mit Hass begegnet. Mit der Zeit richtet sich dieser Hass gegen die schwächste 

Gruppe, die Roma. Dieser frühbürgerliche Antiziganismus wurde durch den 

ökonomischen Wandel ausgelöst (vgl. Maciejewski 1996: 14). Die Handwerker hatten 

leichtes Spiel Acht und Bann über die Roma zu fordern (vgl. in der Mauer 1969: 84). Der 

Reichstag in Lindau (1496 und 1497) hob den Schutzbrief Sigismunds für die Roma auf. 

Die Roma wurden verdächtigt als Spione für die Türken zu arbeiten. Sie wurden für 
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„vogelfrei“ erklärt; dies bedeutete die vollkommene Rechtlosigkeit (vgl. Kaiser 1993: 

17). Es fand sich niemand, der sich für die Roma einsetzte (vgl. in der Mauer 1969: 84). 

Der Spionagevorwurf erfolgte ohne Beweise, diente aber als Rechtfertigung für die 

Verfolgung (vgl. Kaiser 1993: 18). Aufgrund des Rechtsstatus „vogelfrei“ konnten die 

Roma-Männer ohne Prozess erschossen und deren Frauen gezüchtigt werden. Beim 

Reichstag zu Speyer (1498) wurde die Ausweisung der Roma als „Verräter an den 

Christenlanden'“ angeordnet. Im Augsburger Reichsabschied von 1500 wurde den 

Ständen des Reiches aufgetragen, die Roma nicht mehr durch das Land ziehen zu lassen 

und ihnen weder Sicherheit noch Geleit zu geben (vgl. Block 1997: 60f).  

Die Möglichkeit des Ausweichens war beschränkt (vgl. Benkö 1979: 35). Es gab kein 

Land im Westen und in der Mitte Europas, das nicht versuchte mit Gewalt und 

Grausamkeit die Roma loszuwerden (vgl. Block 1997: 64). An wichtigen 

Straßenkreuzungen wurde Galgen zuerst mit der Aufschrift „Strafe für das Lumpenpack, 

die Gauner und die Zigeuner“ aufgestellt und in der Folge mit eindeutiger bildlicher 

Darstellung versehen (vgl. in der Mauer 1969: 110).  

Bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts ging man auch in Österreich mit äußerster Gewalt 

gegen die Roma vor. So erklärte Kaiser Leopold am 20. September 1701 die Roma 

außerhalb der Gesetze stehend – eine andere Bezeichnung für „vogelfrei“. Auf Befehl 

Kaiser Karls VI. aus dem Jahr 1726 sollten alle männliche Roma hingerichtet werden. 

Deren Frauen und Kindern bis 18 Jahren sollte ein Ohr abgeschlagen werden (vgl. Block 

1997: 63). Ein häufiger Zufluchtsort für die Roma war Böhmen. Aber auch dort erging es 

ihnen nicht besser. Dort schnitt man ihnen beim ersten Aufgreifen das linke Ohr ab, beim 

nächsten Mal auch das rechte und schließlich den Kopf (vgl. in der Mauer 1969: 128). 

Damals wurden die Roma mit der Gruppebezeichnung „Zigeuner, Landstreicher, 

Vagabunden und Bettler“ bezeichnet (vgl. Kaiser 1993: 33).  

In den Donaugebieten Rumäniens und Ungarns sind die Roma ab dem 15. Jahrhundert 

sesshaft geworden, wobei sie in Rumänien in die Leibeigenschaft des jeweiligen 

Grundherrn (Hospodaren und Wojwoden) gelangten (vgl. Benkö 1979: 36). 
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2.2 Das schwere Los der Roma im Zeitalter der Aufklärung  

Die Fruchtlosigkeit der gegenüber den Roma eingeschlagen Politik führte in einigen 

Ländern zur Abkehr von der bisherigen Behandlung der Roma und drückte sich in 

humanitären Bestrebungen aus (vgl. Block 1997: 64). Dies war durch idealistische 

Vorstellungen geprägt. In der Praxis leiteten die Bestrebungen von Maria Theresia und 

ihres Sohnes Josef II. für die Roma einen überaus schrecklichen Zeitabschnitt ein. Maria 

Theresia wollte mit „gütiger Strenge“ die Roma durch Erziehung zu „ordentlichen 

Menschen“ umformen. Dies alles geschah in rührender Unkenntnis der wahren Situation 

(vgl. in der Mauer 1969: 125). Mit Verordnung sollten die Roma zu Aufgabe ihrer 

bisherigen Lebens- und Verdienstgewohnheiten gezwungen werden. Die Anpassung an 

die (herrschende) gesellschaftliche Norm – Sesshaftigkeit und geregelte Erwerbstätigkeit 

– sowie die Auflösung einer eigenen Roma-Identität standen im Mittelpunkt ihrer Politik 

gegenüber den Roma (vgl. Benkö 1979: 41).  

Die Roma galten in der Zeit der Romantik als Symbol für Freiheitsliebe und 

Naturverbundenheit. Diese Zuschreibung aber änderte nichts am Ruf der Roma (vgl. 

Clebert 1964: 111-116).  Das Los der Roma besserte sich erst durch die Zuerkennung der 

vollen staatsbürgerlichen Rechte gegen Ende des 19. Jahrhunderts. Vagabundierende 

Roma waren aber weiter den Schikanen der Polizei ausgesetzt (vgl. in der Mauer 1969: 

129). Bei der 1893 durchgeführten Bevölkerungszählung wurden von den 36.231 Roma 

auf dem Gebiet der heutigen Slowakei 33.655 als sesshaft, 1.973 als seminomadisch und 

606 als nomadisch kategorisiert (vgl. Crowe 2007: 41). 

2.3 Roma am Beginn des 20. Jahrhunderts 

Im Oktober 1918 wurde nach der Masaryk’schen Idee des tschechoslowakischen 

Staatsvolkes die Tschechische Republik (Erste Republik) gegründet. Im slowakischen 

Landesteil bestanden jedoch gegen diese Vorstellung Vorbehalte. Unter dem Schutz - und 

Abhängigkeit - des Dritten Reiches wurde die Eigenstaatlichkeit der Slowakei ab dem 
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Frühjahr 1939 erreicht, die durch die Wiederherstellung der Tschechoslowakischen 

Republik im Jahr 1945 endete (vgl. Gyarfasova 1997: 149). 

Durch die Wirtschaftskrise in der (Ersten) Tschechischen Republik kam es zu einer 

Verarmung der Bevölkerung, wovon auch die Roma betroffen waren. Gleichzeitig nahm 

die Anzahl der Roma durch die Wanderroma aus Ungarn und Rumänien zu. Der 

merkliche Anstieg der Kriminalität ließ die Forderung nach einer Lösung des „Roma-

Problems“ entstehen. Mit dem Gesetz über herumziehende Roma wurden die 

Wanderungen der Roma eingeschränkt. Sie durften nur lagern, wo es der Bürgermeister 

genehmigte. Bestimmte Gebiete konnten für Roma gesperrt werden. Diese Sperre wurde 

für alle Ortschaften der Hohen Tatra und die Kurorte in der ostslowakischen Region Spis 

verhängt. Ausländischen Roma wurde der Aufenthalt in der Tschechischen Republik 

verboten (vgl. Hoffstädterova 2005: 44f).  

2.4 Rassenwahn im 3. Reich 

Durch den Rassenwahn wurden die Roma nun zusätzlich zu einer „minderwertigen 

Rasse“ (vgl. Maciejewski 1996: 9). Das Dritte Reich beeinflusste auch die Behandlung 

der Roma durch die von Deutschland abhängige Regierung der Slowakei. Trotzdem war 

die Stellung der Roma in der Slowakei besser als in Böhmen. Mit Erlass aufgrund des 

Wehrgesetzes wurde 1940 den Juden und Roma verwehrt, Soldat zu werden. 

Heeresangehörige verloren ihre Stellung und ihren Rang. Ein Gesetz aus dem Jahr 1940 

definierte, dass jeder als Roma zählt, dessen Eltern Roma sind. Ein Wanderverbot wurde 

ausgesprochen. Die Roma duften nur in Häusern abseits stark befahrener Straßen 

wohnen. Ein wenig später wurde für die Roma eine Arbeitspflicht eingeführt. Im Jahr 

1944 wurde den Roma verboten, die Bahn zu benützen. Höhepunkt der 

Diskriminierungsmaßnahmen war die Abschiebung der Roma in Arbeitslager (vgl. 

Hoffstädterova 2005: 45f). Die slowakischen Roma wurden (im Gegensatz zu den Roma 

in den benachbarten Ländern) nicht in die Konzentrationslager deportiert. Nach der 

blutigen Niederschlagung des slowakischen Nationalaufstandes 1944 verübten die 

Nationalsozialisten und deren Helfer Massaker an den Roma (vgl. Gauß 2006: 75). 
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2.5 Die Roma und der Kommunismus 

Durch die kommunistische Machtübernahme in der Tschechoslowakischen Republik im 

Februar 1948 wurde die Forderung der Slowakei nach nationaler Souveränität und mehr 

politischer Selbständigkeit nicht durchsetzbar (vgl. Gyarfasova 1997: 149). Das Verbot 

der traditionellen Beschäftigung förderte die weitere Verarmung der Roma (vgl. Puxon 

1979: 56). Durch die Kollektivierung 1949 trat ein wesentlicher Wandel in den 

Sozialstrukturen der Gesellschaft ein. (vgl. Internetquelle 3). Im zu geringen Umfang 

haben die Behörden versucht, die Wohnsituation der Roma zu verbessern. In viele 

Siedlungen war die Trinkwasserversorgung ebenso nicht gewährleistet wie der Anschluss 

an das öffentliche Straßennetz (vgl. Puxon 1979: 56). 

Im Jahr 1952 gab das Innenministerium eine Direktive heraus, mit der die 

Lebensumstände der Roma verbessert werden sollten und eine Änderung der 

traditionellen Lebensführung der Roma wurde als  mögliches Ergebnis vorgeschlagen 

(vgl. Internetquelle 3). Durch Beseitigung der Sprache (Verbot der Roma Sprache) und 

Kultur der Roma und breite staatliche Versorgung sollte die aus Sicht der Regierung 

bestehende wirtschaftliche, kulturelle sowie soziale Rückständigkeit der Roma gelöst 

werden (vgl. Hoffstädterova 2005: 50f). Einigen Roma gelang die Integration in die 

(sozialistische) Gesellschaft. Sie fanden in den Industriekombinaten Arbeit: Ihre Kinder 

besuchten staatliche Schulen und einzelne absolvierten sogar eine Hochschule. Sie legten 

- nach damaliger vorherrschender Sicht - durch die Integration in die Gesellschaft ihre 

„Roma-Identität“ ab und wurden zu „sozialistischen Bürgern“. Ihre Sprache war auf 

Ämtern verboten und wurde weder im Kindergarten noch in der Schule gelehrt. Die 

Roma-Kultur galt als Indiz für soziale Rückständigkeit. Volle staatsbürgerliche Rechte 

waren nur durch Preisgabe ihrer Sprache, Lebensform und Kultur zu erreichen. Dazu aber 

waren viele Roma nicht willens und bereit (vgl. Gauß 2006: 10). 

Am 17. Oktober 1958 wurde in Prag ein „Gesetz zur Seßhaftmachung der Zigeuner“ 

erlassen“ (vgl. in der Mauer, 1969, 142). Die Regierung betrachtete die Ansiedlung der 

Roma als Lösung des „Roma-Problems“ (vgl. Hoffstädterova 2005: 51). Die 30.000 

nomadisierenden Roma waren besonders hart getroffen. Sie mussten ihr Nomadenleben 

aufgeben, ohne dass man ihnen eine lebensfähige Alternative bot (vgl. Puxon 1979: 56). 
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Dieses Gesetz stand jedoch nicht nur im Widerspruch zum Gesetz der freien Bewegung 

und des freien Aufenthaltes sondern es verkannte die Realität. In der Ostslowakei lebten 

auch viele Nicht-Roma unter schrecklichen Bedingungen – in Boden- und Sennhütten. 

Die lokalen Behörden konnten den Mangel an Arbeitsplätzen und Wohnmöglichkeiten 

nicht beseitigen (vgl. Hoffstädterova 2005: 51f). Es gab den Versuch die Roma dort 

anzusiedeln, wo die Deutschen 1945 vertrieben wurden (vgl. Gauß, 2006: 67).  

1965 wurde ein Regierungsausschuss für Roma-Fragen eingerichtet. Der hohen 

Konzentration an Roma in der Ostslowakei wurde die Schuld an den Misserfolgen der 

Abhilfemaßnahmen gegeben. Daher wurden Roma aus diesen Gebieten abgesiedelt und 

über die Republik verteilt. Gleichzeitig wurden gemäß dem Regierungsbeschluss Nr. 

502/1965 deren Hütten zerstört. Ferner sollte das Wohnungsproblem der Roma gelöst und 

der Schulbesuch der Roma-Kinder sichergestellt werden. Die arbeitsfähigen Roma-

Männer sollten in den Arbeitsprozess eingegliedert werden (vgl. Internetquelle 3). Im 

industrialisierten Tschechien, wohin die slowakischen Roma vorzugsweise transferiert 

wurden, bestand nach ihrem Handwerk keine Nachfrage und sie wurden in die 

Industriearbeiterschaft eingegliedert (vgl. in der Mauer 1969: 143). Dies bedeutete 

neuerlich den Versuch einer Zwangsassimilierung der Roma-Bevölkerung mit 

Bürgerrechtsverletzungen.  

An die kommunistischen Nationalkomitees erging der Auftrag für die Roma feste 

Arbeitsplätze zu suchen und die Roma-Kinder in Schulen, Lehr- und 

Erziehungseinrichtungen, die entfernt vom Wohnort der Eltern waren, unterzubringen 

(vgl. in der Mauer 1969: 143). Die schmutzigen Roma-Siedlungen passten nicht in das 

kommunistische Bild des Regimes. Mit Bulldozern wurden Siedlungen zerstört, die 

Bewohner in Plattenbauten umgesiedelt. Von den Roma wurde eine Anpassung an die 

neue Lebenssituation erwartet. Die Bedeutung der aus dem Sozialismus abgeleiteten 

Arbeits- und Schulpflicht wurde von den Roma nicht verstanden (vgl. Hoffstädterova, 

2005: 53). Zeitungen berichteten über das erfolglose Millionen-Kronen-Projekt der 

Umsiedlung und Sesshaftmachung der Roma (1967: 82 Millionen Kronen). Sie zogen 

weiter ihre traditionelle Lebensweise vor. Den Arbeitseinsatz auf Baustellen oder 

Fabriken entzogen sie sich durch Flucht (vgl. in der Mauer 1969: 24). Vom Anfang an 

wurden die Roma in die Planung des Projekts nicht eingebunden. Gleichzeitig konnten 
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die Verantwortlichen in den Gemeinden nicht zu einer Aufnahme der Roma gewonnen 

werden. Ein amtlicher Bericht stellte den mangelnden Fortschritt im Bereich der 

Assimilierung der Roma fest. Daher wurde diskutiert, die Roma als eigene Nationalität 

anzuerkennen. In der tschechoslowakischen Verfassung wurden nur die ungarische, 

ukrainische und polnische Minderheit als Nationalität angeführt. Dazu kam es jedoch 

nicht, aber immerhin wurden die Roma als ethnische Gruppe anerkannt. In amtlichen 

Dokumenten erschien nun das Wort „Rom“ an der Stelle von „Cigan“. Das Ziel der 

Roma-Politik war nun die Integration und nicht mehr die Assimilierung. 

Die Dubcek-Ära erweckte in den Roma die Hoffnung, dass ihre Vertreter in die 

Vertretungskörper Einzug halten werden (vgl. Puxon 1979: 56f). Gemeinsam kämpften 

die Roma mit den Tschechen und Slowaken gegen die Unterdrückung der 

Reformbewegung im August 1968. Deren Beitrag vor allem als Kundschafter und 

Botengänger fand die Anerkennung der Mehrheitsbevölkerung (vgl. in der Mauer, 1969, 

144). Der Bildungsstandard der Roma wurde angehoben aber gleichzeitig blieb die 

„Sprachbarriere“ das Hauptproblem der Roma-Kinder in der Schule. Von den Roma-

Jugendlichen besuchten nur 62 Prozent eine weiterführende Schule und nur zehn Prozent 

haben erfolgreich diese höhere Ausbildung abgeschlossen (vgl. Internetquelle 3). 

Der Zusammenbruch des alten Regimes und der damit einhergehende gesellschaftliche 

und wirtschaftliche Wandel traf die Roma härter als die Mehrheitsbevölkerung. Sie hatten 

sich gerade an die kommunistischen Spielregeln – auch mit deren Sicherheiten - 

angepasst und erkannten nicht sofort die Herausforderungen der Transformation – 

Eigenverantwortung für ihr Leben. Die Roma waren aufgrund ihrer schlechten 

Ausbildung – die Folge der Ausgrenzung – die ersten, die ihren Arbeitsplatz verloren 

(vgl. Hoffstädterova 2005: 54).   

2.6 Zusammenbruch und der Abspaltung der Slowakei 

1990 wurde eine Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz des Regierungsrats für Nationen und 

ethnische Minderheiten Jan Carnogursky eingesetzt. Diese Arbeitsgruppe sollte ein 

Konzept über die Beziehungen zu den Roma erstellen. Mit der Resolution Nr. 153 
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beschloss die Regierung am 9. April 1991 das Rahmendokument über die Grundsätze der 

Politik gegenüber den Roma. Das nach der Weiterbearbeitung bei der Tagung des „Rats 

für Nationen und ethnische Minderheiten“ vorgelegte Dokument wurde aber von der 

Regierung nicht angenommen (vgl. Hoffstädterova 2005: 57). Den Roma wurde das 

Recht eingeräumt, sich als eigene Nationalität zu bekennen und dieselben Rechte wie die 

anderen Nationalitäten der Slowakei zu haben (vgl. Internetquelle 3). Die Förderung der 

Roma-Schüler und Studenten allerdings krankte durch die fehlenden wirtschaftlichen, 

institutionellen, personellen und pädagogischen Voraussetzungen (vgl Hoffstädterova 

2005: 58). Die Periode 1990 bis 1992 war der Höhepunkt des gesellschaftlichen 

Einflusses der Roma. Sie waren im Parlament vertreten und Roma wurden in der 

öffentlichen Verwaltung angestellt (vgl. Internetquelle 3). 

Trotzdem wurden die Roma Opfer rassistisch motivierter Gewalt durch die Skinheads. 

Der Hass und die Angriffe der Skinhead richtete sich nicht nur gegen die Roma, sondern 

auch gegen afrikanische Studenten wie im Dezember 1992 (vgl. Sinzinger 2002: 105). 

Die Regierung wies die Bürgermeister an die Skinhead-Aktivitäten zu unterbinden. 

Gleichzeitig empfahl sie den Gemeinden Vertreter der Roma in die Gemeindeverwaltung 

einzubinden sowie in die Gemeindepolizei aufzunehmen (Hoffstädterova 2005: 59). Im 

Kreis Lucenec in der Gemeinde Fil’akovo, wo rund 80 Prozent der dort lebenden 2.000 

Roma von Sozialleistungen abhängig waren, wurden den Roma-Familien im April 2001 

Grundstücke zum Anbau von Gemüse unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Der 

zuständige Bürgermeister kommentierte diese Überlassung mit den Worten, dass „sie uns 

nun beweisen können, dass sie ihre Angehörigen durch eigenhändig angebautes Gemüse 

versorgen können und nicht dadurch, dass sie von Fremden stehlen“ (zitiert nach 

Sinzinger, 2002, 105). Der Diebstahl von Feldfrüchten stellt in der gesamten Slowakei ein 

Problem dar. Daher hat einer der Nutznießer der Grundstücksüberlassung gleich sein 

Grundstück eingezäunt, um es vor Diebstählen zu sichern. Die Tageszeitung SME brachte 

am 24. August 2001 einen Bericht über eine Firma, die landwirtschaftliche Produkte 

verarbeitet. Dieser sei durch Diebstähle von Obst ein Schaden in der Höhe von 500.000 

Kronen entstanden. Der Firmenchef unterstellte den Roma diese Diebstähle organisiert 

und durch (strafunmündige) Kinder auszuführen zu lassen, um keine Probleme mit der 

Polizei zu bekommen (vgl. Sinzinger 2002: 105f). 
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In den ersten Jahren der selbständigen Slowakischen Republik war das Verhältnis zu den 

Roma sehr gespannt. Populistische Politiker wollten den Roma sogar die 

Gleichberechtigung absprechen (vgl. Internetquelle 3). 

Aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit, der schwierigen Sozial-, Wohn- und 

Erziehungssituation sowie Problemen bei Gesundheitsvorsorge und Hygiene wurde im 

September 1995 das Amt des „Beauftragten der Regierung für die Lösung der Probleme 

der Bürger, die spezielle Hilfe benötigen“, geschaffen.  

Der Beauftragte konnte nur von der Regierung über Vorschlag des Ministeriums für 

Arbeit, Soziales und Familie ernannt bzw. abberufen werden. Dem Beauftragten kam 

jedoch nach den Statuten nur beratenden Funktion der Regierung aber keine 

Entscheidungsfunktion zu. Die Roma-Bevölkerung wurde als Bürger mit keiner sozialen 

Anpassung definiert (vgl. Internetquelle 3). 

1997 wurden die Roma von Regierungsseite nicht mehr wie in Zeiten des Kommunismus 

als Personen, die spezielle Hilfe benötigen oder als anpassungsunfähige Bürger 

bezeichnet, sondern als Roma-Bürger. Trotzdem wurde unter  der Regierung von 

Ministerpräsident Vladimir Meciar nichts zur Lösung der tristen Lage der Roma 

unternommen. Zur Verbesserung der Wohnsituation der Roma wurden 1997 60 Millionen 

Kronen in den Bau von zehn neuen Wohnhäuser investiert, 56 Vorbereitungsklassen für 

700 Kinder eingerichtet und im folgenden Jahr weitere 91 Klassen für 1250 Kinder. Die 

Zahl der Sozialarbeiter wurde erhöht und in Gebieten mit einem hohen Roma-Anteil (die 

Bezirke Banska Bystrica, Kosice und Presov) eingesetzt. Die Regierung war überzeugt, 

mit diesen Maßnahmen das soziale Problem der Roma lösen zu können (vgl. 

Hoffstädterova 2005: 60 und Internetquelle 3). Gleichzeitig wurde vom 

Ministerpräsidenten Meciar die hohe Geburtenrate der Roma-Bevölkerung als Gefahr für 

die nationale Homogenität hingestellt und damit auch die Kürzung des Kindergeldes 

begründet. Allgemein galt das „Zigeunerproblem“ mitverantwortlich für gesellschaftliche 

Missstände (vgl. Heuß 1996: 110f).  

Die Angriffe der Skinheads auf die Roma lösten eine Welle von Asylanträgen in 

europäischen Staaten aus. Die Asylanträge der slowakischen Roma für Großbritannien 

stiegen in den ersten sieben Monaten des Jahres 1997 sprunghaft an. Dies setzte sich auch 
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im Jahr 1998 fort. Bis Oktober 1998 wurden knapp 1.300 Asylanträge gezählt. Am 

Londoner Flughafen Heathrow war die Einwanderungsbehörde mit slowakischen Roma 

überfüllt. Großbritannien reagierte auf diese Einreisewelle mit Einführung der 

Visumspflicht für slowakische Staatsbürger. Daraufhin wichen die Roma nach Belgien 

mit ihren Asylanträgen aus. Allein am 1. Oktober 1998 suchten etwa 500 slowakische 

Roma bei der belgischen Botschaft um Asyl an. Weitere etwa 1.000 slowakische Roma 

flohen bis 1999 mit der Begründung der Verfolgung nach Finnland. Um diese Einreise zu 

begrenzen führte auch Finnland die Visumspflicht für slowakische Bürger ein. Dadurch 

kam es zu einem weiteren Anstieg der Flüchtlingsbewegung nach Belgien. Im Oktober 

1999 schob Belgien die slowakischen Roma in ihr Heimatland ab. Aufgrund der vielen 

Asylanträge der slowakischen Roma führten in Folge mehrere europäische Staaten die 

Visumspflicht für slowakische Staatsbürger ein (z.B. Dänemark, Norwegen, Belgien). In 

der Tschechischen Republik stiegen die Asylanträge der slowakischen Roma dramatisch 

an. Die slowakische Regierung bemühte sich bei den europäischen Staaten erfolgreich – 

bis auf Großbritannien und Irland – um die Aufhebung der Visumspflicht für slowakische 

Staatsbürger, die mit 15.3.2001 erfolgte. Daraufhin wurden wieder Asylanträge von 

slowakischen Roma bei den belgischen Behörden eingebracht. Von Seiten der 

slowakischen Regierung wurde die Berechtigung der Berufung auf politische Gründe für 

einen Asylantrag in Abrede gestellt (vgl. Sinzinger 2002: 107f). Die politisch 

rechtsradikale Partei SNS begrüßte die Auswanderung der Roma und ihr Vertreter Jan 

Slota sprach in einem Interview seinen Wunsch nach mehr so weichen Asylgesetzen wie 

Finnland aus, damit mehr Roma auswandern und somit ein Grund zum Feiern vorliege 

(vgl. Sinzinger 2002: 110). 

Die Integration der Roma hatte für die aus den Wahlen 1998 hervorgegangene Regierung 

höchste Priorität (vgl. Internetquelle 3). Zu dieser Priorisierung kam es deshalb, weil die 

Europäische Union in diesem Sinne auf die Regierung Mikulas Dzurinda eingewirkt hat 

(vgl. Hoffstädterova 2005: 61). Es wurde ein umfassender Aktionsplan erstellt und ein 

Regierungsbevollmächtigter für die Lösung der Probleme der Roma-Minderheit 

geschaffen. Diese Position wurde mit einem Vertreter der Roma-Minderheit besetzt (vgl. 

Sinzinger 2002, 111). Hier kommt deutlich der Paradigmenwechsel im Umgang mit der 

Roma-Minderheit zum Ausdruck. Die Roma wurden aktiv in die Ausarbeitung von 

Lösungen ihrer Lebensumstände miteingebunden und es begann ein Dialog mit den 
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Roma-Vertretern (vgl. Hoffstädterova 2005: 61). Unter Beteiligung von Roma-Vertretern 

wurde ein „Runder Tisch“ im April 1999 abgehalten und dabei die Grundlagen der 

Strategie der Regierung zur Lösung der Probleme der Roma-Minderheit erarbeitet. Die 

Nichtgewährung der verfassungsmäßigen Minderheitenrechte gegenüber den Roma 

wurde kritisiert ebenso wie die Nichtmeldung von vielen rassistisch motivierten Straftaten 

bei der Polizei. Um rassistische Hetze zu unterbinden erfasste das Innenministerium bei 

Straftaten nicht mehr die ethnische Zugehörigkeit. Verschärft wurde von der Polizei 

gegen rechtsradikale Gruppen (z.B. Skinheads) vorgegangen. Die Verwaltung wurde für 

die Probleme der Roma sensibilisiert. Erstmals wurden auch NGOs – wenn sie nicht auf 

Gewinn ausgerichtet waren – in ihrer Roma-Betreuungsarbeit von der Regierung 

finanziell unterstützt und somit ihre bisherigen Leistung auf diesem Gebiet anerkannt. Die 

Regierung förderte Projekte im Bildungs- und Sozialbereich und nutzte die besseren 

Kenntnisse der regionalen Organisationen über die konkreten Verhältnisse vor Ort (vgl. 

Sinzinger 2002, 111f). Manche Ministerien bekundeten nur einen formellen Willen zur 

Lösung der Roma-Frage. Auf regionaler Ebene war nicht einmal das zu bemerken (vgl. 

Hoffstädterova 2005: 62).  

2.7 Wirtschaftlicher Umbruch 

Das Jahr 1989 brachte nicht nur einen Wechsel im Regierungssystem sondern auch im 

Wirtschaftssystem. Das kommunistische Planwirtschaftssystem wurde durch eine 

kapitalistische Ausrichtung ersetzt. Mittels der sogenannten „Schocktherapie“ versuchte 

der damalige Finanzminister der CSFR Vaclav Klaus mit Unterstützung neoliberaler 

Kreise den wirtschaftlichen Systemwechsel durchzusetzen. Neben der Privatisierung der 

Staatsbetriebe waren die Liberalisierung der Preise und des Außenhandels sowie die 

Abschaffung aller Subventionen vorgesehen. Durch diese drastischen Maßnahmen war 

ein 5 Prozent Rückgang des Bruttoinlandsprodukts erwartet worden. Tatsächlich sank es 

jedoch in den Jahren 1989 bis 1993 um 25 Prozent. Die aus kommunistischer Zeit 

bestehende Rüstungs- und Schwerindustrie war in diesem Umfang nicht mehr 

erforderlich. Folge war eine massive Arbeitslosigkeit – in einzelnen Bezirken bis 35 

Prozent - und ein rasanter Absinken des Lebensniveaus der slowakischen Bevölkerung. 
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Die Kupon-Privatisierung der ehemaligen Staatsbetriebe führte zu Agonie und der 

inneren Aushöhlung der Unternehmen (vgl. Sinzinger 2002: 60 und 72). Ende 1995 

waren 45 Prozent des staatlichen Eigentums privatisiert. 93 Prozent des Einzelhandels 

und 80 Prozent des Baugewerbes befanden sich im privaten Eigentum (vgl. Gyarfasova 

1997: 148).  

2001 war Jugendarbeitslosigkeit in den strukturschwachen Gegenden der Slowakei sehr 

hoch. Am höchsten war sie in den beiden östlichen Regionen (Presov 47,6 Prozent und 

Kosice 46,1 Prozent) aber auch in anderen Regionen (z.B. Tmava 46,1 Prozent und Nitra 

42,5 Prozent) war sie nicht wesentlich niedriger. Vor allem für Menschen mit niedriger 

Schulbildung war es schwierig Arbeit zu finden. Dementsprechend stark war diese 

Gruppe von der Arbeitslosigkeit betroffen. Das durchschnittliche nominale Einkommen 

lag - laut den Angaben des Statistischen Amtes der Slowakei - im ersten Halbjahr 2001 

bei 11.693 SKK pro Monat. Somit lag es um 7,6 Prozent höher als im Vergleich zum 

Vorjahr. So wie bei der Arbeitslosigkeit war aber auch beim durchschnittlichen Pro-Kopf-

Einkommen das West-Ost-Gefälle feststellbar. So wies der im Westen der Slowakei 

liegende Bezirk Bratislava IV mit 18.247 SKK/Monat das höchste durchschnittliche Pro-

Kopf-Einkommen in der Slowakei aus. Hingegen wurde im Osten der Slowakei in 

Sobrance mit nur 7.711 SKK/Monat das niedrigste durchschnittliche Pro-Kopf-

Einkommen in der Slowakei verzeichnet (vgl. Sinzinger 2002: 73f). Somit betrugen die 

Einkommensunterschiede zwischen der Region mit dem höchstem und niedrigsten 

durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen mehr als 1:2, was eine Festschreibung des 

sozialen Gefälles in der Slowakei bedeutete.  

2.8 Die Stellung der Roma in der (tschecho-)slowakischen 

Gesellschaft 

In der Nachkriegszeit bis 1989 waren die Roma nie gleichberechtigte Bürger des Staates. 

Gleichzeitig wurden ihre kulturellen, ethnischen und moralischen Werte aufgelöst. Die 

Werthaltung in der kommunistischen Ära gegenüber der Roma-Minderheit wirkt auch 

heute noch auf des Verhältnis zwischen der Mehrheitsbevölkerung und der Roma-
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Minderheit (vgl. Hoffstädterova, 2005: 49f). Auch brachte diese Zeit viele Vorurteile und 

Aversionen gegenüber der Roma-Bevölkerung hervor (vgl. Internetquelle 3). Bessere 

Schulbildung kann nicht allein diese soziale Kluft zwischen den Bevölkerungsgruppen 

überbrücken und verbessert auch nicht die Chance auf einen sozialen Aufstieg sowie auf 

Integration (vgl. Heuß, 1996: 94). Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass die Absolventen 

höherer Schulen aus der Roma-Gemeinschaft ausgeschlossen werden. In Lunik IX leben 

diese gut ausgebildeten und erwerbstätigen Roma am Rande der Siedlung. Sie werden 

allerdings von den eigenen Leuten als Verräter gemieden. Gleichzeitig werden diese von 

den anderen Bürger weiter als Roma angesehen und teilen hier das Schicksal der 

Verachtung wie alle anderen Roma (vgl. Gauß, 2006, 32). Der Sozialhilfebezug der Roma 

– insbesondere als dieser noch vor den Reformen sehr hoch war – stieß auf Missfallen in 

der Mehrheitsgesellschaft. Ebenso stieß die Zuweisung von besserem Wohnraum an die 

Roma  auf Ablehnung. Für diese Maßnahmen fehlte das Verständnis in der 

Mehrheitsgesellschaft. Vor allem die dafür aufgelaufen Kosten standen im Mittelpunkt 

der öffentlichen Diskussion, da die Mehrheitsgesellschaft über die Notwendigkeit der 

Maßnahmen nicht ausreichend informiert war und an den Lebensumständen der Roma 

nicht interessiert war. Im schulischen Geschichtsunterricht in der Slowakei wird nicht 

über die Roma gelehrt (vgl. Hoffstädterova, 2005: 102f).  

Die slowakische Mehrheitsbevölkerung versteht unter der Integration der Roma eher die 

Assimilation. Sie sind überzeugt, dass das Zusammenleben mit den Roma nur 

funktioniert, wenn die Roma so wie die Mehrheitsgesellschaft leben. Allgemein wird in 

der Slowakei in der letzten Zeit der Begriff „Integration“ eher in Zusammenhang mit der 

Europäischen Union als mit den Roma verwendet (vgl. Hoffstädterova, 2005: 101). Allein 

die Kenntnis der Kultur und der Tradition der Roma würde für sich noch keine 

Integration in die Gesellschaft bedeuten. Vielmehr ist die Einsicht notwendig, dass die 

Roma nicht assimiliert sondern nur integriert werden können. Die Vorstellung, dass sich 

die Roma genauso wie der Rest der Gesellschaft verhalten werden, muss aufgegeben 

werden. Nur eine Akzeptanz der anderen Lebensweise würde die Integration der Roma in 

die slowakische Gesellschaft sicherstellen (vgl. Hoffstädterova, 2005: 104). 
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2.9 Schule und Bildung 

Der Ausbildungsstand ist eines der größten Probleme der Roma-Frage in der Slowakei 

(vgl. Hoffstädterova, 2005: 74). Roma-Kinder werden bereits beim Eintritt in die Schule 

diskriminiert wegen der schlechten Beherrschung der slowakischen Sprache (vgl. 

Hoffstädterova, 2005: 55). Dass sie in den Schulen nicht willkommen sind, kommt auch 

dadurch zum Ausdruck, dass sie ausschließlich in die hinteren Reihen gesetzt oder in 

eigenen Roma-Klassen unterrichtet werden (vgl. Heuß, 1996: 97). Dies ist dann der Fall, 

wenn der Anteil der Roma-Kinder ein Drittel oder die Hälfte der Schüler erreicht. 

Offiziell wird diese Vorgangsweise vom den Direktoren damit gerechtfertigt, dass die 

Roma-Kinder nur in einer Sonderklasse die Defizite durch spezielle Förderung 

aufarbeiten könnten. Der Druck der anderen Eltern auf die Schulleitung, ihre Kinder 

wegen der Roma-Mitschüler in eine andere Schule zu schicken, dürfte für diese 

Vorgangsweise ausschlaggebend sein (vgl. Gauß, 2006: 38). Das nicht ausreichende 

Beherrschen der slowakischen Sprache wird oft mit einer mentalen Behinderung des 

Kindes verwechselt. Diese Sprachschwierigkeiten führen zu einem sofortigen Ausschluss 

vom Unterricht oder zum Abschieben in eine Sonderschule (vgl. Hoffstädterova, 2005: 

74). Diese „mentale Behinderung“ führt dazu, dass an die Kinder dann viel niedrigere 

Forderungen in den Schulen gestellt werden. Psychologische Test, die in Slowakisch 

durchgeführt werden, und Materien behandeln, mit denen die Roma-Kinder nicht vertraut 

sind, bilden die Grundlage für die Einschulung bzw. Zuweisung in eine Sonderschule. 

Hier kommt die kulturelle und sprachliche Diskriminierung der Roma-Kinder klar zum 

Vorschein (vgl. Hoffstädterova, 2005: 74f). Bei Lernproblemen wird den Roma-Kindern 

nicht die notwendige Unterstützung zuteil. Dadurch brechen sie die Schulausbildung – 

auch schon in der Unterstufe – frühzeitig ab (vgl. Hoffstädterova, 2005: 80). Selbst 

während der Zeit des Kommunismus (um 1970) haben in einigen Regionen 86 Prozent 

der Roma-Kinder den Abschuss der neunjährigen Grundschule nicht erreicht (vgl. Puxon 

56). Oder sie wählen dann eine Schule, meist eine Lehranstalt ohne Matura, wo die 

Chancen nach Beendigung der Schule einen qualifizierten Arbeitsplatz zu erhalten, sehr 

gering sind (vgl. Hoffstädterova, 2005: 55). Die Ausbildung ist einer der Grundsteine für 

eine erfolgreiche Integration (vgl. Hoffstädterova, 2005: 104). Oft verhindert auch die 

(drückende) Armut der Eltern den Schulbesuch der Kinder. Lernunterlagen für die Kinder 
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können nicht finanziert werden. Die Kinder werden zum Betteln geschickt. Regierung 

und NGOs versuchen durch Förderungen, wie die Ausgabe von Mittagessen in der Schule 

oder Stipendien für Roma-Kinder, den Schulbesuch zu steigern. Die 

Perspektivenlosigkeit der Roma-Schüler kommt in der Antwort auf die Frage nach ihren 

Plänen nach Beendigung der Schule – Arbeitslosengeld zu beziehen – zum Ausdruck (vgl 

Hoffstädterova, 2005: 75). Sie tradieren das Verhaltensmuster ihrer Eltern und sind in 

ihrem sozialen Netz verfangen (vgl. Hoffstädterova, 2005: 55). Die traditionellen 

beruflichen Fähigkeiten der Roma-Männer waren am Arbeitsmarkt nicht mehr gefragt 

und somit konnten sie ihre Rollen als Ernährer der Familien nicht mehr erfüllen. Die 

Stellung der Männer als Oberhaupt der Familie war hierdurch gefährdet. Außerdem 

wollten die Väter keine besser ausgebildeten Kinder – vor allem keine Töchter (vgl. 

Gauß, 2006, 40). Während des Kommunismus wurde der Schulbesuch staatlich 

überwacht. Er wurde mit Vorladungen zur Polizei oder Kindesabnahme oder Kürzung der 

Sozialhilfe durchgesetzt. Während der Umbruchszeit zwang die Roma niemand ihre 

Kinder in die Schule zu schicken (vgl. Hoffstädterova, 2005: 55). Heute wird neben 

positiven Anreizen für einen regelmäßigen Schulbesuch – gratis Mittagessen in der 

Schule für bedürftige Kinder, Erfolgsstipendien – versucht durch Entzug der 

Kinderbeihilfe bei zu häufigem Fehlen den Schulbesuch durchzusetzen. Die 

Kinderbeihilfe wird den Eltern nicht mehr direkt ausbezahlt sondern damit Leistungen für 

die Schüler in der Schule finanziert. Durch diese Maßnahmen konnte der Schulbesuch 

merklich erhöht werden. Gleichzeitig wird auch die Vorschulerziehung der Roma-Kinder 

gefördert um diesen einen leichteren Schuleinstieg zu ermöglichen (vgl. Hoffstädterova 

2005: 76f). Dabei wird ihnen beigebracht, welche Regeln einzuhalten sind und durch 

Spielen die Sprachkompetenz in Slowakisch gefördert (vgl. Hofstädterova 2005: 104). 

Mit der richtigen pädagogischen Unterstützung erbringen die Roma-Kinder sehr gute 

Schulerfolge. Die praktische Umsetzung der Konzepte der Erziehung der Roma-Kinder 

und Schüler scheitert jedoch an den mangelnden Umsetzungsschritten des Ministeriums 

und der Finanzierung (vgl. Hoffstädterova 2005: 80). 
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2.10   Soziale Lage der Roma 

Die Roma gehören zu den Verlierern des Überganges vom kommunistischen zum 

kapitalistischen System durch eine schlechte Ausbildung, hohe Arbeitslosigkeit, schlechte 

Wohnsituation und schlechte gesundheitliche Versorgung (vgl. Heuß 1996: 100). Die 

Orientierungslosigkeit wird auch noch durch den Zerfall der traditionellen Lebensform, 

neuer geographischer Mobilität, urbaner Anonymität, der Arbeitsmarktdynamik und dem 

Anwachsen extremer Konkurrenzbeziehungen beschleunigt (vgl. Sinzinger 2002: 20). Die 

Mittel- und Ostslowakei – das hauptsächliche Siedlungsgebiet der slowakischen Roma – 

leidet stark unter einer hohen Arbeitslosigkeit. In der kommunistischen Zeit wurden 

gerade in den strukturschwachen Gegenden Betriebe angesiedelt und somit ein künstlich 

hoher Beschäftigungsstand erreicht. In der Folge des wirtschaftlichen Systemwechsels 

vom Kommunismus zur kapitalistischen Wirtschaft kollabierten viele staatliche Betriebe. 

Dem dadurch hervorgerufenen Anstieg der Arbeitslosigkeit konnte durch die wenig 

effektiven staatlichen Beschäftigungsprogramme nicht entgegengewirkt werden.  

Investitionen aus dem Ausland flossen in den infrastrukturell begünstigten westlichen 

Landesteil der Slowakei um den Großraum Bratislava. Diese Region hat auch das 

„höchste Einkommen“ in der Slowakei und das niedrigste Einkommen wird in der 

Ostslowakei erwirtschaftet (vgl. Sinzinger 2002: 81f). Die Roma haben „alles vergessen, 

sie haben wirklich alles vergessen, was zum Leben gehört“ (vgl. Gauß 2006: 93). Sie 

haben das Nähen ebenso wie einfache handwerkliche Tätigkeiten verlernt. Sie sind nicht 

im Stande einfache Reparaturarbeiten durchzuführen (vgl. Gauß 2006: 94). Die 

Arbeitslosigkeit unter den Roma erreicht in der Ostslowakei teilweise Werte bis zu 100 

Prozent. Durch sogenannte Aktivierungsarbeiten können die Roma für verschiedene 

Tätigkeiten für die Gemeinschaft etwas verdienen. Dabei soll ihnen vermittelt werden, 

dass sich Arbeit lohnt. Früher war die Sozialhilfe so hoch, dass es sich nicht auszahlte, die 

schlecht bezahlten Jobs anzunehmen. Durch Kürzung der Sozialhilfe und Anhebung der 

Mindestlöhne sollte eine Verhaltensänderung erreicht werden. Jedoch herrscht ein 

Mangel an Arbeitsplätzen. Gleichzeitig verhindert auch das System der 

Aktivierungsarbeit die Schaffung von Gemeindearbeitsplätzen, weil die 

Aktivierungsarbeitsplätze staatlich subventioniert werden. Auch der Umgang mit Geld 

verläuft bei den Roma anders. Sie geben ihr Geld für Sachen aus, die ihnen wichtig 
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erscheinen, vergessen dabei aber auf die Begleichung der Miete. Eine mögliche Ursache 

ist ihre andere Wahrnehmung der Zeit. Diese wird nicht als Kontinuum, sondern als 

zyklisch wahrgenommen. Ihr Wort „tajsa“ hat sowohl die Bedeutung von morgen als 

auch von gestern. Sie schaffen es nicht ihr Geld so einzuteilen, dass sie damit den ganzen 

Monat auskommen (vgl. Hoffstädterova 2005: 65ff). Daher wurde vom Priester Jozef 

Cervefi der Vorschlag gemacht, den Roma den Lohn bzw. die Sozialhilfe wöchentlich 

oder zumindest zweimal im Monat auszubezahlen. Ferner sollten die Roma den Lohn 

sofort nach getaner Arbeit erhalten, „um in ihnen das Bewusstsein zu stärken, dass sie, 

wenn sie arbeiten gehen, Geld verdienen können“ (Hoffstädterova, 2005: 66). 

Der Gesundheitszustand der Roma verschlechterte sich seit dem Zusammenbruch des 

kommunistischen Systems mit den damaligen regelmäßigen Pflichtbesuchen beim Arzt. 

Gleichzeitig trägt auch die schlechte Wohnsituation der Roma zu dieser Verschlechterung 

bei. Neben Tuberkulose stiegen auch die Erkrankungen der Atemwege. Kinder leiden 

unter Gelbsucht und Parasitenerkrankungen. Die Hirnhautentzündung verbreitet sich 

unter Kindern (vgl. Hoffstädterova 2005: 55f). Die Roma hatten schon immer eine 

geringere Lebenserwartung als andere Europäer. Aber der Unterschied war noch nie so 

groß wie jetzt – trotz des hohen medizinischen Wissens. Die Roma haben eine höhere 

Geburtenrate als der Rest der slowakischen Gesellschaft. Wenn diese Entwicklung in 

diesem Ausmaß weitergeht, werden die Roma 2070 in der Slowakei die größte 

Bevölkerungsgruppe stellen - aber nur das Alter eines Europäers des frühen Mittelalters 

erreichen (vgl. Gauß, 2006, 91). 

2.11   Kürzung der Sozialhilfe führt zur Hungerrevolte 

Das Kindergeld ist in der Slowakei die am stärksten verbreitete Sozialleistung sowohl 

nach der Anzahl der Empfänger als auch nach den ausgezahlten Beträgen. Im ersten 

Halbjahr 2001 wurde das Kindergeld an durchschnittlich 529.500 Anspruchsberechtigte 

in der Höhe von 4.729,7 Mil. SKK ausbezahlt, was gegenüber dem Vorjahr sowohl eine 

Verringerung von 25.300 Personen als auch um 182,8 Mio. SKK bedeutet. Diese 

Abnahme kam durch einen Geburtenrückgang als auch durch ein Wachstum bei den 
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Einkommen der Anspruchsberechtigten und nicht durch eine Anpassung des Kindergelds 

zustande. An zweiter Stelle nach der Anzahl der Bezieher und den Beträgen liegt die 

Elternbeihilfe. Wohnbeihilfe nahmen im ersten Halbjahr 2001 ca. 48.700 Menschen in 

Anspruch, dies sind 2,7 Prozent der ca. 1,8 Mio. Haushalte.  

Im Juni 2001 betrug die Zahl der Sozialhilfeempfänger 322.837 Personen. Insgesamt 

waren 626.710 Menschen von der Sozialhilfe abhängig. Dies bedeutet einen Anteil von 

11,6 Prozent an der Gesamtbevölkerung. Im Durchschnitt erhielten die 

Sozialhilfeempfänger 2.916 SKK. Der Anspruch auf Sozialhilfe kann aus drei Gründen 

entstehen, wenn der Anspruchswerber:  

1. aus subjektiven Gründen arm ist (Aufstockung auf 50 Prozent des 

Lebensminimums), 

2. aus objektiven Gründen arm ist und aus unselbständiger Arbeit kein Einkommen 

bezieht (Ergänzung seines Einkommens durch die Sozialhilfe auf das 

Lebensminimum) und  

3. aus objektiven Gründen arm ist und aus unselbständiger Arbeit ein Einkommen 

bezieht (Ergänzung seines Einkommens durch die Sozialhilfe auf 120 Prozent des 

Lebensminimums).  

Durch eine mit 1. Jänner 2001 wirksamen Gesetzesnovelle wurde der 3. Anspruchsgrund – 

objektiv arm, Einkommen aus unselbständiger Arbeit und Anspruch auf 120 Prozent des  

Lebensminimums – beseitigt, weil durch eine Anhebung des gesetzlichen Mindestlohnes  

die Anzahl der Anspruchsberechtigten nach diesem Grund im Zeitraum August bis 

Dezember 2000 rasant angestiegen waren. Auch die Einführung von öffentlichen gemein-

nützlichen Arbeiten vergrößerte diese Gruppe der Anspruchsberechtigten. Die Novelle 

wirkte sich insofern aus, dass die Anspruchsberechtigten nach dem 2. Anspruchsgrund 

zunahmen hingegen die Bezieher nach dem 1. Anspruchsgrund gleichblieben. Zwei Drittel 

der Anspruchsberechtigten waren im Juni 2001 Einzelpersonen bzw. Familien ohne Kinder 

und ein Drittel Familien mit sorgepflichtigen Kindern, deren Anteil gegenüber dem Vorjahr 

um 6 Prozent anstieg. Den höchsten Anteil an Sozialhilfe-empfänger verzeichnet Kosice mit 

einem Anteil von 18,9 Prozent und Presov mit 16,2 Prozent. Der Durchschnitt an 
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Sozialhilfeempfänger in der Slowakischen Republik beträgt 11,6 Prozent. In Bratislava 

beziehen nur 2,4 Prozent der Bewohner Sozialhilfe (vgl. Sinzinger 2002: 77 bis 80).  

Änderungen bei den Unterstützungsleistungen in Kombination mit Preissteigerungen sind 

für die Roma aufgrund ihrer schon prekären wirtschaftlichen Lage katastrophal. So wurde 

im Jahr 2004 die Sozialhilfe, insbesondre die Kinderbeihilfe, gekürzt und die 

Mehrwertsteuer drastisch erhöht, was in der Siedlung in Trebisov - 50 km südöstlich von 

Kosice - zu einer Hungerrevolte der Roma führte. Diese Verteuerung mit gleichzeitigem 

Rückgang der Haushaltseinkommen hat „aus den hungrigen Zigeunern Verhungernde 

gemacht“ (vgl. Hofbauer 2007: 184). Dadurch stürmten Mütter von hungernden Kindern 

die Lebensmittelläden um etwas Essbares zu ergattern. Diese aus Hunger ausgeführten 

Überfälle gingen von Trebisov aus und schwollen zu einer ostslowakischen 

Hungerrevolte an. Für die slowakische Regierung war diese Revolte von den 

Zinswucherern gesteuert, weil diese bei einer Kürzung der Sozialleistungen um ihre 

Einnahmen fürchteten. Durch den Geldverleih zu Wucherzinsen werden innerhalb der 

Roma-Gemeinschaft Abhängigkeiten geschaffen. Dies dient auch zur Aufrechterhaltung 

der gesellschaftlichen Strukturierung innerhalb dieser Gruppe. Sohin trägt die Mehrheit 

der Roma, die in Ghettos leben, ihre ausbezahlten Unterstützungsleistungen zu den 

Geldverleihern zur Abzahlung ihrer bestehenden Schulden (vgl. Hofbauer 2007: 183f und 

187).  

2.12   Das Leben in den Ghettos 

Die Slowaken bezeichnen Slums mit dem Wort „Osada“ (vgl. Hofbauer 2007, 186). Aber 

jeder in der Slowakei weiß bei der Nennung des Namens „Lunik IX“, was dieser Begriff 

bedeutet und wo es liegt. Es handelt sich um das größte Ghetto Mitteleuropas und wurde 

in der Slowakei zum Synonym für schreckliches Leben der Roma (vgl. Hoffstädterova 

2005: 63). Diese Siedlung sieht aus der Ferne wie die anderen Plattenbausiedlungen aus, 

von denen Kosice umgeben wird (Gauß 2006: 18). In der Trabantenstadt Lunik IX leben 

ausschließlich Roma (vgl. Hofbauer 2007: 184). 
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Die Regierungskommission für die Fragen der „Zigeunerbevölkerung“ hat 1973 

beschlossen, die Situation der Roma von Kosice zu verbessern. Kosice war damals die 

Stadt mit dem höchsten Roma-Anteil. Daher sollte eine neue Siedlung nicht nur für Roma 

sondern auch für die Armee und Sicherheitskräfte gebaut werden. In der weiteren 

Planung wurde 1975 überlegt eine Siedlung für 200 bis 300 Roma-Familien zu bauen. In 

der Folge wurde vom ursprünglichen Plan einer Familienhaussiedlung abgewichen und an 

dessen Stelle traten vierstöckige Plattenbauten mit einer Gesamtkapazität für 408 

Familien. In diesem Zusammenhang tauchte auch erstmals der Name „Lunik IX“ für 

diese Siedlung auf. Die Roma wurden in die Planung nicht eingebunden. Die ersten 

Bewohner zogen 1981 ein (vgl. Hoffstädterova 2005: 71f). Lunik IX sollten nach den 

Vorstellungen der kommunistischen Machthaber die Integration der Roma fördern. Der 

damalige Bürgermeister von Kosice und spätere Präsident Rudolf Schuster ließ die Roma 

aus der Innenstadt in diese Trabantenstadt verfrachten (vgl. Hofbauer 2007: 185f). Dies 

geschah mit Hilfe einer Sondereinheit der Polizei, die die Bewohner aus ihren Häusern 

holten (vgl. Gauß 2006: 20). Ohne Rücksicht auf den sozialen Zusammenhang wurden 

den Roma die Staatswohnungen zugewiesen. Danach wurden ihre alten Hütten von 

Bulldozern planiert. Viele Nicht-Roma weigerten sich, in diese neue Siedlung 

einzuziehen. Die trotzdem einziehen mussten – meist in Genossenschaftswohnungen - 

kauften zusätzliche Sicherheitsschlösser und verließen die Wohnung während der Nacht 

nicht. Das Verhältnis betrug am Anfang 60 Prozent Nicht-Roma zu 40 Prozent Roma. 

Diese beiden Gruppen wurden gleich vom Beginn an segregiert. Es einen eigenen 

Kindergarten für Roma und einen eigenen für Nicht-Roma. Dies setzte sich dann auch in 

der Grundschule fort. Seit 1983 besteht jeweils eine Grundschule für Nicht-Roma und 

eine für Roma-Kinder. Bis zur Wende waren 99 Prozent der Einwohner von Lunik IX 

beschäftigt (vgl. Hoffstädterova 2005: 71f). Die Roma fühlten sich in der Siedlung nicht 

wohl. Ihnen war die urbane Kultur der Anonymität fremd und sie konnten nicht mit ein 

paar tausend Mitbewohnern ein persönliches Verhältnis eingehen (vgl. Gauß 2006: 25). 

Viele fanden in den 1980er Jahren noch eine Beschäftigung in den großen 

Metallkombinaten oder in den landwirtschaftlichen Kollektiven. Heute nimmt US Steel 

keine „Schwarzen“ mehr auf. Die Arbeitslosigkeit unter den Roma im Osten der 

Slowakei beträgt fast 100 Prozent. Dadurch wurde die Abhängigkeit dieser 

Bevölkerungsgruppe von der Sozialhilfe total. Dies hat sich auch negativ auf die 

Arbeitsmotivation ausgewirkt. Dieser Verfall trat auch in Lunik IX deutlich zum 
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Vorschein (vgl. Hofbauer 2007: 186). Der Stadtrat von Kosice fasste 1995 den Beschluss, 

in Lunik IX die „anpassungsunfähigen“ Bürger anzusiedeln. In der Folge wurden 114 

Wohnungen von Nicht-Roma geräumt. Diese leeren Wohnungen wurden Roma aus der 

Innenstadt zugewiesen, was zu einer Verdoppelung der Anzahl der Roma in Lunik IX 

führte. Betrug der Anteil der Sozialhilfeempfänger in Lunik IX 1996 noch 50 Prozent 

stieg er auf 95 Prozent an. Die Schule in der Siedlung war für 300 Schüler ausgelegt, 

hingegen musste sie im Schuljahr 1999/2000 650 Schüler beherbergen. Noch dazu befand 

sich die Schule in einem katastrophalen Zustand. Trotz des dringenden Bedarfs wurde die 

Polizeistation in der Siedlung geschlossen (vgl. Hoffstädterova 2005: 72f). Die Häuser 

sind verwahrlost. Müll wird nicht weggeführt (vgl. Hofbauer 2007: 184). In den 

Stiegenhäusern fehlt das Fensterglas und die Gehwege sind löchrig. Die Siedlung 

schuldet für zwei Jahre die Strom- und Wasserkosten. Im Stadtparlament von Kosice, 

dem kein einziger Roma angehört, wird immer wieder diskutiert, ob aufgrund der hohen 

Zahlungsrückstände, die Wasser- und Stromversorgung für die Siedlung eingestellt 

werden soll. Diese Grundversorgung mit Wasser und Strom wird nur aus Angst vor 

Aufständen in der Siedlung aufrechtgehalten. Wie lange sich die Stadt es sich noch leisten 

kann diese Rechnung zu übernehmen ist fraglich (vgl. Hofbauer 2007: 186).  

Offiziell leben in Lunik IX auf einer Fläche von einem Quadratkilometer 4.241 

Menschen. Die Mehrheitsbevölkerung kritisiert den Schmutz, die Verwahrlosung der 

Siedlung und die Zerstörung der Wohnungen aber stellt nicht die Frage, warum es zu 

dieser Situation kam (vgl. Hoffstädterova 2005: 74). Die Roma in dieser Siedlung leiden 

unter Missachtung, die schon in Selbstverachtung gekippt ist (Gauß 2006: 30). Die 

Missachtung widerfährt ihnen, sobald sie das Ghetto verlassen (Gauß 2006: 28). Für die 

Banken sind die Roma kreditunwürdig, weshalb sich unter ihnen der Stand der 

Geldverleiher und Wucherer mit deren Geldeintreibern herausgebildet hat (vgl. Gauß 

2006: 30). Die Zinsen können bis zu 100 Prozent ansteigen und erhöhen sich geometrisch 

von Woche zu Woche. Wer sich 100 Kronen ausleiht, der muss nächste Woche 200 

Kronen und übernächste Woche schon 400 Kronen zurückbezahlen. Die Roma haben 

keine andere Wahl als unter diesen Bedingungen sich Geld von einem Wucherer zu 

borgen, weil ihnen sonst niemand Geld borgen würde (vgl. Hoffstädterova 2005: 66). Es 

wird vermutet, dass in Lunik IX in diesen slumähnlichen Bedingungen sicher zwei oder 

drei Millionäre leben. Wer aber Schulden hat, der lebt nahe der Sklaverei, weil er diese 
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Schulden mit den Wucherzinsen nie abbezahlen wird können. Die Wucherer organisieren 

für ihre Schuldner Bettelfahrten in die wohlhabenden europäischen Staaten. Diese Staaten 

zahlen den Bettlern oftmals Prämien, wenn sie bereit sind wieder in ihre Heimat 

zurückzukehren, um sich langwierige Asylverfahren zu sparen. Eine flämische 

Provinzstadt hat darüber hinaus sogar die Taxifahrt von Belgien nach Kosice für 60 

Bettler übernommen. Das Eintreffen der 20 belgischen Taxis in Lunik IX löste großes 

Aufsehen aus. Die Prämie langte jedoch nur zum Abdecken der Zinsen. Die Grundschuld 

konnte damit nicht getilgt werden. Sohin hat sich für die Schuldknechte nichts an ihrer 

misslichen Lage geändert (vgl. Gauß 2006: 29f). Auch die Sozialhilfe wird zur 

Abdeckung der Schulden bei den Wucherern verwendet. Der Geldverleih schafft 

zusätzlich noch persönliche Abhängigkeiten in der Roma-Gemeinschaft (vgl. Hofbauer 

2007: 185). „Die Roma Wucherer werden ihre Sklaven wieder zum Betteln ausschicken 

und junge Mädchen in die Prostitution zwingen […]“ (Hofbauer 2007: 187).  

Feste Stützen dieses Systems sind die Bürgermeister dieser Slums. Sie haben kein 

Interesse an der Änderung der Verhältnisse, weil sie dadurch ihre Machtbasis verlieren 

würden (vgl. Gauß 2006: 32). 

2.13   Externe Hilfe durch internationale Hilfsorganisation 

Habitat for Humanity International, ein überkonfessionelles Unternehmen, errichtet auf 

allen Kontinenten Häuser für Slumbewohner. Gemäß ihrer Firmenideologie müssen die 

späteren Bewohner der Häuser bei der Errichtung mithelfen, weil sie dann im Gegensatz 

zu den schlüsselfertig übergebenen Häusern auf diese aufpassen und somit eine 

neuerliche Verslumung verhindert werden kann (vgl. Gauß 2006: 84). 

Auch das Ministerium für Bau und regionale Entwicklung unterstützt den Neubau von 

Häusern zu 80 Prozent, die restlichen Prozent müssen durch Lohnarbeit bzw. 

Eigenleistung aufgebracht werden. Daher kam es in der ostslowakischen Stadt Moldava 

nad Bodvou dazu, dass die Roma beim Bau der Häuser mithalfen. Nach Fertigstellung 

wird gleich ein Teil der Sozialhilfe für die Miete einbehalten (vgl. Hoffstädterova 2005: 

68). 
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2.14   Anzahl der Roma in der Slowakei 

1921 wurden in der Tschechoslowakei 7.656 bzw. 8.446 Roma gezählt. Diese Zahl 

vervierfachte sich bis 1931 auf 28.593 Personen, von denen sich in der Slowakei 26.956 

aufhielten (vgl. Block 1997: 71f). Im Mai 1945 wurde die Anzahl der Roma in den 

tschechischen Ländern auf nur mehr 1.000 Personen geschätzt. Durch die nach dem Ende 

des 2. Weltkrieges einsetzende Migrationsbewegungen stieg die Anzahl der Roma an und 

bei der Volkszählung 1947 wurden 101.190 Roma gezählt, wovon allein in der Slowakei 

84.438 lebten. 

Von einigen Autoren in der CSSR wird erst aufgrund des massiven Zuzugs von 

ausländischen Roma nach 1945 von einem „Zigeunerproblem“ gesprochen. In den 

kommenden Volkszählungen wurden die Roma nicht als eigene Minderheit erfasst (vgl. 

Heuß: 117). Die Roma wurden dabei entweder unter der Rubrik „diverse Nationalitäten“ 

oder anderen nationalen Minderheiten – in der Slowakei häufig der ungarischen 

Minderheit – zugerechnet (in der Mauer 1969: 140). Die Migration der Roma aus 

Rumänien und Jugoslawien hielt an. 1968 wurden 226.467 Roma gezählt. Diese größeren 

Zuwachsraten als bei der übrigen Bevölkerung wurden von nationalistischen Kreisen als 

Gefahr für die tschechisch-slowakische Nationalität gesehen. Dies mündete in eine  

heimliche Sterilisationspolitik gegenüber den Roma während der achtziger Jahre1. In der 

Volkszählung 1991 bekannten sich nur mehr 114.116 Personen [Anmerkung WM: Zum 

damaligen Zeitpunkt bestand noch die Tschechoslowakei und dies dürfte zu den 

Abweichungen bei der Größe der Minderheit der Roma führen. Überwiegend wird in der 

Literatur von ca. 80.000 Roma auf dem Gebiet der heutigen Slowakei gesprochen.] zur 

Volksgruppe der Roma. Diese Zahl beruht auf persönlichen Angaben jedes Einzelnen 

(vgl. Heuß: 117). Dieses Ergebnis von 75.802 Roma (entspricht nur einem Anteil von 1,4 

Prozent der Gesamtbevölkerung) wurde oft wegen des neuen Gesellschaftssystems und 

                                                 

1 Neben den Ausführungen bei Heuß (117) findet sich nur ein Hinweis bei Haupt (230) auf die 

Sterilisationspolitik gegenüber den Roma-Frauen in der CSSR. 
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der Furcht, sich zu einer Minderheit zu bekennen, angezweifelt. Im verwendeten 

Erhebungsbogen wurde unter Punkt 10 die Volksgruppenzugehörigkeit abgefragt. Dabei 

stand die slowakische, ungarische, romanische, tschechische, russinische (christliche 

Ostslowaken griechisch-katholischer Konfession) oder ukrainische Volksgruppe (in 

dieser Reihenfolge am Erhebungsbogen) zur Auswahl. Ferner stand noch ein freies Feld 

zur Verfügung, in welches das Bekenntnis zu einer anderen Volksgruppe anzuführen war. 

Bei der Volkszählung im Jahr 2001 bekannten sich 89.920 Personen (das sind 1,7 Prozent 

der Gesamtbevölkerung) zur Minderheit der Roma (vgl. Sinzinger 2002: 52f). 

2.15   Nationalitätenverhältnis laut den Volkszählungen 1991 bzw.  

2001 

Jahr Slowakisch Ungarisch Romanisch Tschechisch Russinisch Ukrainisch 

1991 4.519.328 567.296 75.802 52.884 17.197 13.281 

Anteil 85,7 % 10,8 % 1,4 % 1,0 % 0,3 % 0,25 % 

2001 4.614.854 520.528 89.920 44.620 24.201 10.814 

Anteil 85,8 % 9,7 % 1,7 % 0,8 % 0,4 % 0,2 % 

Traditionell bekennen sich viele Roma zu der Bevölkerungsmehrheit bzw. zur 

ungarischen Minderheit. Wie aus den beiden Volkszählungen ersichtlich, sind nur geringe 

Verschiebungen aufgetreten – vor allem nur zwischen den Minderheiten. Hervorzuheben 

ist aber die Abnahme des Anteils der ungarischen Minderheit. Die Bereitschaft sich 

offiziell zur Minderheit der Roma zu bekennen ist aufgrund der leidvollen Geschichte 

gering (vgl. Sinzinger 2002: 52f). Dadurch ist auch der geringe Anteil der Roma bei der 

Volkszählung mit 1,7 Prozent an der Gesamtbevölkerung erklärbar. Selbst den Roma 

gegenüber feindselig eingestellte Slowaken gehen aber von einem rund viermal so hohen 

Anteil von Roma aus (vgl. Gauß 2006: 75). Die Gesamtzahl dieser Minderheit wird auf 

bis zu 300.000 Personen geschätzt, wovon die meisten in der Ost- und Südslowakei 

siedeln (vgl. Gyarfasova 1997: 152). Diese Schätzungen reichen aber sogar bis 400.000 

Personen (vgl. Sinzinger 2002: 108).  
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2.16   Bezeichnung für Roma 

Im Laufe der Geschichte war die Bezeichnung „Zigeuner“ der am weitesten verbreitete 

Name für diese Volksgruppe (vgl. Benkö 1979: 26). Das Wort leitet sich vom 

griechischen „athigganein“ ab, was bedeutet „nicht berühren“. Als „Athinganen“ oder 

„atsingani“ wurden die Angehörigen einer häretischen christlichen Sekte des 

byzantinischen Reiches bezeichnet, denen die Gabe der Zauberei und Wahrsagerei 

zugeschrieben wurde. Mittelalterliche Chroniken gaben das Wort  in der Form „tsigane“, 

„cmgari“, „cygans“ weiter und durch die Latinisierung wurde es zu „cingarus“ (vgl. in 

der Mauer 1969: 10). Die ungarische Übersetzung dieses Wortes heißt „Cigäny“, pl. 

„Cigänyok“, in Italien „Zingaro“ oder „Zigano“ und in der russischen Sprache 

„Cyngani“. Früher bezeichnete man in der ungarischen, russischen und in vielen anderen 

Sprachen mit diesem Namen zugleich einen Betrüger, Spitzbuben, Landstreicher (vgl. 

Benkö 1979: 26). Auch in Sprichworten wie etwa „er lügt wie ein Zigeuner“ setzt sich die 

abwertende Bezeichnung fort. In vielen Sprachen sind die Wörter „Jude“ und „Zigeuner“ 

gleichbedeutend mit Feilschen und Wucher. Das englische Wort „to gyp“ (von gypsy – 

„Zigeuner“) bedeutet schwindeln oder betrügen und ein „gypsy moth“ ist ein „Großer 

Schwammspinner“, dessen Larven sich von Baumblättern ernährt, und ein illegaler 

Taxifahrer wird im Englischen als „gypsy cabdriver“ bezeichnet (vgl. Lewy 2001: 28). 

Die Angehörigen dieser Volksgruppe finden die Bezeichnung „Zigeuner“ als 

herabsetzend und diskriminierend, aus dem Munde eines Nicht-Roma sogar als 

Schimpfwort (vgl. Block 1997: 54 und Kaiser 1993: 2). Sie selbst bezeichnen sich als 

„Rom“ was bedeutet „Mensch“ aber zugleich auch „Mann“ (und „Romani“ ist ihr Begriff 

für „Frau“). Das Wort „Rom“ leitet sich aus dem altindischen Wort „Dom“ oder „Dam“ 

ab, welches bedeutet „tönen“ oder „klingen“. Im alten Indien waren die „Doma“ 

Menschen, die vom „Musikmachen“ lebten (vgl Benkö 1979: 21 und 26 sowie Block 

1997: 52). Auch international ist die Bezeichnung Roma gebräuchlich und damit wird 

eine Vielzahl von Gruppen bezeichnet, die sich aber aufgrund ihrer Geschichte zum Teil 

deutlich unterscheiden (z.B. Cale in Spanien, Sinti im deutschsprachigen Raum, 

Kalderasch, Lowari). Die Roma Bevölkerung bildet auch in den einzelnen 

Nationalstaaten keine homogene Gruppe sondern es besteht die traditionelle 

Gruppenzugehörigkeit mit sozialer Segmentierung (vgl. Heuß 1996: 109).  
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2.17   Vorurteile 

Seit Jahrhunderten sind die Roma mit Vorurteilen belastet. Im Laufe der Geschichte 

wurde ihnen Kindesmord und Kindesentführung unterstellt sowie allgemein die 

Spionagetätigkeit (vgl. in der Mauer 1969: 60). Selbst der Vorwurf des Kannibalismus 

wurde erstmals im Prozess von Hontia 1782 gegen sie erhoben und wegen desselben 

Vorwurfs mussten sich noch 1923 Roma vor einem Gericht in Kosice verantworten (vgl. 

Gauß 2006: 75). „Die Zigeuner werden noch heute als Untermenschen zwar nicht offen 

bezeichnet, aber empfunden und behandelt“ (vgl. Tugendhat in Zülch 1979: 9). Es ist 

erschreckend, wie tief sich diese rassistischen Einstellungen in die Gesellschaft 

eingeprägt haben. Selbst die hunderttausenden Roma-Opfer der Rassenpolitik des  

3. Reiches haben nicht diese Irrlehre zum Verschwinden gebracht. Auch während des 

Kommunismus haben „die Slowaken ihre Zigeuner als Landplage“ empfunden (vgl. in 

der Mauer 1969: 24). An dieser Einstellung gegenüber den Roma hat sich nichts geändert. 

Die Stereotype der Mehrheitsbevölkerung haben sich gegenüber der Roma im Zuge der 

Transformation noch vertieft. So wird allgemein unterstellt, dass die Roma stehlen und 

keine Ausbildung wollen und die Kinder nur wegen der Sozialhilfe bekommen. Auch 

verdankt man den Roma die (zeitweise) Einführung der Visumspflicht. Allgemein wird 

den Roma unterstellt, dass sie schmutzig sind. Nach der European Values Study, die 

1999/2000 in den Europastaaten durchgeführt wurde, lehnen 77,20 Prozent der Slowaken 

(europäischer Spitzenwert – zum Vergleich betrug der Wert für Österreich 24,90 Prozent  

und der Europa Durchschnitt 40,20 Prozent) Roma als Nachbarn ab. Damals war die 

Ablehnung der Roma in der Slowakei die höchste von ganz Europa. Die Slowaken waren 

eher bereit einen Alkoholiker oder Drogensüchtigen als einen Roma als Nachbarn zu 

akzeptieren. Aufgrund der Konstanz der Ablehnung bestand wenig Hoffnung auf eine 

Änderung hin zu einer Akzeptanz der Roma in der Slowakei (vgl. Hoffstädterova 2005: 

93ff). So war es umso überraschender, als in der Folgestudie im Jahr 2008 der Wert für 

die Ablehnung eines Roma Nachbars in der Slowakei auf 51,2 Prozent gefallen war (vgl. 

Internetquelle 1).  

Personen, die mit den Roma Kontakt gehabt haben, sind weniger ablehnend gegenüber 

den Roma als Personen, die noch nie mit den Roma zu tun gehabt haben. Somit spielen 
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Vorurteile und Stereotype eine große Rolle bei der Ablehnung der Roma (vgl. 

Hoffstädterova 2005: 95). 

Diese altbekannten Vorurteile und Ressentiments sowie Rassismus gegenüber den Roma 

werden seit einigen Jahren als Antiziganismus bezeichnet (vgl. Heuß 1996: 91).   

Die Roma bezeichnen die Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung wegen ihrer sesshaften 

Lebensweise als „gadschos“. Dies bedeutet so viel wie Bauer oder Leibeigener (Sinzinger 

2002: 96) (vgl. Clebert 1964: 56). Außenstehenden (Nicht-Roma) begegnen die Roma auf 

Grund der langen leidvollen Geschichte mit tiefem Misstrauen. Daher ist es für sie ein 

völlig akzeptiertes Verhalten einen Außenstehenden nicht die Wahrheit zu sagen und ihn 

zu täuschen (vgl. Lewy 2001: 29). Nach einer Erhebung des Instituts für öffentliche 

Fragen in Bratislava (Institut pre verejne otazky - IVO) im Jahr 2001 halten 63 Prozent 

der Roma die Slowaken (slowakischen Magyaren) als zu ihnen gehörig. Hingegen 

nehmen nur 21 Prozent von der Majorität die Roma als eigene Gruppe wahr und 28 

Prozent als „fremd“. 75 Prozent der Roma weisen den Slowaken die Eigenschaften 

„sauber“, 68,5 Prozent „arbeitsam“ und 67,6 Prozent „fähig“ zu. Gefragt nach der Art der 

Beziehung mit der Majorität geben 55,4 Prozent der Roma an, „unsere Kinder spielen 

gemeinsam“, 28 Prozent „Einladungen zu Familienfesten und Hochzeiten“, 27,5 Prozent 

„gemischte Ehen“, 12,2 Prozent „gegenseitige Hilfe bei Problemen mit der Polizei“ und 

7,3 Prozent „gemeinsames Unternehmen“. Die Roma halten zu 26 Prozent die Beziehung 

zu der Majorität als „relativ gut“, zu 37 Prozent als „problemlos“ und zu 12 Prozent als 

„neutral“ und nur zu 19 Prozent als „schlecht“ sowie zu 6 Prozent als „unerträglich“. Die 

slowakische Majoritätsbevölkerung ordnete zu 93 Prozent den Roma „Faulheit“, zu 87 

Prozent Gewaltsamkeit“, zu 65 Prozent „Unbefangenheit“, zu 42 Prozent „künstlerische 

Begabung“ und zu 5 Prozent „Ehrlichkeit“ als Eigenschaften zu. Die slowakischen Roma 

nehmen die Mehrheitsbevölkerung als Teil ihrer sozialen Umwelt wahr und wollen sich 

selbst als ein Teil dieser Mehrheitsbevölkerung wahrnehmen. Somit haben die Roma eine 

bessere Beziehung zu der Mehrheitsbevölkerung der Slowakei als umgekehrt. Diese ist 

neutral oder positiv und nicht negativ (zitiert nach Hoffstädterova 2005: 95ff).  

Eines der Vorurteile gegenüber den Roma ist die Unterstellung kriminell zu sein. Robert 

Heindl schrieb in seinem Buch Der Berufsverbrecher. Ein Beitrag zur Strafrechtsreform: 
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„Der Städter kennt ihn kaum, der Landbewohner fürchtet ihn umso mehr. Er 

weiß, daß jeder Zigeunerbesuch mit Betteln beginnt und mit Diebstahl endet. Wer 

glaubt, daß diese schwarzhaarigen, hundeäugigen, schmutzigen Gesellen einer 

romantischeren Vergangenheit angehören und nur mehr in Operetten und 

altmodischen Romanen vorkommen, möge das auch im Buchhandel käufliche 

Zigeunerbuch der Polizeidirektion München zur Hand nehmen, das eine endlose 

Liste von Personalien enthält.“ (Seite 125 in der 7. Auflage 1929, zitiert nach  

Bastian 2001: 25f).  

Hier wird gleich zwei Mal der Zusammenhang der Roma mit Kriminalität hergestellt. Der 

Buchtitel „Der Berufsverbrecher“, worunter man nach dem damaligen Sprachgebrauch 

einen „gewerbsmäßigen Verbrecher“ (vgl. Mayers Lexikon 1936) verstand, stellte den 

Bezug zu einem „Straftäter, der aus der plan- und regelmäßigen Begehung von meist 

gleichartigen Straftaten seinen Lebensunterhalt bezieht“ (vgl. Brockhaus, 2001) her. 

Ferner verweist er auf das „Zigeunerbuch“, welches der Leiter des bei der 

Polizeidirektion München eingerichteten Nachrichtendiensts für die Sicherheitspolizei in 

Bezug auf Zigeuner Oberregierungsrat Alfred Dillmann im Auftrag des bayerischen 

Staates 1905 hergestellte hat. Es umfasst 3350 Namen und 611 Personenbeschreibungen 

von „Zigeuner und nach Zigeunerart umherziehenden Personen“ mit Namen, Identität, 

Geburtsort, Heimat, Staatsangehörigkeit und Beruf aufgeführt aber auch mit körperlichen 

Kennzeichen, Leumund und Vorstrafen. Dieses Register war aber nicht nur zum 

amtlichen Gebrauch bestimmt, sondern konnte für eine Mark frei erworben werden. Von 

den 611 detailliert beschriebenen Personen wurden 435 als „Zigeuner“ und 176 als „nach 

Zigeunerart umherziehenden Personen“ vorgestellt. Als Straftäter wurden 477 der an 

geführten Personen präsentiert. Überwiegend wurden ihnen jedoch nur leichte Vergehen 

wie Bettelei, Handel ohne Wandergewerbeschein oder Diebstahl zur Last gelegt (vgl. 

Bastian 2001: 21 ff und 25f sowie Lewy 2001: 20). In seiner in den 1930 hergestellten 

Dissertation - sonst frei von der damalig dominierenden rassistischen Ansicht gegenüber 

Roma – äußert sich Block zur Kriminalität der Roma wie folgt: „Der Zigeuner ist ein 

Meisterdieb, aber kein Einbrecher. Wer seine große abergläubische Furcht vor den bösen 

Geistern, die in der Nacht herumirren, und die vielen ,erlebten‘ Geschichten, die über 

deren Wirken bestehen, kennt, wird höchstens den durch die Großstadt Verwöhnten und 

durch ,Gesittungsversuche‘, seinem Zigeunertum Untreuen einen nächtlichen Einbruch 
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zutrauen. Was verschlossen ist, was er gewaltsam öffnen muss, das nimmt kein Zigeuner 

mit. Geldschrankknacker gibt es unter ihnen nicht“ (vgl. Block 1997: 122). Die 

Wegnahme eines Huhns oder einer Gans, die Leuten gehörten, die viel mehr als die Roma 

besitzen, wurde von den Roma nicht als strafbare Handlung aufgefasst. In den Augen der 

Roma war „Diebstahl […] kein wirkliches Vergehen, solange er sich auf die zum Leben 

notwendigen Dinge und auf die im Augenblick nötige Menge beschränkte. Erst Habgier 

mache den Diebstahl zum Unrecht“ (vgl. Lewy 2001: 30). Diese Haltung ist durch die 

damaligen Lebensverhältnisse erklärbar. Auch würde die „Kriminalität“ der Roma „in 

dem pingeligen Paragraphendickicht unseres Rechtsstaats“ (Streck 1979: 87) begründet. 

Streck führt dafür das erste deutsche Naturschutzgesetz im Jahre 1935 an. Dadurch stieg 

die Kriminalität der Roma sprunghaft an, weil alle Korb- und Besenmacher ihr 

Rohmaterial von Weiden holten und somit plötzlich zu Kriminellen gemacht wurden (vgl. 

Streck 1979: 87). Laut einer oberbayrischen Studie über die Roma-Kriminalität waren 

1938 75 Prozent der Männer und 84 Prozent der Frauen vorbestraft. Die Verurteilungen 

beruhten jedoch meistens auf Missachtung der restriktiven Vorordnungsvorschriften oder 

Diebstahls (vgl. Lewy 2001: 30).   

Diese subjektiven Berichte haben sich in der Massenlegende über die Roma verfestigt, 

wonach sie diebisch, arbeitsscheu und asozial seien. Daneben wird noch die Familie als 

Brutstätte von Verbrechen aller Art gesehen. Allgemein wird der Roma als feige, 

hinterhältig und lügenhaft klassifiziert (vgl. in der Mauer 1969: 16). Dabei wäre das 

öffentliche Herausstellen der ethnischen Zugehörigkeit nach Ansicht eines deutschen 

Verfassungsrichters rassistisch und vorurteilsfördernd (vgl. Krausnick 1996: 147).    
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3 STRAFVOLLZUG 

3.1 Vorangestellte Bemerkungen 

Über den österreichischen Strafvollzug wird in den Medien zumeist nur im 

Zusammenhang mit spektakulären Fällen berichtet. Dabei steht der konkrete Anlassfall 

im Vordergrund. Der Haftalltag in den einzelnen Justizanstalten (so werden die 

Gefängnisse in Österreich bezeichnet) finden sehr selten eine öffentliche Darstellung 

(etwa Beitrag über die Justizanstalt Leoben am 9. August 2011, um 22.45 Uhr in ORF 1 

in der Sendereihe „DIREKT - DAS MAGAZIN“ oder Bericht über die Justizanstalt 

Gerasdorf in der niederösterreichischen Ausgabe der Tageszeitung Kurier am 10. August 

2011: 19). Eine Diskussion über die Ziele und die Gestaltung des Strafvollzuges findet 

ausschließlich innerhalb der Gruppe der Strafvollzugsexperten statt. 

Daher soll vor der Präsentation der Ergebnisse der Erhebung unter den Gefängnis-

insassInnen aus der Slowakei, die am 1. 11. 2008 in einer österreichischen Justizanstalt 

angehalten wurden, ein allgemeines Kapitel über den österreichischen Strafvollzug 

vorgestellt werden. Auf die theoretische Einordnung, Aufgaben und Organisation des 

Gefängnisses, insbesondere nach Foucault und Goffmann, wurde bereits in der Einleitung 

eingegangen. 

3.2 Hierarchischer Aufbau der Strafvollzugsverwaltung 

Der Strafvollzug fällt in die Kompetenz des Bundesministers bzw. der Bundesministerin 

für Justiz (BMJ). Damit entspricht diese Zuständigkeitszuordnung auch den 

Vorstellungen des Europarats, welche er bei den Neuaufnahmen zur Bedingung gemacht 

hat. Wie die ausländische Praxis zeigt, ist auch eine Zuständigkeit des Innenministeriums 

(z.B. Spanien, England) möglich und denkbar (mündliche Auskunft durch das BMJ). 

Sohin ist der Bundesminister bzw. die Bundesministerin für Justiz auch die oberste 
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Vollzugsbehörde und die oberste Leitung des Strafvollzugs insbesondere durch die 

strategische Planung und Steuerung sowie durch die oberste Aufsicht (siehe §§ 13 und 14 

StVG). Gemäß § 69 Abs. 1 StVG kommt dem Bundesminister bzw. der Bundesministerin 

für Justiz nur in den Fällen der Zwangsuntersuchung bzw. -behandlung die 

Einzelgenehmigung zu. In allen anderen Fällen wird der Strafvollzug des/der einzelnen 

InsassenIn durch die nachgeordneten Behörden (Leiter der Vollzugsdirektion, Leiter der 

Justizanstalt) gestaltet. 

Mit dem BGBl I Nr. 102/2006 wurde die Direktion für den Vollzug freiheitsentziehender 

Maßnahmen (Vollzugsdirektion), welche zwischen den Anstaltsleitern und dem 

Bundesminister bzw. der Bundesministerin für Justiz eingerichtet wurde, geschaffen. 

Nach § 12 StVG obliegt ihr die operative Durchführung des Straf- und Maß-

nahmenvollzuges. Das Strafvollzugsgesetz sieht jedoch in gewissen Fällen (z.B. Straf-

vollzugsortsänderung, Klassifizierung, Entscheidung über Aufsichtsbeschwerden, …) 

eine direkte Zuständigkeit für die Gestaltung des Vollzugs eines/einer einzelnen 

InsassenIn vor (weitere Zuständigkeiten in diesem Sinne begründet auch die vom 

Bundesminister für Justiz erlassene Vollzugsordnung für Justizanstalten). 

Vollzugsbehörde erster Instanz ist gemäß § 11 StVG der Anstaltsleiter. Ihm obliegt die 

Aufsicht über den Strafvollzug seiner Anstalt sowie Entscheidung über Beschwerden von 

InsassInnen gegen die Anordnungen bzw. das Verhalten seiner Mitarbeiter. Somit kommt 

dem Anstaltsleiter eine wesentliche Stelle bei der Gestaltung des einzelnen Vollzuges zu 

(siehe auch § 135 StVG – Vollzugsplan).  

Insgesamt verfügte der österreichische Strafvollzug zum 1.-11.-2008 über 28 

Justizanstalten2 samt Außenstellen. Diese setzten sich aus 16 gerichtlichen 

Gefangenenhäusern, in denen die Untersuchungshaft und grundsätzlich Freiheitsstrafen 

bis 18 Monate vollzogen werden, 7 Strafvollzugsanstalten für Männer, eine Strafvoll-

                                                 

2 Die Justizanstalt Steyr wurde mit 13.04.2010 mit der Justizanstalt Garsten zusammengelegt und wird 

seither als Außenstelle der Justizanstalt Garsten (Freigängerhaus) geführt 

(http://strafvollzug.justiz.gv.at/einrichtungen/justizanstalten/justizanstalt.php?id=20,) 
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zugsanstalt für Frauen (Justizanstalt Schwarzau), eine Strafvollzugsanstalt für männliche 

Jugendliche (Justizanstalt Gerasdorf) sowie drei Anstalten für den Maßnahmenvollzug 

zusammen. Im österreichischen Strafvollzug sind insgesamt 3.892 Personen tätig, wovon 

3.124 der Justizwache angehören. Zu den weiteren Berufsgruppen, die im Strafvollzug 

tätig sind, gehören u.a. Sozialarbeiter, Psychologen, Seelsorger, Krankenpfleger, Ärzte 

und Verwaltungspersonal (vgl. Internet-quelle 5) 

3.3 Die Einlieferung in eine Justizanstalt 

Bei der Art und Weise, wie ein/e InsasseIn in eine Justizanstalt gelangt, ist zwischen 

Hauptgruppen der Gefangenen  in Justizanstalten – Untersuchungs- und Strafhäftlingen – 

zu unterscheiden.  

Untersuchungshäftlinge werden von den Sicherheitsbehörden auf Grund eines Antrages 

auf Verhängung der Untersuchungshaft der Staatsanwaltschaft oder einer bestehenden 

Festnahmeanordnung zumeist in die örtlich zuständige Justizanstalt (auf die zahlenmäßig 

unbedeutenden Ausnahmegründe soll hier nicht eingegangen werden - § 172 Abs. 1 und 3 

StPO) eingeliefert. Der Haft- und Rechtsschutzrichter (HR-Richter) entscheidet innerhalb 

von 48 Stunden ab der Festnahme über den Antrag auf Verhängung der 

Untersuchungshaft. Diese darf nur aus dem im § 173 Abs. 2 StPO genannten 

Untersuchungshaftgründen (Tatbegehungs-, Flucht- und Verdunkelungsgefahr) bei 

Vorliegen eines dringenden Tatverdachtes verhängt werden. Im Falle der Verhängung der 

Untersuchungshaft bleibt der/die InsasseIn in der Justizanstalt und sein Status ändert sich 

von Verwahrungsgefangenen auf Untersuchungshäftling. In der Folge entscheidet der 

zuständige HR-Richter entweder nach den in der StPO vorgegebenen Fristen über Antrag 

der Staatsanwaltschaft auf Fortsetzung der Untersuchungshaft oder über einen 

entsprechenden Antrag des Untersuchungsgefangen auf Enthaftung in einer 

Haftverhandlung. Darüber hinaus ist die Untersuchungshaftdauer bis zum Beginn der 

Hauptverhandlung zeitlich beschränkt (siehe § 178 StPO).  

Bei Personen, die rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt sind, ist zu 

unterscheiden, ob sie sich in Untersuchungshaft oder auf freiem Fuß befinden. 
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Untersuchungshäftlinge werden aufgrund einer Strafvollzugsanordnung, die der 

Justizanstalt zugestellt wird, in Strafhaft übernommen (siehe § 3 Abs. 4 StVG). Ist 

hingegen der rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilte auf freiem Fuß, so erhält die 

Justizanstalt eine Strafvollzugsanordnung und der Verurteilte die Aufforderung die 

Freiheitsstrafe binnen einem Monat in der genannten Justizanstalt anzutreten (siehe § 3 

Abs. 2 StVG und vgl. Friedrich 2008: 17).  

Für Friedrich beginnt für den Verurteilten – dies gilt aber auch für jeden 

Untersuchungsgefangenen – mit der Inhaftierung ein neuer Lebensabschnitt. Dieser ist 

durch die Aufgabe seiner Freiheit aber auch durch die Trennung von der Familie geprägt 

(vgl. Friedrich 2008: 17). Im Fachjargon wird die Aufnahme in eine Justizanstalt als 

„Zugang“ bezeichnet. Beim Zugang wird der/die InsasseIn von einem Allgemein-

mediziner erstuntersucht und bei Bedarf einem Facharzt zugewiesen. Neben einem Take-

Care-Paket (Rasierer, Zahnputzzeug, etc.) erhält der/die InsasseIn auch allgemeine 

Informationen über die wichtigsten Bestimmungen im Strafvollzug sowie der 

Hausordnung. Dieses Informationsmaterial wird in verschiedenen Sprachen angeboten. 

Daneben liegen Informationsbroschüren über Hepatitis und HIV auf (vgl. Timm 2005, 

174). Innerhalb von wenigen Tagen erfolgt auch ein Zugangsgespräch mit dem Sozialen 

Dienst. Dabei werden die familiäre Situation, der Kontakt zu den Angehörigen, die 

Schulausbildung, die gesundheitliche Situation sowie Kontakte zu relevanten 

Einrichtungen abgefragt. Je nach Ergebnis dieser Erhebung erfolgt dann die Betreuung 

(Interview Mitarbeiterin des Sozialer Dienst).  

In der Justizanstalt Wien-Simmering (die einzige Strafvollzugsanstalt in Wien und seit 

Ende 2003 zugleich auch eine Außenstelle für die Justizanstalt Wien-Josefstadt zur 

Unterbringung von männlichen Untersuchungshäftlingen – vgl. Internetquelle 6) wird 

jeder neue Häftling maximal zwei Wochen in der sogenannten Zugangsabteilung 

untergebracht, um Anamnesen zu erstellen und andere Erhebungen durchzuführen. Ferner 

führen die Betreuungsdienste (der Soziale, der Psychologische und der Pädagogische 

Dienst) die Zugangsgespräche durch. Ebenso wird der neue Häftling von einem 

Seelsorger aufgesucht. Neben den juristisch ausgebildeten Anstaltsbediensteten steht auch 

einmal pro Woche eine externe Juristin für allfällige Rechtsfragen der Insassen zur 

Verfügung. Aufgrund des hohen Anteils von nichtösterreichischen Insassen wurde sogar 

einmal ein Workshop Fremdenrecht abgehalten. Das Abteilungsteam der 
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Zugangsabteilung, welches aus einer Justizwachebeamtin und einer Sozialarbeiterin 

besteht, sammelt alle relevanten Informationen über den Insassen, die für die weitere 

Anhaltung des Insassen und für die Erstellung eines Vollzugsplans (siehe § 135 StVG) 

notwendig sind. In der Justizanstalt Wien-Simmering wird der Vollzugsplan nicht, wie im 

Gesetz vorgesehen, erst ab einer Strafzeit von 18 Monaten erstellt, sondern schon ab drei 

Monaten und wöchentlich finden Sitzungen zur bestmöglichen Gestaltung des Vollzuges 

statt (vgl. Timm 2005: 174f). Das Strafvollzugsgesetz möchte mit dem Vollzugsplan den 

Vollzug der Freiheitsstrafe mit dem Ziel der Resozialisierung strukturieren und mit den 

periodischen Vollzugsplansitzungen diesen an die jeweiligen Änderungen anpassen (vgl. 

Zagler 2007: 98). Er hat sich neben der Vollzugsform auch „auf die Arbeit, die 

erzieherische und ärztliche Betreuung, den Verkehr mit der Außenwelt und die Aufsicht 

zu erstrecken“ (siehe § 135 Abs1 letzter Satz StVG). Der Vollzugsplan wird ausgehend 

von einer Problemanalyse erstellt. Zusätzlich wird der Vollzug unter Berücksichtigung 

allfällig spezieller Sicherheitsanforderungen geplant. Dabei wird das voraussichtliche 

Strafende abgeschätzt, damit die zur Verfügung stehende Zeit zum Abbau allfälliger 

Risikofaktoren durch Interventionen eingeteilt werden kann (vgl. Gratz 2007: 90). An 

diesen Sitzungen nehmen die befassten Betreuungsdienste und Abteilungsbeamte teil. 

Dabei werden nach dem vom Anstaltsleiter vorgegebenen Richtlinien alle wesentlichen 

Fragen der Vollzugsgestaltung geregelt (z.B. Gewährung von Vollzugslockerungen bzw. 

Freigang, …). Das multidisziplinäre Team strebt eine einvernehmliche Lösung an (vgl. 

Timm 2005: 175).  

3.4 Die Zuweisung einer Justizanstalt nach dem Urteil - 

Klassifizierung 

Strafgefangene, die zu einer Freiheitsstrafe von über 18 Monaten verurteilt wurden, haben 

diese in einer Strafvollzugsanstalt, die durch die Vollzugsdirektion im sogenannten 

Klassifizierungsverfahren bestimmt wird, zu verbüßen (siehe §§ 9 und 134 StVG). Bis 

zur Entscheidung hat der Strafgefangene im landesgerichtlichen Gefangenenhaus zu 

bleiben. Das Gesetz sieht für die Entscheidung der Vollzugsdirektion eine Frist von sechs 

Wochen vor. Zur Vorbereitung dieser Entscheidung wird der Strafgefangene von den 
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Fachdiensten (das sind in erster Line der Soziale und  der Psychologische Dienst) und 

dem ärztlichen Dienst kontaktiert. In der Klassifizierungsentscheidung wird insbesondere 

auf die Familienkontakte des/der InsassenIn sowie Therapieerfordernisse und allfällige 

Aus- und Weiterbildungswünsche, vor allem aber auf die Sicherheitsbedürfnisse, Bedacht 

genommen. Die Familienkontakte werden zur Vorbereitung der Entscheidung vom 

Sozialen Dienst erhoben. Bei Ausländern wird erhoben, ob es Angehörige in Österreich 

gibt. Auch verbessert die Klassifizierung in eine grenznahe Anstalt die 

Besuchsmöglichkeiten für die Angehörigen im benachbarten Ausland (Interview 

Mitarbeiter aus der Vollzugsdirektion). Die Aufrechterhaltung der sozialen Kontakte ist 

für das weitere Leben, insbesondere für eine erfolgreiche Integration im Heimatland, von 

großer Bedeutung (Interview Rechtssoziologe). Diese Klassifizierungsentscheidung kann 

jederzeit über Antrag abgeändert werden, wenn sich Umstände geändert haben. 

Besondere Ausbildungsprogramme, die bei einer Klassifizierung bzw. 

Vollzugsortsänderung für Ausländer berücksichtigt werden, gibt es nicht. Allgemein 

werden nur Deutschkurse angeboten (Interview Mitarbeiter aus der Vollzugsdirektion). 

3.5 Vollzug 

Mit den unterschiedlichen Formen des Vollzugs der Freiheitsstrafe sollen die im § 20 

StVG genannten Zwecke des Strafvollzuges (Resozialisierung und Spezialprävention) 

gefördert werden (siehe § 123 StVG). Gemäß § 126 StVG sind zeitliche Freiheitsstrafen 

in der Form des gelockerten Vollzuges zu vollziehen, soweit solche Einrichtungen 

bestehen und ein Missbrauch durch den Strafgefangenen nicht zu erwarten ist. Als 

Lockerungen kommen in Frage: Anhaltung ohne Verschließen der Aufenthaltsräume oder 

Tore am Tag, Entfall der Bewachung bei Arbeiten (auch außerhalb der Anstalt), 

Verlassen der Anstalt für Ausbildungszwecke und ein oder zwei Ausgänge pro Monat. 

Bei einem schon wegen schwerer Gewalt- und gravierender Eigentumsdelikte 

vorbestraften Gefangenen mit Aufenthaltsverbot wegen illegalen Aufenthaltes ist kein 

Ausgang zu gewähren (vgl. Zagler 2007: 100 ff). 



52 

 

In der Vollzugsgestaltung und -ausprägung wird die Dichotomie Behandlungsvollzug und 

Verwahrvollzug unterschieden. Behandlungsvollzug steht für eine Begrenzung der 

Freiheitsstrafe auf die Bestrafung durch Freiheitsentzug. Gleichzeitig soll dem 

Strafgefangenen eine Ausbildung, Arbeit und Freizeitgestaltung ermöglicht werden. Auch 

seine Kontakte zu den Angehörigen sollen durch entsprechende Sozialarbeit gefördert 

werden, um die Folgeprobleme der Haft zu mindern. Allgemein soll das Leben in der 

Haft so weit wie möglich der Lebenssituation in der Freiheit angepasst werden. Unter 

dieser Prämisse wäre eher von einem Angleichungs- als von einem Behandlungsvollzug 

zu sprechen. Der Behandlungsvollzug soll vor allem die Haftschäden begrenzen. Der 

Behandlungsvollzug in Österreich ist nach Gratz3 von jeher und vor allem bei einem 

(ständigen) Überbelag der Strafvollzugseinrichtungen nicht der Vollzugsalltag, aber eine 

vollzugspolitische Aussage der Anerkennung des Gefangenen als Menschen. Durch diese 

Entwicklung der Überbelegung in den Justizanstalten hat sich aber nach Einschätzung 

von Gratz der österreichische Strafvollzug zu einem Verwahrvollzug entwickelt. 

Gleichzeitig führten der zahlenmäßige Anstieg der InsassInnen und die Veränderung in 

der Zusammensetzung der InsassInnenpopulation zu einer Änderung der 

Betrachtungsweise des Strafvollzuges. Dem Strafvollzug wird nunmehr die Aufgabe einer 

Verwahrstätte zugeschrieben und nicht mehr der einer Behandlungseinrichtung. Selbst die 

damalige Bundesministerin Dr. Maria Berger charakterisierte die Vollzugslage wie folgt: 

„Bei den gegebenen Haftzahlen ist nur mehr ein Verwahrvollzug möglich, der die 

Resozialisierung erschwert" (vgl. Salzburger Nachrichten vom 1.3.2007, 

http://search.salzburg.com/articles/1934143).  Der Verwahrvollzug negiert die 

grundlegenden menschlichen Bedürfnisse, er schafft Apathie sowie Motivationsverlust. 

Er macht eine positive Weiterentwicklung der Persönlichkeit des/der InsassenIn 

unmöglich. Für die Verwahrung von großen Menschenmassen ist er vorteilhaft, 

gleichzeitig aber wird ein Leben in sozialer Verantwortung unmöglich gemacht. Die 

Beziehungen unter den InsassInnen und auch zum Personal in der Anstalt sind von 

Misstrauen sowie Distanz und negativen Stereotypen geprägt. InsassInnen werden nicht 

                                                 

3  Univ-Prof. Dr Wolfgang Gratz war der langjährige Leiter der österreichischen Strafvollzugsakademie 
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mehr unter dem Gesichtspunkt einer sinnvollen Vollzugsplanung einer Justizanstalt 

zugewiesen, sondern im Sinne eines Haftraummanagements hauptsächlich nach dem 

Vorhandensein von noch freien – besser gesagt noch verfügbaren oder schaffbaren – 

Haftplätzen. (vgl. Gratz 2007: 31 bis 34, 42, 70 und 83f). 

In einem landesgerichtlichen Gefangenenhaus im Osten von Österreich, das als 

beispielhaft für diese Art der Justizanstalten angeführt wird, ist der Tagesablauf strikt 

geregelt. Die InsassInnen werden um 06.00 Uhr geweckt und es folgt die Ausgabe des 

Frühstücks, welches die InsassInnen im Haftraum zu sich nehmen. InsassInnen, die einer 

Arbeit nachgehen, gehen dieser in der Zeit von 07.30 bis 12.30 Uhr nach. Nach 

Beendigung der Arbeit „rücken“ (im Sinne von kehren zurück) die InsassInnen wieder in 

die Abteilung ein. Dort wird das Mittagessen eingenommen und am Nachmittag ist die 

sogenannte „Freizeit“. In diese Zeit fällt der Besuchsempfang aber auch die medizinische 

Versorgung. Hinsichtlich der Gefangenen, die an diesen Arbeitsaktivitäten aus 

vollzugspolitischen Vorgaben nicht mitwirken können, wird versucht, durch verschiedene 

Freizeitaktivitäten (z.B. Tischtennis, Bodybuilding, Bastelgruppe, …) die Zeiten 

außerhalb des Haftraumes so auszuweiten, dass sie nach Möglichkeit keine 23 Stunden 

am Haftraum – ohne die gesetzlich vorgeschriebene eine Stunde Bewegung im Freien – 

eingesperrt sind. Aber es gibt auch einige InsassInnen, die aus vollzuglichen Vorgaben 

doch 23 Stunden am Haftraum bleiben müssen (Interview Anstaltsleiter). 

3.6 Arbeitspflicht 

§ 44 Abs. 1 StVG lautet „Jeder arbeitsfähige Strafgefangene ist verpflichtet, Arbeit zu 

leisten.“. Diese Verpflichtung besteht für Untersuchungshäftlinge nicht. Diese können 

arbeiten, wenn sie sich bereiterklären sowie keine Sicherheitsbedenken vorliegen und 

keine Beeinträchtigung des gerichtlichen Verfahrens zu erwarten ist (Bundesministerium 

für Justiz 2004: 40). Zagler leitet in seinem Buch „Strafvollzugsrecht, Eine Einführung“ 

den Abschnitt über das Arbeitswesen mit folgendem Zitat „Müßiggang ist aller Laster 

Anfang? Jedenfalls im Strafvollzug.“ ein. Arbeit wird im Strafvollzug primär als Mittel 

zur Umsetzung des (Re-) Sozialisierungsauftrages gesehen.  
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Die Arbeitsleistung der InsassInnen dient aber auch der Wirtschaftlichkeit der 

Anstaltsführung. Die Anstalt soll den InsassInnen nützliche Arbeiten und keine 

eintönigen, abstumpfenden, wirtschaftlich unergiebigen, aber auch keine unterfordernden 

Arbeiten anbieten. Der Alltag ist jedoch geprägt von einfachen Tätigkeiten und 

Sortierarbeiten. Begründet wird dies mit dem niedrigen Qualifikationsstand der 

InsassInnen und der mangelnden Nachfrage nach Gefängnisarbeit (vgl. Zagler 2007: 

113f). Eisenhardt weist auf die große Bedeutung der InsassInnenarbeit in den Anstalten 

hin. Die anderen Bereiche der Anstalt haben sich der InsassInnenarbeit wegen der 

wirtschaftlichen Wichtigkeit für die Anstalt unterzuordnen. Auch für die InsassInnen ist 

die Gefängnisarbeit die einzige (legale) Möglichkeit in Haft Einkommen zu 

erwirtschaften. Heute pachten Unternehmer nicht mehr die ganze Anstalt, sondern lassen 

in den Anstalten fertigen. Bei der Auswahl der Arbeit kann eine Justizanstalt nicht sehr 

wählerisch sein, weil die Arbeitsbeschaffung sehr schwierig ist. Eine Vollauslastung einer 

Anstalt mit InsassInnenarbeit gibt es nach Eisenhardt, der als Anstaltspsychologe im 

bundesdeutschen Strafvollzug gearbeitet hat, nicht. Je kürzer die Haftstrafe eines/einer 

InsassenIn ist, umso monotoner – vergleichbar mit dem „Tütenkleben“ (in den Köpfen 

verankerte klassische Gefängnisarbeit) – ist die Arbeit. Für das Anstaltsklima ist das 

Vorhandensein von genügend Arbeit für InsassInnen äußerst wichtig. Arbeit wird 

vielfach auch im Anstaltsalltag dadurch überhöht, dass sie als Arbeitstherapie deklariert 

wird (vgl. Eisenhardt 1978: 100f).  

Der/Die InsasseIn erhält auf Grund des § 51 Abs. 2 StVG eine im § 52 Abs. 1 StVG der 

Höhe nach bestimmte Arbeitsvergütung. Dabei wird zwischen leichten Hilfsarbeiten, 

schweren Hilfsarbeiten, handwerksgemäßen Arbeiten, Facharbeiten und Arbeiten eines 

Vorarbeiters unterschieden und die Höhe der Arbeitsvergütung richtet sich nach dieser 

Unterscheidung. Demnach bewegt sich die Arbeitsvergütung in einer Bandbreite von 

Euro 5,18 bis 7,77 brutto (Stand 1.1.2012 siehe BGBl. II Nr. 470/2011). Die 

Arbeitsvergütung wird dem Strafgefangenen monatlich im Nachhinein nach Abzug des 

Vollzugskostenbeitrags – diese beträgt gemäß § 32 Abs. 2 StVG 75 v.H. der jeweiligen 

Arbeitsvergütung -  und des Arbeitslosenversicherungsbeitrags je zur Hälfte als Rücklage 

und Hausgeld gutgeschrieben (siehe § 54 Abs. 1 StVG).  Die Rücklage stellt eine Art 

Sparbuch für den Strafgefangenen dar; mit dieser spart er Geld für die Zeit nach der Haft 

an. Das Hausgeld steht dem/der InsassenIn völlig frei zur Verfügung. Hiervon kann sich 
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der/die InsasseIn in der Anstalt einmal in der Woche Lebensmittel und Hygieneartikel 

(siehe § 34 Abs. 1 StVG) kaufen. Der/Die InsasseIn kann auch nach entsprechender 

Vorlage von Unterlagen und Genehmigung des Anstaltsleiters mit dem Hausgeld seine 

Familie unterstützen (Interview Anstaltsleiter).  

Kritische Stimmen heben die strukturellen Probleme bei der Gefangenenarbeit hervor. Sie 

vergleichen diese mit einer klösterlichen Eigenwirtschaft und merkantilistischer 

Produktionsweise. Gleichzeitig gibt es eine hohe versteckte Arbeitslosigkeit (die 

vorhandene Arbeit wird auf mehrere verteilt) und - wegen des Personalmangels - eine 

geringe Zahl der tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden pro Woche (wenn überhaupt 28 

Stunden geleistet werden). Der Anteil der unbeschäftigten Strafgefangenen liegt bei 20 

bis 30 Prozent und bei den Untersuchungshäftlingen bei über 50 Prozent (vgl. Gratz 2007: 

70 und 89). Auf der Homepage des Strafvollzugs (vgl. 

http://strafvollzug.justiz.gv.at/arbeitswesen/index.php) stellen sich die Justizanstalten als 

Partner für die freie Wirtschaft dar und unterhalten verschiedene Werkstätten und 

Betriebe in rund 50 "Sparten". Dabei ist zwischen dem Bereich Unternehmerbetrieb – hier 

richtet der Unternehmer die Produktionsstätte im Gefängnis ein und die Anstalt stellt die 

Arbeitskräfte zur Verfügung – und Werkstätten – hier können aus den im Gefängnis 

eingerichteten Betrieben deren Produkte bzw. Leistungen (z.B. Bäckerei, Buchbinderei, 

chemische Reinigung, Dreher, Drucker, KFZ-Werkstatt, Kunstbetrieb, Küche/Catering, 

Malerei/Anstreicherei, Pferdeeinstellplätze, Schlosserei, Schneiderei, Schusterei, 

Tapeziererei, Tischlerei, Wäscherei, Ökonomie/Garten) von jedermann bezogen werden – 

zu unterscheiden.  

Daneben gibt es noch die sogenannten FreigängerInnen. Dies sind InsassInnen, die aus 

tatsächlichen und rechtlichen Gründen außerhalb der Anstalt arbeiten dürfen; sie werden 

an Firmen und Organisationen der freien Wirtschaft „verleast“ (vgl. Drexler 2010, RZ 1 

zu § 44 StVG). Der Arbeitsbereitstellungsvertrag wird zwischen der Justizanstalt und dem 

Unternehmen, in dem der/die InsasseIn arbeiten soll, abgeschlossen. Der/Die InsasseIn 

verlässt zur Arbeitsleistung die Anstalt und kehrt danach – meist in besondere 

Abteilungen oder auch Freigängerhäuser – zurück (vgl. Internetquelle 8). Dies ist einer 

der Gründe, warum der Status FreigängerIn unter den InsassInnen so begehrt ist.  
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Der Freigang dient nicht nur zur Beschäftigung, sondern im Rahmen der 

Entlassungsvorbereitung auch zur Erprobung der erworbenen Kenntnisse unter den 

Bedingungen der freien Wirtschaft. Daneben bietet der Freigang aber auch die 

Möglichkeit, dass ein Beschäftigungsverhältnis während der Haft „fortgesetzt“ wird. 

Ferner kann „am Freigang“ auch ein Arbeitstraining absolviert werden. Auch die 

Teilnahme an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen können im gesetzlichen Rahmen des 

Freiganges ermöglicht werden (vgl. Timm 2005: 177). Die Anzahl der FreigängerIn ist 

von durchschnittlich 400 auf ungefähr 600 gestiegen (vgl. Gratz 2007: 88). 

Beim Freigang während der Haft sind der Arbeitgeber und die Justizanstalt 

Vertragspartner, der/die InsasseIn ist nicht Vertragspartei und hat somit auch keinen 

Anknüpfungspunkt für eine gesetzliche Sozialversicherung. Die Klage eines ehemaligen 

Strafgefangenen, der 28 Jahre im Gefängnis während seiner Haften gearbeitet hat, auf 

Anerkennung als Pensionszeiten wurde sowohl von den inländischen Gerichten als auch 

vom Europäische Gerichtshof für Menschenrechte abgewiesen (vgl. Internetquelle 16).  

Mit 1.12.2008 kamen 4.304 Strafgefangene ihrer im § 44 StVG festgeschriebenen 

Arbeitspflicht nach. 1.171 waren unverschuldet unbeschäftigt (dies sind 21,4 Prozent der 

arbeitswilligen Strafgefangenen), Nur 18 Strafgefangene verweigerten die Arbeit. Die 

Anzahl bewegt sich zwischen 4 in der Justizanstalt Gerasdorf (Sonderanstalt für 

männliche Jugendliche) und 157 in der Justizanstalt Wien-Josefstadt (der größten Anstalt 

Österreichs). Die Sonderanstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher Göllersdorf scheint in 

der Aufstellung nicht auf, weil die Voraussetzung der „Arbeitsfähigkeit“ bei den nach § 

21 Abs. 1 StGB Untergebrachten faktisch nie zutrifft (nur Arbeitstherapie, nicht einmal 

Hausarbeit). In fast allen Anstalten gibt es zu wenige InsassInnenarbeitsplätze. Den 

unverschuldet unbeschäftigten Strafgefangenen wird nach § 54 Abs. 3 StVG nur 5 

Prozent der niedrigsten Vergütungsstufe gutgeschrieben. Bei Arbeitsverweigerung erhält 

der Strafgefangene keine Vergütung (vgl. parlamentarische Anfrage Nummer 287/J der 

XXIV.GP-NR vom 27.11.2008, Internetquelle 12). Häufig werden die InsassInnen 

abwechselnd zur Arbeit eingeteilt, damit die vorhandene Arbeit auf möglichst viele 

aufgeteilt wird (Interview Mitarbeiterin des Sozialer Dienst). Die Höhe des 

Unbeschäftigtenentgelts wird jedes Jahr erlassmäßig geregelt (Interview Anstaltsleiter). 

Die Arbeitsbeschaffung wird für die Anstalten immer schwieriger, weil viele 

Unternehmen ausgelagerte Arbeiten wieder in das Unternehmen zurückholen, um die 



57 

 

eigene Belegschaft zu beschäftigen. Zudem fehlen in den Anstalten geeignete 

Arbeitsräume, um überhaupt Aufträge annehmen zu können. Im Jahr erbringen die 

Anstalten ca. 1,2 Millionen InsassInnenstunden für die Arbeiten der gewerblichen 

Wirtschaft und für private Auftraggeber. Aufgrund von Personalmangel wurden im Jahr 

2006 in allen Justizanstalten von den möglichen 91.430 Arbeitstagen an 6.374 

Arbeitstagen Anstaltsbetriebe geschlossen gehalten. Diese Schließtage verteilen sich nicht 

gleichmäßig auf die Anstalten, sondern variieren von Null in der Justizanstalt Leoben bis 

861 Schließungen von Werkstätten und Betrieben in der Justizanstalt Feldkirch in einem 

Jahr (vgl. parlamentarische Anfrage Nummer 1110/J der XXIV.GP-NR vom 02.03.2009, 

Internetquelle 12).  

Die Möglichkeit zu arbeiten schafft für die InsassInnen nicht nur die einzige (legale) 

Verdienstmöglichkeit im Gefängnis, sie unterbricht auch die Monotonie des 

Gefängnisalltags. Die Arbeit ermöglicht das Verlassen des Haftraums und das 

Zusammentreffen mit anderen Mitinsassen. Spätestens seit der Untersuchung von Jahoda, 

Lazarsfeld und Zeisel über „Die Arbeitslosen vom Marienthal“ ist die Wichtigkeit der 

Arbeit als strukturierendes Element für den Tagesablauf bekannt. Ohne diese wird der 

Tagesablauf durch Aufstehen – Mittagessen – Schlafengehen bestimmt (vgl. 

Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1975: 84). Im Fall des Gefängnisses könnte man diese 

Aufstellung noch durch den gesetzlich vorgesehenen „Hofspaziergang“ (gesetzliche 

Bezeichnung ist „Aufenthalt im Freien“ – siehe § 43 StVG) ergänzen. Gleichzeitig kann 

ohne Arbeit die Freizeit nicht genossen werden und es kommt zu einer allmählichen 

Verlangsamung aller Tätigkeiten (vgl. Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1975: 83ff). Daher ist 

auch das große Interesse der InsassInnen an Zuteilung von Arbeit erklärbar. Zur Arbeit 

eingeteilt sein, bedeutet somit ein großes Privileg. Die weitläufige Meinung, dass sich 

InsassInnen im Gefängnis ein Schlaraffenland schaffen können – geheizter Haftraum, für 

das Essen sorgen andere, ganzen Tag Freizeit – trifft somit nicht zu.  
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3.7 Aus- und Fortbildungsprogramm in Haft 

Der Strafvollzug bietet auch spezielle Aus- und Fortbildungskurse je nach Bedarf für die 

Insassen an. So werden etwa die sogenannten FacharbeiterIn-Intensivausbildungen in der 

Justizanstalt Wien-Simmering für die Berufe Maurer, Maler, Tischler, Bauspengler, 

Metallverarbeitung, Koch, Restaurantfachmann und Bäcker, in der Justizanstalt Sonnberg 

für den Metall-Stahlbauschlosser und in der Justizanstalt Schwarzau für Köchin und 

Kellnerin angeboten. Die Ausbildung erfolgt, so wie auch außerhalb des Gefängnisses 

üblich, im dualen System, mit einer theoretischen und praktischen Ausbildung. Die 

Facharbeiter-Intensivausbildung dauert zwischen 12 und 18 Monaten; Zielgruppe sind 

(männliche) Insassen, die keine fertige Berufsausbildung haben und über 18 Jahre alt 

sind, und zu der förderungswürdigen Personengruppe des Arbeitsmarkservices (AMS) 

zählen. Die Förderrichtlinien des AMS sind deshalb zu beachten, weil das AMS die 

Kurse mitfinanziert. Es gibt jährlich die Personengruppe vor, die in diese 

Fördermaßnahmen fallen; dies waren in der Vergangenheit etwa junge Erwachsene, 

Frauen oder auch Personen über 50 Jahren. Aufgrund der Förderrichtlinien des AMS 

dürfen nur InsassInnen zur FacharbeiterIn-Intensivausbildung zugelassen werden, die am 

(österreichischen) Arbeitsmarkt vermittelbar sind. Voraussetzung ist, dass der/die 

InsasseIn einen aufenthaltsverfestigten Status hat, d.h. dass kein aktuelles 

Aufenthaltsverbot bzw. kein fremdenpolizeilicher Schubbefehl vorliegen. Dadurch sind 

Asylanten und AsylwerberInnen nicht vordergründig ausgeschlossen. Daneben gibt es 

aber auch Lehrausbildungen in den Justizanstalten Garsten, Gerasdorf, Graz-Karlau und 

Stein (Interview Ausbildungsbeauftragte). Allein in der Justizanstalt Wien-Simmering 

wurden ca. 1.000 Lehrabschlüsse erreicht. Daneben bietet die Justizanstalt Wien-

Simmering noch Basisbildungskurse, Deutsch als Fremdsprache, Staplerkurse, 

Lagerverwalterkurse, Werkmeisterkurse, CNC-Fräser und weitere berufsbegleitende 

Fortbildungen auch bei externen Einrichtungen der Erwachsenbildung an. Es besteht auch 

die Möglichkeit, den „Europäischen Computerführerschein“ (ECDL) zu erwerben 

(Interview Ausbildungsbeauftragte und vgl. Timm 2005: 176). Der Kurs „Deutsch als 

Fremdsprache“ wird in den meisten Justizanstalten angeboten.  

Die meisten landesgerichtlichen Gefangenenhäuser konzentrieren sich auf Sprachkurse, 

Förderkurse und Basisbildungskurse, in vielen Justizanstalten werden auch Staplerkurse 
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angeboten. Die Justizanstalt Suben hat speziell für Schwarzafrikaner ein 

niederschwelliges Ausbildungsprogramm, damit sich die Insassen wieder in ihrer Heimat 

zurechtfinden und ein kleines Gewerbe aufmachen können, entwickelt. Es gibt jedoch 

keinen einzigen Aus- bzw. Fortbildungskurs, der in einer Fremdsprache angeboten wird. 

Dies ist besonders nachteilig bei nicht deutsch sprechenden InsassInnen, die Defizite im 

Basisbildungsbereich aufweisen. Hier können schon wegen der Sprachbarriere keine 

Forderungsmaßnahmen gesetzt werden (Interview Ausbildungsbeauftragte). In einem 

landesgerichtlichen Gefangenenhaus im Osten von Österreich wird neben dem 

Deutschkurs als Integrationsunterstützung auch noch ein Englischkurs für die InsassInnen 

angeboten (Interview Anstaltsleiter und Mitarbeiterin des Sozialer Dienst).  

Neben der Sprachbarriere sind auch die kurzen Haftstrafen (bzw. wenn der Großteil der 

Strafhaft in der Untersuchungshaft verbüßt wird) ein Hemmnis für den Zugang zu den 

angebotenen Bildungsangeboten. Abhilfe wäre einerseits ein modulares Angebot mit 

kleinen Einheiten, die jeweils nur eine kurze Zeit in Anspruch nehmen. Diese 

Bildungsmaßnahmen müssten schon während der Untersuchungshaft beginnen, da sonst 

die Zeit für die Absolvierung von Aus- und Fortbildungskursen nicht ausreicht. Zudem 

wäre an den verstärkten Einsatz von E-Learning im Strafvollzug zu denken. Im Zuge 

eines EU-Projektes hat der österreichische Strafvollzug eine E-Learning-Plattform für 

Insassen entwickelt. Auf dieser werden Lernprogramme für Deutsch, 

Schreibmaschinenkurs, Englischkurs, Lagerverwaltungsprogramm sowie Module für 

Tischler und Schlosser angeboten. Die Durchführung der E-Learning-Kurse ist 

personalintensiv, weil auch E-Learning-Programme eine Betreuung der Lernenden 

erfordern. Gleichzeitig aber ist diese Art der Bildungsvermittlung sehr flexible und 

ortsungebunden, was für den Strafvollzug vorteilhaft ist. Alle E-Learning-Kurse werden 

allerdings nur in deutscher Sprache angeboten (Interview Ausbildungsbeauftragte und 

Interview Rechtssoziologe).  
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3.8 Anzahl der InsassInnen und deren Steuerungsmöglichkeiten 

Zum Stichtag 1.11.2008 betrug der InsassInnenstand (dies sind alle in Justizanstalten 

angehaltenen Personen [wird als Belag bezeichnet] inklusive den extern Untergebrachten 

[z.B. in Spitälern]) 8.063 Personen. Diese kann man nach dem Grund der Anhaltung 

unterscheiden. Die größte Gruppe stellen jene 5.435 Personen, die sich in Strafhaft 

befanden. In die Gruppe der Untersuchungsgefangenen fielen 1.788 Personen, in den 

Bereich Maßnahme 814 Personen und in sonstige Haft (z.B. Auslieferungshaft, 

Übergabehaft, Justizgewahrsam) 26 Personen. Die Haftzahlen unterliegen (teilweise) 

starken Schwankungen; hierzu darf auf die folgende Darstellung aus dem 

Sicherheitsbericht 2010 verwiesen werden: 

 

Abbildung 1: Entwicklung der Haftzahlen 1980 bis 2010 
(Quelle: Internetquelle 4)) 

 

Nach den Angaben des International Centre for Prison Studies werden weltweit über  

9,8 Millionen Menschen in Gefängnissen angehalten, wovon 2,25 Millionen Menschen 

sich in Untersuchungshaft befinden. Die Zahl der Frauen und Mädchen in Gefängnissen 

beläuft sich auf mehr als 0,5 Millionen. (vgl. Internetquelle 9 und 17). Im internationalen 

Vergleich sind die österreichischen Haftzahlen sehr hoch (vgl. Zachoval 1996: 18). Die 

häufigste Vergleichsgrundlage bildet die Rate der Inhaftierten pro 100.000 Einwohner. 
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Demnach war der österreichische Wert zwischen 1980 und 1987 sowie zwischen 2004 

und 2007 und im Jahr 2010 über 100; der absolut höchste Wert war mit 114 in den Jahren 

1981 und 1982. Den niedrigsten Stand gab es mit 78 im Jahr 1989. Mit dem Wert über 

110 in der Mitte der 1980er-Jahre lag Österreich im Vergleich zu den anderen 

westeuropäischen Staaten an erster Stelle. Die Zunahme der Inhaftierten in anderen 

westeuropäischen Ländern und der Rückgang der Gefangenenrate bewirkt, dass 

Österreich im oberen Mittelfeld steht. Im Jahr 2002 waren in den westeuropäischen 

Staaten Spanien, England und Wales, Portugal und Niederlande im Verhältnis mehr 

Personen inhaftiert als in Österreich (vgl. Internetquelle 4). Im Jahr 2006 war der Wert 

von Deutschland mit 95 und der Schweiz mit 83 deutlich niedriger als der von Österreich 

mit 107 bzw. 105 (Unterschied ergibt sich in der Berechnung, ob der 

Jahresdurchschnittswert oder der Wert zu einem Stichtag genommen wird) (vgl. Friedrich 

2008: 18). Nach der Zusammenstellung des International Centre for Prison Studies 

weisen die USA mit 756 (total 2.293.157 zum 31.12.2007) und die Russische Föderation 

mit 629 pro 100.000 Einwohner (total 891.738 zum 1.11.2008) weltweit die höchsten 

Raten an Gefangenen auf. Nach dieser Aufstellung hat die Slowakei eine Rate von 148 

(total 7.986 zum 31.12.2007) (vgl. Internetquelle 9). 

Die Gefangenenzahlen entziehen sich der Einflussnahme des Strafvollzuges (Kocian 

1988: 14). Vielmehr sind die Haftzahlen das Ergebnis der Kriminalitätsentwicklung und 

kriminalpolitischer Entscheidungen. Somit hat es jeder Staat in der Hand, die Zahl der 

Gefängnisinsassen zu steuern. Die Schaffung eines Haftplatzes kostet ungefähr EUR 

10.000, die jährlichen Haftplatzkosten betragen rund EUR 31.500 (vgl. Gratz 2007: 68f). 

Die Steuerung der Anzahl der Inhaftierten kann auf zwei Arten erfolgen. Die erste 

Möglichkeit besteht in der Reduzierung der neu in den Strafvollzug eintretenden 

Personen oder von deren Aufenthaltsdauer (Reduzierung des Strafausmaßes). Diese Art 

wird als Frontdoor-Strategie bezeichnet. Nach der zweiten Möglichkeit, der Backdoor-

Strategie, erhöht man durch Maßnahmen, wodurch die Inhaftierten früher aus der Haft 

entlassen werden, die Zahl der Entlassungen (vgl. Dünkel 2005, 38).  

Der Anteil der Fremden (gemeint sind jene Insassen, die nicht die österreichische 

Staatsbürgerschaft besitzen) in österreichischen Justizanstalten ist von 7 Prozent im Jahr 

1981 auf 45 Prozent im Jahr 2005 angestiegen. Seit dem Jahr 2001 war ein markanter 

Anstieg der Fremden im Strafvollzug zu vermerken. Sowohl die Zunahme am Beginn der 
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1990er Jahre als auch um das Jahr 2005 ging auf die Steigerung des Anteils der Fremden 

im österreichischem Strafvollzug zurück (vgl. Hofinger/Pilgram 2007: 30). Im April 2007 

erreichte die Insassenzahl einen Spitzenwert von 9.107 Personen. Die Zahl der 

inländischen Insassen ist durch Änderungen in der Strafgesetzgebung 1988 und die 

Strafgesetznovelle im Jahr 1993 fast zwei Jahrzehnte auf einen niedrigen Niveau von 

rund 5.000 Personen gehalten worden (vgl. Minkendorfer 2007: 59).  

 

Abbildung 2: Haftzahlen Österreicher und Fremde seit 1981 
(Quelle: Hofinger/Neumann/ua., 2009: 10) 

 

Die Zahl der österreichischen InsassInnen sank in den späten 1980er-Jahren und 

stagnierte auf diesem Niveau. Dieser massive Rückgang der österreichischen InsassInnen 

war durch kriminalpolitische Maßnahmen bedingt, nämlich durch die Erleichterung des 

bedingten Strafaufschubs und der bedingten Entlassung sowie der Einführung der 

teilbedingten Strafe und der Diversion auch im Erwachsenenstrafrecht. Haftstrafen sind 

bei ÖsterreicherInnen die ultima ratio der strafrechtlichen Sanktionsformen geworden. 

Wenn sie in Haft kommen, verbüßen sie häufiger längere Haftstrafen als AusländerInnen 

und werden häufiger im Maßnahmenvollzug (§§ 21 bis 23 StGB) untergebracht. In 

diesem befanden sich zum 1.12.2005 13 Prozent der österreichischen Gefangenen, im 

Gegensatz zu 2 Prozent der ausländischen Gefangenen. Jedoch ist der Anteil der 

Verwahrungs- und Untersuchungshäftlinge doppelt so hoch bei AusländerInnen als bei 
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ÖsterreicherInnen. Nach den Mittelwerten bei den im Jahr 2005 Entlassenen befanden 

sich ÖsterreicherInnen 246 Tage in Haft (davon 44 in Untersuchungshaft), Personen aus 

einem EU-Staat 145 Tage in Haft (davon 63 in Untersuchungshaft) und 

Drittstaatsangehörige 170 Tage in Haft (wovon 60 Tage in Untersuchungshaft verbracht 

wurden). Allgemein lässt sich sagen, dass AusländerInnen kürzere Haftstrafen verbüßen, 

aber sowohl absolut als auch in Verhältnis zur Gesamtstrafzeit mehr Zeit in der 

Untersuchungshaft verbringen als ÖsterreicherInnen. Damit müssen sie mit mehr 

Einschränkungen leben, weil es viele Hafterleichterungen in der Untersuchungshaft nicht 

gibt (z.B. Vollzugslockerungen, Anrecht auf Beschäftigung, Bewegungsfreiheit) (vgl. 

Hofinger/Pilgram 2007: 30f).  

Im Mai 2006 befanden sich in der Justizanstalt Wien-Josefstadt mit einer Belagsfähigkeit 

von 960 Personen mehr als 1.200 Insassen. Von diesen kamen 177 aus Afrika und knapp 

weitere 600 Personen aus dem Ausland (ohne Afrika). Dies bedeutet, dass die 

Justizanstalt Wien-Josefstadt einen AusländerInnenanteil von 62 Prozent hatte (vgl. 

Stummer-Kolonovits/Platzer 2007: 63). Die enorme Steigerung der Insassenzahlen 

innerhalb von wenigen Jahren führte zu einer Überfüllung der Anstalten. Der 

Personalstand wurde aber nur geringfügig erhöht. Dadurch verschlechterte sich der 

InsassInnen-Bedienstetenschlüssel von rund 1 zu 2 auf rund 1 zu 2,6. Durch diese 

Entwicklung wird eine Hinwendung zum Verwahrvollzug gesehen (vgl. Gratz 2007: 70 

und 89). Seit Sommer 2005 wurden 330 zusätzliche Haftplätze in vier bestehenden 

Justizanstalten, die mittels Modulbauweise geschaffen wurden, in Betrieb genommen und 

zusätzlich entstanden weitere 100 Haftplätze durch neue Freigängerabteilungen (vgl. 

Gratz 2007: 73). Diese Schaffung von notwendigen zusätzlichen Haftraumkapazitäten 

wird von Kritikern als doppelte Sackgasse gewertet. Einerseits werde das für die 

Erweiterung der Kapazitäten notwendige Personal nicht zur Verfügung gestellt, wodurch 

es zu einer personellen Ausdünnung kommt. Andererseits würden durch den (Aus-)Bau 

von Justizanstalten Ressourcen gebunden, die besser für die Implementierung alternativer 

Formen des Strafvollzugs und der Schaffung von Alternativen zur Freiheitsstrafe 

eingesetzt werden sollten (vgl. Gratz 2007, 75). Der Gedanke, Rumänien bei der 

Schaffung weiterer Haftraumkapazitäten zu unterstützen, um den in Österreich 

inhaftierten rumänischen Staatsangehörigen die Möglichkeit zu geben, ihre Haftstrafe in 

ihrem Heimatland, ohne Verständigungsprobleme, mit der Möglichkeit von 
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Durchführung von Therapien und Bildungsmaßnahmen, näher bei ihren Angehörigen und 

ihrem sozialem Empfangsraum zu verbüßen, wurde auch unter dem Hinweis auf die meist 

kurzfristigen Zyklen der Präsenz bestimmter Nationen im österreichischem Strafvollzug 

kritisch hinterfragt. Die Kritiker sahen sich im (Anmerkung: nur kurzfristigen) Rückgang 

der Anzahl der rumänischen Staatsangehörigen (102 Strafgefangene am 1.5.2006) in 

dieser Kritik bestärkt (vgl. Gratz 2007: 73). Ohne auf die Gründe des Rückgangs der 

rumänischen Staatsangehörigen im österreichischem Strafvollzug kurz vor dem am 

1.1.2007 erfolgten Betritt Rumäniens zur EU eingehen zu wollen, stellen diese heute 

wieder die stärkste Ausländergruppe im österreichischem Strafvollzug (siehe Auswertung 

zum 1.11.2008). Nur durch einen Strafvollzug im jeweiligen Heimatland des 

Strafgefangenen kann eine Resozialisierung und Wiedereingliederung in die Gesellschaft 

stattfinden. Sohin wurde hier eine Chance der Entlastung der österreichischen 

Justizanstalten und einer neuen Ausrichtung der Strafvollstreckung bei ausländischen 

Strafgefangenen nicht ergriffen. Mit dem Bundesgesetz über Justizielle Zusammenarbeit 

in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (BGBl. I Nr. 36/2004 

idgF) soll die Vollstreckung von Freiheitsstrafen im Heimatland (innerhalb der EU) 

erleichtert werden.  

3.9 Zweck und Aufgaben von Haftstrafen 

Gefängnisse besitzen eine hohe symbolische Bedeutung. Die wichtigste Funktion wird 

darin erblickt, dass sie zum Ausdruck bringen sollen, kein angenehmer Aufenthaltsort zu 

sein. Diese Botschaft soll abschreckend wirken. Gleichzeitig ist aus empirischen 

Untersuchungen bekannt, dass nahezu jeder/e BürgerIn im Laufe seines Lebens die eine 

oder andere Straftat begeht und somit ein potentieller Insasse dieser Institution wäre (vgl. 

Gratz 2007: 171). Kriminalpolitisch wird der Vollzug einer Freiheitsstrafe – und somit 

der Bestand des Gefängnisses – wegen der zugeschriebenen general- und 

spezialpräventiven Wirkung als nicht verzichtbar gesehen. Die Verhängung einer 

Freiheitsstrafe gilt als ultima ratio auf ein kriminelles Verhalten und dient dem Schutz des 

(friedlichen) Zusammenlebens. In den letzten Jahren wurde dieses allerletzte Mittel der 

staatlichen Sanktion – Entzug der persönlichen Freiheit – trotz einer verstärkten 
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Anwendung alternativer Sanktionsformen häufiger angewendet und findet ihren 

Ausdruck in den hohen Haftzahlen. „Seit jeher wird die Entwicklung von Strafmethoden 

durch den Glauben an Vergeltung und Unschädlichmachung bestimmt“ (Friedrich 2008: 

20). Strafen sollen von der Begehung strafbarer Handlungen abhalten. Die Strafziele 

stehen in engem Zusammenhang mit den gesellschaftlichen und politischen 

Verhältnissen. Dies war auch für die Herausbildung der Freiheitsstrafe ausschlaggebend. 

Arbeitskräftemangel und Armut waren im Merkantilismus für die Ausbeutung der 

Gefangenen durch Zwangsarbeit ausschlaggebend (vgl. Friedrich 2008: 17 und 20f). Zur 

Disziplinierung und Formung gesetzestreuer Bürger wurden fortwährend neue Gesetze 

geschaffen. Zur Sicherung des Besitzes und der Begegnung der Ängste der besitzenden 

Klasse wurden neue Straftatbestände – insbesondere im Bereich der Vermögens-

kriminalität – eingeführt. In den Anstalten wurde der Insasse streng überwacht und ein 

genauer Tagesablauf festgelegt (vgl. Friedrich 2008: 29). Neben Gefängnissen haben 

auch Schulen, Krankenhäuser und Gerichte die Aufgabe, tiefliegende Ängste zu binden 

und als Auffangbehälter zu dienen (vgl. Gratz 2007: 55).  

3.10   Betreuung während der Haft 

Nach § 20 Abs 1 StVG soll der Vollzug der Freiheitsstrafen den/die Verurteilte/n zu einer 

rechtschaffenen und den Erfordernissen des Gemeinschaftslebens angepassten 

Lebenseinstellung verhelfen und ihn abhalten, schädlichen Neigungen nachzugehen. Der 

Vollzug soll außerdem den Unwert des der Verurteilung zugrunde liegenden Verhaltens 

aufzeigen. Damit der/die InsasseIn dieses Ziel der Resozialisierung erreichen kann, steht 

ein Behandlungsangebot zur Verfügung. Das Behandlungskonzept muss nach Ansicht des 

Strafvollzugsexperten Gratz – neben der Angemessenheit, um tendenziell eine 

Reduzierung der Rückfälligkeit zu erreichen – umfassend sein. Es kann verschiedene 

Formen der Intervention (betreuende, trainierende oder therapeutische) beinhalten und 

sollte in ein sozialtherapeutisch strukturiertes Anstaltsklima eingebettet sein. Ferner 

gehört auch die Angehörigenarbeit mit der notwendigen Entlassungsvorbereitung 

insbesondere auch eine Vernetzung mit den Institutionen, die den/die InsassenIn nach der 

Haft betreuen werden, dazu (vgl. Gratz 2007: 82). In diesem Sinne pflegt die Justizanstalt 
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Wien Simmering nach den Worten des damaligen Anstaltsleiters Timm bei einer Enquete 

am 8. und 9. November 2004 im Bundesministerium für Justiz seit Jahrzehnten schon 

Kooperationen mit therapeutischen Einrichtungen wie etwa  Männerberatung, 

Forensische Nachbetreuungsambulanz, Dialog, Pass, Change, Grüner Kreis, Anonyme 

Alkoholiker, Anton Proksch Institut sowie Psychiatrisches Krankenhaus Baumgartner 

Höhe, weiters mit Nachbetreuungseinrichtungen wie etwa Neustart, Haftentlassenenhilfe 

sowie WOBES und schließlich auch mit den Einrichtungen der Erwachsenbildung (vgl. 

Timm 2005: 176). Allgemein wird die Wirksamkeit von Therapien im Strafvollzug als 

ziemlich begrenzt angesehen. Sie wirken jedoch vorbereitend und motivierend für die 

Betreuung nach der Haft. Die Behandlung kann als Konfrontation, Förderung, 

Ermutigung und Beziehungsarbeit verstanden werden. In diesem Zusammenhang zitiert 

Gratz den im Strafvollzug weitverbreiteten Leitspruch „Ächte die Tat, aber achte den 

Täter“. Die Herausnahme aus oder der Abbruch einer Behandlungsmaßnahme 

verschlechtert die Prognose merklich (vgl. Gratz 2007: 82). Ein bloßes Wegsperren wirkt 

sich negativ auf die Rückfallstatistik aus und die Kosten des Rückfalls sind höher als die 

Personalkosten für die Betreuungsarbeit in Haft (vgl. Aistleitner 2005: 169).   

3.11   Entlassungsgründe - Haftende 

Wie lange jemand in Haft kommt und bleibt, ist jeweils eine richterliche Entscheidung. 

Mit dem urteilsmäßigen Ausspruch über die Höhe der Freiheitsstrafe wird die 

Maximalzeit, die jemand in Haft verbringen muss, festgelegt (Ausnahme ist eine 

Verurteilung zu einer Maßnahme nach §§ 21 bis 23 StGB). Während der Haft besteht 

durch den Ausspruch einer bedingten Entlassung (siehe § 46 StGB) die Möglichkeit, 

vorzeitig, unter Setzung einer Probezeit, aus der Haftstrafe entlassen zu werden. Diese 

Möglichkeit besteht grundsätzlich ab Verbüßung der Hälfte der Freiheitsstrafe. Eine 

weitere Überprüfung einer bedingten Entlassung findet nach Verbüßung von zwei 

Dritteln der Strafe statt. Mit BGBl I Nr. 109/2007 vom 28. Dezember 2007 wurde mit 1. 

Jänner 2008 für nicht aufenthaltsverfestigte ausländische InsassInnen die Möglichkeit der 

vorzeitigen Entlassung (ursprünglich) zur Hälfte der Freiheitsstrafe (siehe § 133a StVG), 

bei freiwilliger Ausreise, unter der Auflage der Nichtrückkehr in das Bundesgebiet 
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während der Dauer des (fremdenpolizeilichen) Aufenthaltverbots, eingeführt. In der 

Folge wurde mit BGBl I Nr 52/2009 vom 17. Juni 2009 die Generalprävention in diese 

Bestimmung eingeführt und ist bei der Schwere der Tat bis zur Verbüßung von zwei 

Drittel der Freiheitsstrafe zu beachten.   

 

Abbildung 3: Entlassung 2008 von Gefangenen mit Strafurteil 
(Quelle: Hofinger/Neumann/ua., 2009: 28) 

 

Die bedingte Entlassung ist ein wesentlicher Faktor zur Steuerung der Gefangenenzahlen 

und eine Ausweitung der bedingten Entlassung wird von einigen Strafvollzugsexperten 

als auch spezialpräventiv vertretbar gehalten (vgl. Gratz 2007: 100). Bei der 

Erleichterung der bedingten Entlassung gegen den Willen eines guten Teils der 

Richterschaft wird aber als mögliche Reaktion eine strengere Spruchpraxis eingeführt, 

„indem bei der Bestimmung der Strafhöhe bewusst oder unbewusst Wahrscheinlichkeit 

und Ausmaß einer bedingten Entlassung antizipiert wird“ (Geyer 2005: 196). Die 

Zukunftsprognose für die bedingte Entlassung wird jedoch mit einem Blick zurück in die 

Vergangenheit des/der Insassen/in begonnen und aus diesem wird auf seine 

Lebensführung in der Zukunft geschlossen. Auch die im Gesetz angesprochene 

Generalprävention ist bei der Entscheidung über die bedingte Entlassung nicht messbar 

(vgl. Geyer 2005: 195). Hier würden sich Weisungen anbieten, um den/die 

Rechtsbrecher/in von der Begehung strafbarer Handlungen abzuhalten. Laut einer 
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Untersuchung hängt die Entlassungschance sehr stark vom Anlassdelikt (Raub- vor 

Gewalt- und vor Sexualdelikten) ab, nicht jedoch von der Höhe der Freiheitsstrafe. Der 

Anteil der bedingten Entlassungen nach Verbüßung der Hälfte der Freiheitsstrafe ist 

gering und die Entlassungen gegen Strafende ist hoch, sodass von keiner allzu 

großzügigen Entlassungspraxis gesprochen werden kann (vgl. Birklbauer/Hinterlehner 

2005: 105 und 120). Erst relativ spät im Vollzug einer Haftstrafe geht das Vollzugsgericht 

bei den Entscheidungen über die bedingte Entlassung auf die dynamischen Elemente 

sowie den Einsatz von Besserungsmaßnahmen ein, und nicht mehr auf die 

generalpräventiven Erwägungen (vgl. Huber 2005: 24). „Die Strafe soll der positiven 

Entwicklung des Häftlings im Vollzug und damit den gewandelten präventiven 

Bedürfnissen angepasst werden“ (Fuchs 2005: 14). So beträgt der Anteil der unbedingten 

Entlassung (d.h. zu Strafende) 81 Prozent, jener der bedingten Entlassung nach der Hälfte 

3 Prozent und jener nach zwei Drittel 16 Prozent aller Entlassungen. Damit hat sich der 

Anteil der bedingten Entlassungen trotz der entsprechenden Novelle zur Erleichterung der 

vorzeitigen Entlassung nicht verändert (vgl. Gratz 2007: 94). Ferner ist noch auf die 

regionalen Spruchpraxen der Vollzugsgerichte zu verweisen. Demnach beträgt der Anteil 

der bedingten Entlassungen an allen Entlassungen zwischen 5,2 und 32 Prozent (vgl. 

Pilgram 2005: 83). Wegen der restriktiv gehandhabten bedingten Entlassung wird nach 

Gratz die Begnadigung durch den Bundespräsidenten als deren Substitutionsmittel 

angewendet (vgl. Gratz 2007: 81).  

Die Gerichte gehen auf die kriminologischen Erkenntnisse des Abbruches der kriminellen 

Karrieren im Alter nicht ein. Laut Statistik werden kriminelle Karrieren meist etwa im 

Alter zwischen 45 und 50 Jahren abgebrochen. Die Abweisung der bedingten Entlassung 

bei vorbestraften Strafgefangenen in dieser Altersklasse wird mit der unverbesserlichen 

Rückfallstätereigenschaft begründet, weshalb eine bedingte Entlassung nicht in Frage 

kommt (vgl. Gratz 2007, 94). Allgemein lässt sich aber sagen, dass vielfältige Gründe zu 

einem Rückfall führen und sich das Verhalten eines Menschen im Vorhinein nicht 

verlässlich voraussagen lässt (vgl. Fuchs 2005: 16). Nach einer Untersuchung von Dünkel 

in Berlin-Tegel haben bedingt Entlassene eine um 13 Prozent niedrigere Rückfallsquote 

als Personen, die nicht bedingt entlassen wurden, d.h. ihre Strafe voll verbüßten mussten. 

Bei den einzelnen Deliktsgruppen war der Unterschied noch deutlicher; bei Raubdelikten 

war die Rückfallsquote um 17 Prozent, bei Sexualdelikten um 21 Prozent und bei 
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Straßenverkehrsdelikten um 18 Prozent niedriger (vgl. Dünkel 2005: 52). Auch in 

Österreich ist die Rückfallsquote der bedingt Entlassenen geringer. Nach 5 Jahren beträgt 

sie bei den bedingt Entlassenen nur 32 Prozent, im Gegensatz zu den mit Strafende 

Entlassenen mit 64 Prozent (vgl. Hochstrasser 2005: 182). Hingegen sind ausländische 

Strafgefangene durch den Umstand, dass sie meist für weitere Straftaten in Österreich gar 

keine Gelegenheit mehr haben, weniger neuerlich auffällig (vgl. Birklbauer/Hinterlehner 

2005: 126). 

Die bedingte Entlassung ist für den Strafvollzug, aber auch für die Verhinderung des 

Rückfalls und somit für die Sicherheit, ein wichtiges Instrument. Die Aussicht einer 

bedingten Entlassung ist ein Anreiz für den Insassen zu Wohlverhalten und Kooperation 

mit der Strafvollzugsverwaltung. Einem/r bedingt Entlassenen droht im Falle einer 

neuerlichen Verurteilung der Widerruf des bedingt nachgesehenen Strafrests. Auch tritt 

beim/ bei der Insassen/in nach Verbüßung von zwei Drittel der Strafe nicht mehr viel 

Änderung ein und die Rückfallsgefahr wird durch den längeren Vollzug auch nicht 

gemindert (Fuchs 2005: 14ff). Ausländische Strafgefangene kommen seltener in den 

Genuss einer bedingten Entlassung als ÖsterreicherInnen. So werden bei kurzen 

Freiheitsstrafen (zwischen 3 und 6 Monaten) ÖsterreicherInnen doppelt so oft wie 

AusländerInnen bedingt entlassen. Bei mittleren Strafen (6 bis 12 Monate) ist so ein 

Unterschied nicht feststellbar. Hingegen werden bei höheren Strafen (1 bis 3 Jahre) 38,1 

Prozent der Fremden, jedoch nur 31,1 Prozent der ÖsterreicherInnen bedingt entlassen 

(vgl. Pilgram 2005: 92 und 95). 

3.12   „AusländerInnenkriminalität“ 

Das allgemein gebräuchliche Wort „AusländerInnenkriminalität“ wurde bewusst unter 

Anführungszeichen gesetzt, weil es auf eine besondere Diskriminierung der damit 

Angesprochenen verweist. Diese „Form der Kriminalität“ wird dargestellt, als wäre sie 

Spezialfall der „Kriminalität“ nicht nur vom strafrechtlichen, sondern auch von anderen 

Normalitätsnormen (vgl. Pilgram 1992: 174). „„Ausländer“ können sogenannte 

„Gastarbeiter“, Touristen, Durchreisende, Asylsuchende usw. sein“ (vgl. Grafl 2005: 9). 
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Nationalität - Ausländerstatus - ist kein Kriterium für eine (hohe) Kriminalitätsbelastung. 

Die Unterscheidung zwischen InländerIn und AusländerIn ist nur eine politische 

Zuordnung (vgl. Grafl 2005: 9f). Kriminalität von AusländerInnen wird noch weniger 

toleriert als von InländerInnen. Je höher die internationale Arbeitsteilung, desto höher ist 

auch das Ausmaß der Kriminalität durch oder unter Beteiligung von AusländerInnen – 

vor allem dann, wenn die (nationale) Wirtschaft auf ausländische Arbeitskräfte 

zurückgreift. So hatte bis zur Ostöffnung hatte der Westen von Österreich durch den 

Fremdenverkehr stets einen höheren Anteil an Fremdenkriminalität als die Ostregionen. 

Der Ausländeranteil unter den strafrechtlich Verfolgten stieg in den Wirtschaftszentren 

mit der Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften aber auch in den (ost)grenznahen 

Bezirken sowie in den gut erreichbaren und ein besonders attraktives Leistungsangebot 

besitzenden Bezirken an. Durch den Ausländerzuzug wird einerseits die Bevölkerung 

verjüngt und andererseits steigt der Anteil der ledigen Männer. Es ziehen aber eher 

benachteiligte Gruppen ins Land. Die Kriminalitätsbelastung lässt sich nach Lebensalter 

und Geschlecht unterscheiden. Demnach wäre bei gleicher Alters- und 

Geschlechtsverteilung der ÖsterreicherInnen wie bei den AusländerInnen zu erwarten, 

dass die Kriminalitätsbelastung um rund 40 Prozent bei den InländerInnen höher wäre 

(vgl. Pilgram 1992: 174 bis 177). Auch die in Österreich  aufgewachsenen und 

sozialisierten AusländerInnen, denen nur die Staatsbürgerschaft fehlt, werden als 

AusländerInnen in der Kriminalstatistik betrachtet (vgl. Grafl 2005: 10). In den seltensten 

Fällen reise man mit dem Vorsatz eine Straftat zu begehen ins Ausland. Sondern primär 

wird bei der Bewältigung einer Notlage gesucht, die eigene Lage zu verbessern. Eine 

Möglichkeit ist die Aufnahme einer Beschäftigung. Je enger aber die 

Rahmenbedingungen sind, umso größer wird die Wahrscheinlichkeit, dass nach anderen 

Auswegen gesucht wird. Bei der kreativen Suche kann unter Umständen auch eine 

Straftat in Erwägung gezogen werden, um etwas zu erreichen. Auch die prekäre Situation 

als AsylwerberIn in Österreich wird etwa von Gratz als kriminalitätsfördernd eingestuft, 

weil diese Straftaten aus einer Notsituation heraus und nicht weil sie kriminell sind, 

begehen (vgl. Gratz 2007: 73 und Interview Rechtssoziologe). Bei der 

Jugendrichterwoche in Gamlitz vom 19. bis 22. Oktober 2004 berichtete ein 

Jugendrichter  des Landesgerichts für Strafsachen Wien, dass etwa 70 Prozent der Fälle 

an einem Einzelrichterverhandlungstag Strafverfahren gegen kleine Streetrunner – 

Drogendealer im Straßenverkauf – aus Westafrika, vorwiegend aus Nigeria, sind und die 
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Fälle sich wie ein Ei dem anderen gleichen. Nach der Urteilsverkündung kommt es immer 

häufiger vor, dass die Verurteilen den Richter um einen Arbeitsplatz in Österreich bitten 

(vgl. Gerstberger 2005: 5f). Der Drogenverkauf bietet für manche Afrikaner mangels 

anderer Alternativen eine der wenigen Chancen, Geld für lebenswichtige Dinge zu 

verdienen (vgl. Stummer-Kolonovits/Platzer 2007: 71). Sohin wirkt sich das Versagen in 

der Asylpraxis auf den Strafvollzug in Form eines hohen Ausländeranteils aus und der 

Strafvollzug wird gleichzeitig zu einem Ort, der als Sammelbecken für ungelöste 

gesellschaftliche Probleme dient (vgl. Gratz 2007: 72).  

3.13   AusländerInnen im Strafvollzug 

Seit Beginn der 1980er Jahre ist der Anteil der nichtösterreichischen StaatsbürgerInnen in 

den Justizanstalten kontinuierlich von etwa 7 auf nunmehr über 40 Prozent angestiegen 

(vgl. Hofinger/Pilgram 2007: 30). Nach den zugänglichen Quellen wurde erstmals in 

einer breiten Fachöffentlichkeit bei der 23. Arbeitstagung der Arbeitsgemeinschaft der 

leitenden Strafvollzugsbeamten Österreichs vom 7. bis 10.10.1986, die unter dem Thema 

Minderheiten im Strafvollzug stand, auch das Thema „AusländerInnen im 

österreichischen Strafvollzug“ erörtert (Band 36 der Schriftenreihe des 

Bundesministeriums für Justiz). Oberstleutnant Anton Katzenschlager beschäftigte sich 

unter dem Thema „Angehörige fremder Staaten und Kulturen“ mit diesem für den 

österreichischen Strafvollzug neuen Phänomen. Dabei wurde der Anstieg der auf den 

Einsatz von „GastarbeiternInnen“ in der österreichischen Wirtschaft sowie durch den 

internationalen Massentourismus und Terrorismus zurückgeführt. Die Anzahl der 

AusländerInnen im österreichischen Strafvollzug belief sich zum 1. September 1986 auf 

584 Personen, die aus 41 Ländern bzw. 5 verschiedenen Erdteilen kamen (vgl. 

Katzenschlager 1987: 57f). Eine formale Unterscheidung in der Behandlung zwischen 

österreichischen und nichtösterreichischen Strafgefangenen fand nicht statt. Schon damals 

erfolgte bei ausländischen Strafgefangenen die Überstellung ins Heimatland zur 

Vollstreckung der Strafe. Überwiegend bekannten sich die in Österreich inhaftierten 

AusländerInnen zum Islam (vgl. Katzenschlager 1987: 60f). Gläubige Muslime 

misstrauten den Anstaltsküchen,  die bemüht waren den religiösen Vorgaben gerecht zu 
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werden, dass wirklich kein Schweinefleisch verarbeitet wurde (vgl. Katzenschlager 1987: 

67). Das Verständigungsproblem betrifft nicht nur die Kommunikation mit den 

Bediensteten, sondern auch mit den anderen Mitgefangenen. Die österreichischen 

Mitgefangenen zeigen gegenüber den ausländischen Mitgefangenen selten solidarisches 

Verhalten. Gegenüber ausländischen Gefangenen aus südeuropäischen, asiatischen und 

afrikanischen Staaten wird ein Gefühl der kulturellen Überlegenheit – dies kommt auch 

im Gebrauch der üblichen herabwürdigenden Bezeichnungen gegenüber AusländerInnen 

aus dem damaligen Jugoslawien und der Türkei zum Ausdruck – empfunden (vgl. 

Katzenschlager 1987: 63). Das Ertragen der Haftsituation fiel nach damaliger Ansicht den 

ausländischen Inhaftierten schwerer als den österreichischen. Ferner wurde festgestellt, 

dass es für Muslime ein tiefgreifender Eingriff  ist, wenn sie umgekleidet und ihnen ihre 

Privatsachen abgenommen werden. Primär besteht der Wunsch mit eigenen 

Staatsangehörigen den Haftraum zu teilen. Aber auch die ethnischen Konflikte innerhalb 

der Angehörigen eines Staates traten schon in Form von Unverträglichkeit im 

Strafvollzug hervor (vgl. Katzenschlager 1987: 65). Die Ausbildungsmöglichkeiten für 

AusländerInnen waren eingeschränkter als für ÖsterreicherInnen. Das Bildungsniveau der 

einsitzenden AusländerInnen beschränkte sich meist auf kaum fünf Jahre Grundschule 

(vgl. Katzenschlager 1987: 68). Auch die Beschränkungen beim Besuch auf maximal drei 

BesucherInnen gleichzeitig stießen bei den ausländischen InsassInnen auf Unverständnis. 

Ebenso besteht das Verbot für BesucherInnen ein Essen mitzubringen. Der Briefkontakt 

war schwieriger für AusländerInnen, weil viele ihrer Eltern nicht oder nicht ausreichend 

lesen und schreiben konnten (vgl. Katzenschlager 1987: 66). Schon damals wurden 

AusländerInnen nach längeren Freiheitsstrafen meist abgeschoben. Die wirtschaftliche 

Situation nach den kostspieligen Prozessen, welche die ganzen Ersparnisse aufzehren, ist 

für die Familien sehr angespannt und macht sie von der Sozialhilfe abhängig. Der 

Familienverband bietet noch eine gewisse Bindung und Absicherung. Die Ausweisung 

aus Österreich nach der Haft führt oft zum Zerreißen der Familien, weil die Kinder in 

Österreich aufgewachsen sind und das Heimatland nur von Urlaubsreisen kennen. Somit 

wurde das Abschiebungsurteil schon damals als vernichtender als das Strafurteil 

eingeschätzt (vgl. Katzenschlager 1987: 68f). Bei damals durchgeführten 

Gruppengesprächen mit fremdsprachigen AusländerInnen wurden die Behandlung durch 

die Vollzugsbediensteten, die Freizügigkeit bei Besuch- und Briefverkehr, die 

Rücksichtnahme bei Verköstigung, die Eingliederung in den Arbeitsprozess der Anstalt 
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und keine Behinderung bei der Religionsausübung als positiv empfunden. Als 

wünschenswert wurden die Möglichkeiten verlängerter Sportzeiten, mehrmaliges 

wöchentliches Baden, der Ankauf von Literatur in ihrer Heimatsprache, die Abklärung 

fremdenpolizeilicher Fragen während der Strafzeit, die Gewährung eines Ausganges auch 

für AusländerInnen ohne festen Wohnsitz in Österreich und verlängerte Freizeitaktivität 

angeführt (vgl. Katzenschlager 1987: 70f). In dem bei der 23. Arbeitstagung der 

Arbeitsgemeinschaft der leitenden Strafvollzugsbeamten Österreichs vom 7. bis 

10.10.1986 zum Thema „AusländerInnen im Strafvollzug“ eingerichteten Arbeitskreis 

wurden Anregungen und Wünsche ausgearbeitet und von Oberstleutnant Katzenschlager 

bei der Tagung vorgetragen. Demnach sollten die AusländerInnen schon beim 

Zugangsgespräch auf ihre Rechte und Pflichten hingewiesen werden. AusländerInnen, die 

der deutschen Sprache nicht mächtig sind, sollten gemeinsam mit AusländerInnen, mit 

denen sie sich verständigen können zusammengelegt werden, die dann auch als 

Dolmetsch fungieren könnten. Zur Förderung der Integration sollten Deutschkurse für 

AusländerInnen angeboten werden. Für AusländerInnen, die sich selbst mangelhaft in der 

Haft zurechtfinden, war eine Bezugsperson aus dem Kreis der Bediensteten vorgesehen. 

Was genau die Aufgaben dieser Ausländerbezugsperson gewesen wäre, wird leider nicht 

näher ausgeführt. Die Benachteiligungen der AusländerInnen im Strafvollzug sollten 

minimal gehalten werden. Auch sollten AusländerInnen, die nach Strafverbüßung nicht 

abgeschoben werden, unter denselben Bedingungen wie die österreichischen 

Strafgefangenen Vollzugslockerungen erhalten. Ferner sollten die Überstellungen zum 

Strafvollzug im Heimatland schneller vorgenommen werden, weil damals bis zu zwei 

Jahre auf eine Entscheidung von der Türkei gewartet wurde. Im Falle einer Zulassung von 

moslemischen Religionslehrern zur religiösen Betreuung der islamischen InsassInnen 

müssten diese sorgfältig geprüft und kontrolliert werden, weil in der Vergangenheit 

moslemische ReligionslehrerInnen von den Gefangenen als radikale religiöse Fanatiker 

abgelehnt wurden. Für die Verpflegung der Muslime während der Fastenzeit soll eine 

Lösung gefunden werden. Auf diese fastenden Moslems wäre auch bei der Festlegung des 

Arbeitsausmaßes Rücksicht zu nehmen. Es soll möglichst rasch in Erfahrung gebracht 

werden, ob eine Abschiebung des ausländischen Strafgefangenen nach Verbüßung der 

Haft geplant ist. Abschließend kam der Arbeitskreis zum Schluss, dass die Bediensteten 

zu Verständnis, Toleranz und besonderen Einfühlungsvermögen im Strafvollzug an 

AusländerInnen motiviert werden sollen. Bedienstete, die sich bereit erklären, eine 



74 

 

Fremdsprache zu lernen, sollen dabei finanziell und mit Anrechnung auf die Dienstzeit 

unterstützt werden (vgl. Katzenschlager 1987: 71 bis 77).  

Wie bereits ausgeführt, stieg (und steigt) der Anteil der Fremden in den österreichischen 

Justizanstalten an. Von knapp 29 Prozent im Jahr 2000 stieg er auf mehr als 42 Prozent 

im Jahr 2008 und in den landesgerichtlichen Gefangenenhäusern (die für den Vollzug der 

Untersuchungshaft zuständig sind) auf teilweise über 50 Prozent an (vgl. Friedrich 2008: 

19). In der Justizanstalt Eisenstadt, die nur für die Anhaltung von Männern ausgelegt ist, 

sind zwei Drittel der Insassen Ausländer aus 19 verschiedenen Nationen (Interview 

Mitarbeiterin des Sozialer Dienst). Zum Stichtag der Erhebung am 1.11.2008 befanden 

sich laut Auswertung aus der Integrierten Vollzugsverwaltung (abgekürzt IVV - das 

elektronische Häftlingsregister und Verwaltungsprogramm des österreichischen 

Strafvollzugs) insgesamt 8.063 Personen im Insassenstand. 4.714 InsassInnen besaßen die 

österreichische Staatsbürgerschaft und 3.349 InsassInnen waren Staatsangehörige eines 

anderen Staates oder staatenlos.  

 Insgesamt ÖsterreicherInnen Nicht- 
ÖsterreicherInnen 

Untersuchungshaft 1.788 22,18% 708 15,02% 1.080 32,25% 

Strafhaft 5.435 67,41% 3.284 69,66% 2.151 64,23% 

Maßnahme 814 10,10% 716 15,19% 98 2,93% 

sonstige Haft 26 0,32% 6 0,13% 20 0,60% 

Summe 8.063 100% 4.714 100% 3.349 100% 

Tabelle 1: Verteilung der Insassen zum 1. 11. 2008 
(Quelle: Auswertung aus der IVV zum 1. 11. 2008) 

Der höhere Anteil der NichtösterreicherInnen in der Untersuchungshaft erklärt sich 

daraus, dass AusländerInnen wesentlich rascher in Untersuchungshaft genommen werden 

als InländerInnen und auch länger in Untersuchungshaft behalten werden. Dies deshalb, 

weil sehr rasch von einer Gewerbsmäßigkeit bei Diebstählen und somit von einer höheren 

Strafdrohung – „die hohe Neigung, Ladendiebstähle als gewerbsmäßig zu definieren, was 

zu einer Verzehnfachung des Strafrahmens führt (von sechs Monaten auf 5 Jahre, § 130 

StGB)“ (Gratz 2007: 73) - ausgegangen wird. Ferner haben die AusländerInnen auch 

keinen verfestigten Aufenthalt in Österreich. Vielfach gibt „es den Ausschlag, ob der 
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Verdächtige InländerIn oder jedenfalls integriert, oder nicht integrierter AusländerIn ohne 

festen Wohnsitz ist. Haftentscheidungen sind jeden Tag mehrfach zu fällen und wirken 

sich auf das gesamte weitere Verfahren aus“ (Geyer 2005: 194). Oft erfolgt bei 

AusländerInnen erst eine Entlassung mit Urteil. Die Untersuchungshaft erscheint sehr 

häufig überproportional zum Anlassdelikt (Interview Rechtssoziologe und vgl. 

Hofinger/Pilgram 2007: 31). Ausländische InsassInnen verbringen einen weit größeren 

Teil ihrer Strafzeit in Untersuchungshaft, als österreichische Gefangene. Dabei darf nicht 

unerwähnt bleiben, dass die Untersuchungshaft – trotz der rechtlichen Unschulds-

vermutung (siehe § 8 StPO) – durch die zahlreichen Einschränkungen in der Bewegungs-

freiheit und Beschäftigungsmöglichkeit, sowie mangels Möglichkeit auf Vollzugs-

lockerungen (z.B. Freigang), nachteiliger als eine Strafhaft ist (vgl. Hofinger/Pilgram 

2007: 31). In den  ersten Stunden nach der Einlieferung in eine Justizanstalt stehen den 

nichtdeutschsprachigen InsassInnen sehr wenige Informationen zur Verfügung. Erst bei 

der Haftverhängung erhalten die InsassInnen Gewissheit über den weiteren Vorgang ihres 

Aufenthaltes. Nach Beobachtungen eines Gefängnisseelsorgers ist die erste Erfahrung, 

die ein Neuankömmling erfährt, dass er allen und jedem gegenüber skeptisch sein muss 

und sich zurückzieht. Die nichtdeutschsprachigen InsassInnen benötigen durch die 

Kommunikationsschwierigkeiten viel länger – etwa ein bis zwei Monate - sich in der Haft 

zurechtzufinden und die notwendigen Informationen über den Ablauf der Haft zu 

erhalten. Hier könnten nur fremdsprachenkundige Bedienstete Abhilfe leisten (Interview 

Gefängnisseelsorger). Der Leiter der Justizanstalt Klagenfurt schlug schon 2007 

öffentlich eine Berücksichtigung von Sprachkenntnissen bei der Neuaufnahme von 

Strafvollzugsbediensteten vor (vgl. Bevc 2007: 55). So spricht in der Justizanstalt 

Eisenstadt eine Mitarbeiterin im Sozialen Dienst auch Slowakisch, Tschechisch und 

Russisch und betreut auch vorwiegend diese Ausländergruppe. Daneben gibt es noch 

MitarbeiterInnen, die ungarisch, italienisch und englisch sprechen (Interview 

Mitarbeiterin des Sozialer Dienst). Im Bedarfsfall werden für Übersetzungen andere 

InsassInnen mit Mehrsprachenkenntnissen herangezogen. Gleichzeitig werden zur 

Sicherstellung einer gewissen Basiskommunikation zum Beispiel in der Justizanstalt 

Klagenfurt laufend Englisch- und Deutschkurse angeboten. Fremdsprachige 

Informationsbroschüren liegen in der Anstalt auf. Mittels der installierten SAT-Anlage 

können auch ausländische Fernsehprogramme empfangen werden (vgl. Bevc 2007: 55). 

Für ausländische Untersuchungshäftlinge ist es wegen der größeren räumlichen Distanz 
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ungemein schwieriger, Besuch zu empfangen. Auch mit einer finanziellen Unterstützung 

durch ihre Angehörigen können sie kaum rechnen. Ebenso sind sie als 

Untersuchungsgefangene meist von bezahlter Gefängnisarbeit ausgeschlossen (Interview 

Rechtssoziologe). Der Wille zur Arbeit wäre vorhanden wird aber zusätzlich durch die 

Verständigungsschwierigkeiten behindert (Interview Gefängnisseelsorger). Somit sind die 

Lebensbedingungen der ausländischen Untersuchungshäftlinge schlechter als die vom 

Großteil der inländischen InsassInnen (Interview Rechtssoziologe). 

Die Zusammensetzung der ausländischen InsassInnengruppe unterliegt einem 

dynamischen Wandel. Diese ist auch von politischen Ereignissen abhängig. So stieg die 

Anzahl der InsassInnen aus den osteuropäischen Staaten nach „Ende des Ostblocks“. 

Nach dem Jugoslawienkrieg nahm die Zahl der InsassInnen aus den Nachfolgestaaten von 

Jugoslawien zu. Im Jahr 2007 wurde der Anteil der InsassInnen aus einigen 

Nachfolgestaaten der Sowjetunion größer. Gleichzeitig war auch ein Plus an 

afrikanischen Asylwerbern und Türken der zweiten Generation feststellbar. Aber auch 

InsassInnen aus Asien und Südamerika sind keine Seltenheit mehr in den österreichischen 

Anstalten (Minkendorfer 2007: 59). Zum Stichtag 01.11.2008 kamen laut IVV 

Auswertung die ausländischen InsassInnen (mit einer Anzahl von über 40 Personen) aus  

folgenden Ländern: 

 

Länder Anzahl Länder Anzahl Länder Anzahl 

RUMÄNIEN 335 SLOWAKEI 135 MOLDAWIEN 85 

NIGERIA 262 BOSNIEN-
HERZEGOWINA 

132 ALGERIEN  77 

TÜRKEI  227 POLEN 122 STAATENLOS 69 

GEORGIEN 217 RUSSLAND 110 GAMBIA  59 

SERBIEN UND 
MONTENEGRO 

197 JUGOSLAWIEN4 100 TSCHECHIEN 58 

UNGARN 161 DEUTSCHLAND 95 MAZEDONIEN  42 

SERBIEN 153 KROATIEN 87 MAROKKO 41 

Tabelle 2: Verteilung der Nicht-ÖsterreicherInnen im Strafvollzug zum 1. 11. 2008 
 (mit mehr als 40 Personen) 

                                                 

4 Diese Angaben beruhen auf der Auskunft der in Haft genommenen Personen, die selbst nicht wissen, 

welche Staatsangehörigkeit eines der Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien sie haben. 
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Nach Einschätzung eines der Gefängnisseelsorger in der Justizanstalt Wien-Josefstadt 

haben vor allem die aus Osteuropa stammenden GefängnisinsassInnen armutsbedingt ihre 

Heimat verlassen, um durch Migration ein Mindestmaß an Lebenserhaltung zu sichern. 

Sie kommen eher aus den unteren Schichten ihrer Gesellschaft, es gibt aber auch 

Ausnahmen, die ein höheres Bildungsniveau haben (Interview Gefängnisseelsorger). 

Hinsichtlich der verurteilten Delikte unterscheiden sich die ausländischen von den 

inländischen GefängnisinsassInnen aber nicht. Jedoch kann bei einzelnen Nationen eine 

gewisse Häufung der Deliktsgruppen festgestellt werden. Die einsitzenden GeorgierInnen 

sind häufig wegen Einbruchskriminalität, die NigerianerInnen wegen Drogendelikten und 

die SerbInnen wegen Gewaltdelikten verurteilt. Hingegen sind bei den einsitzenden 

TürkInnen – ebenso wie bei den ÖsterreicherInnen – keine „Häufungen“ feststellbar (vgl. 

Minkendorfer 2007: 59). Was die Ursache für diese „Präferenzen“ bei der Begehung von 

strafbaren Handlungen sind, hat der damalige Leiter der Justizanstalt Garsten, Hofrat Dr. 

Minkendorfer, nicht angeführt.  

Die Betreuung der AusländerInnen in den Justizanstalten wird durch die Vielfalt der 

Sprachen, der sozialisationsdefizitären Besonderheiten, der religiösen Praktiken und der 

Nahrungsgewohnheiten erschwert. Eine auf die Speisegewohnheiten der ausländischen 

InsassInnen abgestimmte Anstaltsverpflegung ist im Strafvollzugsgesetz nicht 

vorgesehen. Dieses kennt nur die rituelle und die vom Arzt verordnete Kost. Auch die 

Streitkultur unter ausländischen InsassInnen unterscheidet sich und geht etwa bei Insassen 

aus Schwarzafrika häufig mit körperlichen Attacken einher (Bevc 2007: 55f). Allgemein 

werden afrikanische InsassInnen im Vollzug als sehr unproblematisch, recht kooperativ 

und kaum renitent beschrieben (vgl. Stummer-Kolonovits/Platzer 2007: 71). 

Gewalttätigkeiten von aus-ländischen Insassen sind lediglich Einzelereignisse. Durch die 

abschreckende Wirkung der Einsatzgruppe und die Konfliktlösungsmechanismen der 

Bediensteten werden trotz des hohen Belages Auseinandersetzungen in den 

Justizanstalten unter InsassInnen in Grenzen gehalten (vgl. Minkendorfer 2007: 59). Es 

ist bei den Ordnungswidrigkeiten (unerlaubter Besitz von Handys, Computerbe-

standteilen, Alkohol, Drogen, Medikamenten, …) kein Unterschied zwischen den aus- 

und inländischen InsassInnen festzustellen. Die ausländischen InsassInnen beschweren 

sich seltener als die inländischen und bei diesen sind wenige für die Mehrzahl der 

Beschwerden verantwortlich (vgl. Minkendorfer 2007: 60). Durch die große Anzahl von 
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InsassInnen aus verschiedenen Nationen in einer Justizanstalt sind oft Spannungen 

vorprogrammiert. Hier wird versucht, durch Verlegungen in eine andere Abteilung 

gegenzusteuern. Allgemein gibt es aber wenig nationale Spannungen im Strafvollzug 

(Interview Anstaltsleiter). Nach Einschätzung des Leiters der Justizanstalt Klagenfurt 

werden mit Freiheitsgewährung verbundene Vollzugslockerungen ausländischen 

InsassInnen - aufgrund der mangelnden Kenntnis fremder Kulturen und Erfahrungswerte 

bei den Bediensteten - nicht im gleichen Ausmaß wie InländerInnen gewährt. Trotz 

äußerlicher Unauffälligkeiten könnte ein Sicherheitsrisiko bei vielen Ausländern bestehen 

(vgl. Bevc 2007: 56). Im Jahr 2005 hatten statistisch gesehen etwa 90 Prozent der 

ausländischen InsassInnen keinen Ausgang, gegenüber rund einem Drittel der 

ÖsterreicherInnen. Auch bei der Erprobung in der Freiheit im Rahmen des Freigangs 

(zumindest ein Tag!) waren nur 4 Prozent der ausländischen, im Gegensatz zu 31 Prozent 

der österreichischen Strafgefangenen vertreten. Anders gesagt, kommen statistisch bei 

ÖsterreicherInnen ein Tag Freigang auf 100 Tage Haft hingegen beträgt dieses Verhältnis 

bei AusländerInnen eins zu 1.000 Tage  (vgl. Hofinger /Pilgram 2007: 37f). 

Die Besuchssituation für AusländerInnen, selbst für InsassInnen aus den benachbarten 

Ländern, ist wegen des zeitlichen, transportmäßigen und finanziellen Aufwandes für die 

Angehörigen oft nicht machbar. Daher müssen sich ausländische InsassInnen häufig 

schon in der Untersuchungshaft damit abfinden, dass sie auch über die Untersuchungshaft 

hinaus während der ganzen Strafhaft keinen Besuch erhalten werden. Ferner werden die 

Besuchskontakte durch die vorgegebenen Besuchszeiten in den Anstalten beschränkt. Die 

Telefonkontakte mit den Angehörigen während der Untersuchungshaft werden durch die 

Überwachungsauflage, sich nur in der deutschen Sprache zu verständigen, erschwert bzw. 

unmöglich gemacht, weil InsassInnen oder deren Angehörigen diese Auflage nicht 

erfüllen können (Interview Gefängnisseelsorger). Jedoch sieht das Strafvollzugsgesetz die 

Möglichkeit vor, über Antrag die Besuchszeit zu verlängern oder auch außerhalb der 

festgesetzten Besuchszeit diesen zu gewähren, um den familiären Kontakten der 

InsassInnen entgegenzukommen (Interview Mitarbeiter aus der Vollzugsdirektion).  

In jeder Justizanstalt gibt es aufgrund der gesetzlichen Bestimmung eine Bücherei für die 

InsassInnen. Dort wird auch für die nichtdeutschsprachigen InsassInnen ein 

entsprechendes Angebot an Büchern vorrätig gehalten (Interview Anstaltsleiter).  
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Auch bei der Zuteilung von Arbeit bildet die Sprachbarriere, trotz Arbeitsbereitschaft des 

Insassen bzw. der Insassin, ein Hindernis. Ohne Arbeit ist ein Untersuchungshäftling, 

falls keine Unterstützung von außen vorliegt – die von der finanziellen Leistungsfähigkeit 

seiner Angehörigen abhängt – auf die Anstaltsverpflegung reduziert (Interview 

Gefängnisseelsorger). Die Mehrheit der ausländischen InsassInnen ist arbeitswillig und 

benötigt den Arbeitsverdienst zur Unterstützung der Angehörigen im Heimatland. Die 

Entlohnung in den Justizanstalten liegt sehr oft deutlich über der des Heimatlandes. Die 

beruflich gering qualifizierten AusländerInnen können nur für einfache Tätigkeiten, 

zumeist in Unternehmerbetrieben eingesetzt werden (vgl. Minkendorfer 2007: 60). Rein 

statistisch (im Vergleich zur gesamten Strafzeit) gesehen, verdienten im Jahr 2005 

ÖsterreicherInnen pro Hafttag mehr als doppelt so viel wie AusländerInnen. Der Grund 

ist, dass AusländerInnen den größten Teil ihrer Haftstrafe in der Untersuchungshaft 

absitzen. Bei einem Vergleich nur der Strafhaftzeiten vermindert sich die Differenz 

zwischen österreichischen und ausländischen InsassInnen auf das 1,3 fache (vgl. 

Hofinger/Pilgram 2007: 35).  

Für ausländische InsassInnen ist es sehr wichtig für die weitere Planung, ob sie nach 

Verbüßung der Haftstrafe in Österreich verbleiben dürfen. Daher sollten die 

Entscheidungen der Fremdenpolizei möglichst früh gefasst und den InsassInnen 

kommuniziert werden. In den seltensten Fällen erfolgt bei einer freiwilligen oder 

unfreiwilligen Heimreise der ausländischen InsassInnen eine Kontaktaufnahme 

österreichischer Behörden mit jener des  Heimatlandes, um die Situation zu klären. Die 

Heimkehr ist für ausländische Strafgefangene nach langen Haftstrafen oft nicht leicht. 

Daher wäre vorweg eine Kontaktaufnahme mit deren Angehörigen – die den sozialen 

Empfangsraum für die InsassInnen bilden – aus den Gründen der Resozialisierung sehr 

wichtig (Interview Gefängnisseelsorger und vgl. Hofinger/Pilgram 2007: 36). Diese 

Vernetzungen sind von den sprachlichen Fähigkeiten der MitarbeiterInnen abhängig. Die 

Justizanstalt Eisenstadt pflegt solche Kontakte in die Slowakei und die Tschechische 

Republik aufgrund der Sprachkenntnisse einer Mitarbeiterin (Interview Mitarbeiterin des 

Sozialer Dienst).  Für afrikanische InsassInnen wurde vorgeschlagen, aus humanitären 

Gründen schon im Vollzug Maßnahmen für eine erfolgreiche Rückkehr - durch eine 

sinnvolle Ausbildung und Kooperationen mit dem Behörden des Heimatstaates für einen 
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nachhaltigen Aufbau einer Existenz - zu setzen (vgl. Stummer-Kolonovits/Platzer 2007: 

77).  

Die Resozialisierung von Randgruppen fordert auch von der Gesellschaft einen 

erweiterten Zugang. Durch die Abschiebung an den Rand der Gesellschaft wird auch eine 

eigene Identität des/der Abgeschobenen begründet und diese/r lernt mit dieser dissozialen 

Identität umzugehen und fühlt sich sicher. Mangels anderer Alternativen am Rande der 

Gesellschaft bilden nur dissoziale Handlungen die Möglichkeit zum Überleben. 

Resozialisierung setzt nun ein deutlich besseres Angebot als das bisher zur Verfügung 

Stehende voraus. Dies nicht nur für jene Menschen, die aufgrund ihres Verhaltens ins 

Gefängnis gekommen sind, sondern auch für jene, die draußen das soziale Netz bilden, in 

welches der Strafgefangene nach seiner Entlassung zurückkehrt. Sohin bedarf es für die 

Resozialisierung von Menschen aus Randgruppen etwas anderes, als das gängige 

Angebot für den Durchschnittshäftling. Es muss sich nicht nur prosoziales Handeln 

lohnen, sondern auch die Resozialisierung ist in Wirklichkeit eine Sozialisierung, als 

Aufbau eines vorher nicht bestandenen sozialen Umfelds. Das bedeutet, dass man etwas 

Neues anbietet, aber gleichzeitig unter Wahrung seiner ursprünglichen Identität. Die 

Beendigung der Gettoisierung kann jedoch nicht aus dem Gefängnis heraus gelöst 

werden, sondern das muss in der Gesellschaft geschehen und das gesamte Umfeld 

betreffen. Dies kann aber keine herkömmliche Reintegrationseinrichtung sein (etwa 

betreutes Wohnen), weil sie diese Unterstützung nicht benötigen, sondern sie brauchen 

dafür andere Voraussetzungen, wie etwa freien Zugang zum Arbeitsmarkt, der ihren 

Fähigkeiten entspricht und Ausbildungsmöglichkeiten (Interview Gefängnispsychiater). 
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4 EMPIRISCHER TEIL 

4.1 Allgemeine Zusammensetzung der InsassInnen 

Am 1.11.2008 befanden sich laut der Integrierten Vollzugsverwaltung (IVV) – dies ist 

das elektronische Register des österreichischen Strafvollzuges zur Verwaltung der sich im 

Straf- bzw. Maßnahmenvollzug befindlichen Personen - 8.063 Personen im Stand des 

Straf- und Maßnahmenvollzugs bzw. in Justizgewahrsam. Diese Formulierung ist deshalb 

notwendig, weil sich nicht alle Personen, die im Stand angeführt sind, in einer 

Justizanstalt befinden. InsassInnen, die sich zu einer medizinischen Behandlung in einem 

Spital aufhalten (siehe § 71 Abs. 2 StVG), Untergebrachte nach § 21 Abs 1 StGB, die in 

psychiatrischen Abteilungen von öffentlichen Krankenanstalten (§ 158 Abs. 4 StVG) 

angehalten und behandelt werden und Kleinstkinder, die sich in Justizgewahrsam 

befinden, weil ihre Mutter, der das Recht der Pflege und Erziehung zukommt, in Haft 

genommen wurde, zählen ebenfalls zum Stand. Der § 74 Abs. 2 StVG gibt die 

Möglichkeit, dass Kleinstkinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahrs bei der 

Mutter in einer Justizanstalt verbleiben können. 

Allgemein werden die in der IVV ausgewiesenen Personen gemäß dem Haftstatus in die 

Übergruppen Untersuchungshaft, Strafhaft, Untergebracht und Justizgewahrsam 

eingeteilt. 
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  gesamt 

Untersuchungshaft   1.633 20,25% 

  Untersuchungshaft 1.633     

Strafhaft   5.304 65,78% 

  Strafhaft 5.304     

Untergebracht   756 9,38% 

  Untergebracht 756     

sonstige Haft   359 4,45% 

  Finanzstrafhaft 27     

  Strafhaft § 173(4) 97     

  Strafhaft § 180(4) 3     

  Untergebracht § 173(4) 2     

  § 429 55     

  § 438 1     

  Auslieferungshaft 13     

  Übergabehaft 2     

  Verwaltungshaft 4     

  Verwaltungshaft § 173(4) 21     

  Verwahrungshaft 134     

Justizgewahrsam   11 0,14% 

  Justizgewahrsam 11     

Summe   8.063 100% 

Tabelle 3: Verteilung der InsassInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus 
(Quelle: IVV Auswertung zum 1. 11. 2008) 

 

Die größte Gruppe bilden jene 5.304 Personen, die sich – rechtskräftig zu einer 

Freiheitsstrafe durch ein Gericht verurteilt - in Strafhaft befinden. Dies entspricht einem 

Anteil von 65,78 Prozent. Mit 1.633 Personen bilden die Untersuchungsgefangenen die 

zweitstärkste Gruppe. Dies entspricht einem Anteil von 20,25 Prozent. Den Status 

Untersuchungsgefangener erhält der Gefangene mit Verhängung der Untersuchungshaft 

und behält diesen – falls nicht vorher eine Enthaftung stattfindet - bis zur Rechtskraft des 

Urteils. Dies umfasst somit auch einen möglichen Instanzenzug gegen die Entscheidung 

des Erstgerichtes. Bei den 756 Personen, die in der Gruppe „Untergebracht“ angeführt 

sind, handelt es sich um rechtskräftige, nach dem § 21 Abs. 1 oder 2 StGB, eingewiesene 

Personen. Obwohl nur zehn Prozent aller Strafgefangenen in diese Gruppe fallen, gehören 

- bedingt durch die medizinische und therapeutische Betreuung - deren Vollzugskosten zu 

den teuersten des Strafvollzugs (vgl. Internetquelle 13).  
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4.2 Gegenüberstellung ÖsterreicherInnen – Nicht-

ÖsterreicherInnen 

Von den 8.063 Personen, die zum 1.11.2008 in der IVV angeführt werden, besitzen 4.715 

die österreichische Staatsbürgerschaft. 3.348 haben entweder keine österreichische oder 

gar keine Staatsbürgerschaft 

 gesamt ÖsterreicherInnen Nicht-ÖsterreicherInnen 

Untersuchungshaft  1.633 20,25%  644 13,66%  989 29,54% 

 Untersuchungshaft 1.633   644   989   

Strafhaft  5.304 65,78%  3.189 67,64%  2.115 63,17% 

 Strafhaft 5.304   3.189   2.115   

Maßnahme  756 9,38%  669 14,19%  87 2,60% 

 Untergebracht 756   669   87   

sonstige Haft  359 4,45%  207 4,39%  152 4,54% 

 Finanzstrafhaft 27   25   2   

 Strafhaft § 173(4) 97   65   32   

 Strafhaft § 180(4) 3   3   0   

 Untergebracht § 173(4) 2   1   1   

 § 429 55   45   10   

 § 438 1   1   0   

 Auslieferungshaft 13      13   

 Übergabehaft 2      2   

 Verwaltungshaft 4   3   1   

 Verwaltungshaft § 173(4) 21   14   7   

 Verwahrungshaft 134   50   84   

Justizgewahrsam  11 0,14%  6 0,13%  5 0,15% 

 Justizgewahrsam 11   6   5   

Summe  8.063 100%  4.715 100%  3.348 100% 

Tabelle 4: Verteilung der InsassInnen, ÖsterreicherInnen und Nicht-ÖsterreicherInnen 
zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus 
(Quelle: IVV Auswertung zum 1. 11. 2008) 

Obwohl die Gesamtanzahl der „Nicht-ÖsterreicherInnen“ geringer ist als der der 

ÖsterreicherInnen, stellen die „Nicht-ÖsterreicherInnen“ in der Untergruppe 

„Untersuchungshaft“ mit 989 Personen die Mehrheit. Deren Anteil beträgt 60,56 Prozent 

in dieser Untergruppe. Dies ist – wie schon im Teil über den Strafvollzug ausgeführt – 

dadurch bedingt, dass nicht inlandsverfestigte Personen schon wegen der grundlegenden 

Konzeption der Untersuchungshaftgründe (zB Sicherung der Durchführung des 

Strafverfahrens) und sehr oft mit der Annahme einer Gewerbsmäßigkeit (wodurch eine 
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höhere Strafdrohung bedingt wird) – leichter in Untersuchungshaft kommen als 

Österreicher.  

 

Abbildung 4: Verteilung der ÖsterreicherInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus  
(Quelle: IVV Auswertung zum 1.11.2008) 

 

Bei den ÖsterreichernInnen befinden sich nur 13,66 Prozent in Untersuchungshaft. Aber 

in der Untergruppe „Untergebracht“ beträgt das Verhältnis ÖsterreicherInnen zu Nicht-

ÖsterreicherInnen fast 8 zu 1. Die Voraussetzung für eine Unterbringung ist das 

Vorhandensein einer psychischen Erkrankung, die ursächlich für die Begehung der 

Straftat war. Diese Erkrankung liegt anscheinend bei durch ein Strafgericht Abgeurteilten 

Nichtösterreichern weniger oft vor. Eine mögliche Erklärung wäre, dass psychisch kranke 

Personen auf Grund ihrer Krankheit in ihrer Mobilität eingeschränkt sind und dadurch 

weniger in das Ausland reisen.  

 

Abbildung 5: Verteilung Nicht-ÖsterreicherInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus 
(Quelle: IVV Auswertung zum 1.11.2008) 
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4.3 Slowakische StaatsbürgerInnen im österreichischen 

Strafvollzug 

Nach der Auswertung vom 1.11.2008 befanden sich unter den 8.063 in der IVV 

aufscheinenden Personen 135 mit der eingetragenen Nationalität „Slowakei“. 

 

Tabelle 5: Verteilung der InsassInnen, SlowakInnen, ÖsterreicherInnen und Nicht-
ÖsterreicherInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus 

(Quelle: IVV Auswertung zum 1.11.2008) 

Auffallend ist der hohe Anteil der Staatsbürger der Slowakei in Untersuchungshaft mit 

32,59 Prozent gegenüber nur 13,66 Prozent bei der Gruppe „Österreicher“ bzw. den auch 

deutlich niedrigeren 29,53 Prozent bei der Gruppe „Nicht-ÖsterreicherInnen“. Eine 

Erklärung warum der Anteil bei „Slowakei“ um 10 Prozent höher liegt als der Anteil bei 

„Nichtösterreicher“ ist für das erste nicht ersichtlich. Entsprechend geringer sind dann die 

Anteile in der Gruppe „Slowakei“ bei den Untergruppen „Strafhaft“ und „Untergebracht“. 

Hingegen liegen die Anteile bei „sonstiger Haft“ bei allen gleich. 



86 

 

  

Abbildung 6: Verteilung der SlowakInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus 
(Quelle: IVV Auswertung zum 1.11.2008) 

4.4 Genderverteilung im Strafvollzug 

Die Aufstellung weist insgesamt 7.602 Männer und 461 Frauen aus. Der Anteil der 

Frauen entspricht sohin 5,72 Prozent. Dieser Anteil beträgt jedoch in der Untergruppe 

„Untersuchungshaft“ 7,16 Prozent und in der Untergruppe „sonstige Haft“ 6,69 Prozent. 

Hingegen beträgt in der Untergruppe „Untergebracht“ der Anteil der Frauen nur 5,56 

Prozent. Auf die Untergruppe „Justizgewahrsam“ wird nicht eingegangen, weil es sich 

hier um Kleinstkinder handelt, die mit der Mutter, der das Recht auf die Pflege und 

Erziehung zukommt, angehalten werden (§ 74 Abs. 2 StVG).  

Vergleicht man hingegen diese Werte mit denen der „Nichtösterreicher“ so fällt auf, dass 

die Anteile für Frauen geringer sind als in der Gesamtgruppe. Sohin ist der Anteil der 

österreichischen Frauen höher als bei der Gesamtgruppe. Der Anteil der österreichischen 

Frauen beträgt 6,47 Prozent an allen „ÖsterreicherInnen“. 

Betrachtet man nun die Gruppe „Slowakei“ so wird ein Anteil der Frauen von 14,81 

Prozent ausgewiesen, welcher deutlich über den Werten für die Gruppen „Gesamt“, 

„ÖsterreicherInnen“ und „Nicht-ÖsterreicherInnen“ liegt. In diesen Gruppen ist auch 

jeweils der Anteil in der Gruppe „Untersuchungshaft“ größer als in der Gruppe 

„Strafhaft“. Jedoch verhält es sich bei der Gruppe „Slowakei“ gerade umgekehrt und der 
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Anteil der slowakischen Frauen in der Untergruppe „Untersuchungshaft“ beträgt nur 

11,36 Prozent und in der Untergruppe „Strafhaft“ 16,87 Prozent, dieser Anteil ist dreimal 

so groß wie in der Gruppe „gesamt“ und mehr als Zweieinhalbfache  größer als in der 

Gruppe „Österreicher“. 

Allgemein wird über die Kriminalität von Frauen gesagt, dass diese sich von den 

Männern sowohl quantitativ als auch qualitativ unterscheidet. Selbst wenn Frauen 

straffällig werden, ist ihre Kriminalität weniger schwer und sie sind häufig bei 

Bagatelldelikten vertreten. Waren früher der Schwangerschaftsabbruch, die Kupplerei, 

die Blutschande, die Aussetzung, der Meineid und die falsche Anschuldigung klassische 

Frauendelikte, so ist dieser Unterschied weitgehend verschwunden (Kaiser 1988, 433). 

Das quantitative Ausmaß gibt auch diese Statistik wieder, obwohl der Anteil der 

slowakischen Frauen extrem hoch ist. Wodurch dies bedingt ist, kann aus dieser 

Aufstellung nicht entnommen werden. Die Kriminalitätsrate der Frauen hängt von deren 

kultureller und sozialer Stellung in der Gesellschaft ab und ist somit von Land zu Land 

verschieden. Ferner spielen auch noch regionale bzw. lokale Ursachen (z.B. Größe des 

Wohnortes) eine Rolle für die Kriminalität. Die weibliche Delinquenzrate nähert sich in 

Großstädten an die der Männer an (Kaiser 1988: 434).  

Laut der World Female Imprisonment List (vgl. Internetquelle 15) wurden am 5.10.2005 

in der Slowakei insgesamt 405 Frauen im Gefängnis angehalten. Deren Anteil an der 

Gesamtgefängnispopulation der der Slowakei betrug 4,4 Prozent. Sohin ist dieser Anteil 

bedeutend geringer als im österreichischen Strafvollzug.  
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Tabelle 6: Verteilung der InsassInnen, SlowakInnen, ÖsterreicherInnen und Nicht-
ÖsterreicherInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus und Geschlecht 

(Quelle: IVV Auswertung zum 1. 11. 2008) 
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4.5 Festhaltedauer bis zum 1. 11. 2008 

Mehr als die Hälfte der 135 InsassInnen der österreichischen Justizanstalten mit der 

eingetragenen Nationalität „Slowakei“ war zum 1.11.2008 kürzer als 6 Monate in einer 

Justizanstalt untergebracht. Je kürzer die Anhaltedauer umso höher der Anteil der 

Untersuchungshäftlinge. Dieser Anteil nimmt bei fortschreitender Zeit ab, gleichzeitig 

steigt der Anteil der Strafgefangenen (die bereits rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe 

verurteilt sind) an. 

Ab einem Jahr Festhaltedauer gab es am 1.11.2008 überhaupt keinen 

Untersuchungshäftling mehr. Ab einer Festhaltedauer von mehr als drei Monaten 

dominiert die Anzahl der Strafgefangenen. Dies kann als Indiz genommen werden, dass 

die (Straf-)Verfahren sehr schnell abgehandelt und rechtskräftig abgeschlossen werden. 

Bei den beiden Fällen der „sonstigen Haft“, die bereits über ein Jahr bzw. drei Jahre 

angehalten werden, handelt es sich um Fälle einer Anhaltung nach § 173 Abs. 4 StPO, bei 

denen in Unterbrechung einer Untersuchungshaft eine (offene) Strafhaft vollzogen wird 

und sohin thematisch zu den Strafhaften gerechnet werden kann. 

 (N=135) 

0-1 
Monat 

1-3 
Monate 

3-6 
Monate 

6 
Monate -

1 Jahr 
1-3 Jahre

3-5 
Jahre 

5-10 
Jahre 

10-20 
Jahre 

Summe 
nach 

Anhalt-
ungsart 

Untersuchungshaft 13 17 9 5         44

  29,5% 38,6% 20,5% 11,4%         100,0%

Strafhaft 1 15 13 21 24 8   1 83

  1,20% 18,07% 15,66% 25,30% 28,92% 9,64%   1,20% 100,0%

Maßnahme         2       2

          100,0%       100,0%

sonstige Haft 4       1 1     6

  66,7%       16,7% 16,7%     100,0%

Summe 18 32 22 26 27 9   1 135

  13,3% 23,7% 16,3% 19,3% 20,0% 6,7%   0,7% 100,0%

Tabelle 7: Festhaltedauer bis zum 1. 11. 2008 
(Quelle: IVV Auswertung zum 1. 11. 2008) 
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4.6 Verteilung der InsassInnen nach Altersgruppen 

In der IVV wird nach den Altersklassen „Jugendlicher“, „Heranwachsender“ und 

„Erwachsener“ unterschieden. Diese Einteilung richtet sich nach dem jeweiligen Alter. 

Demnach zählen zu den „Jugendlichen“ Personen vom 14. bis 18. Jahr. Auch die 

Kleinstkinder im Justizgewahrsam, die bei ihren Müttern untergebracht sind, zählen zu 

dieser Gruppe. Die „Heranwachsenden“ setzen sich aus der Altersgruppe der 19. bis 21. 

Jährigen zusammen und zu der Gruppe der Erwachsenen werden Personen über 21. 

Jahren gezählt. Diese Einteilung folgt dem Jugendgerichtsgesetz mit dem Unterschied, 

dass in diesen Gesetzen jeweils auf das Alter zum Tatzeitpunkt abgestellt wird (§ 1 JGG). 

Die Gruppe der „jungen Erwachsen“ entspricht der in der IVV angeführten Gruppe 

„Heranwachsenden“. Die „jungen Erwachsenen“ wurde erst mit der Novelle zum 

Jugendgerichtsgesetz BGBl. I Nr. 19/2001 eingeführt. Der Strafvollzug unterscheidet 

zwischen „Jugendlichen“ und „Erwachsenen“ (§ 55 JGG). Dafür ist primär das jeweilige 

Lebensalter ausschlaggebend. Ferner kann ein erwachsener Strafgefangener unter 

einundzwanzig Jahren dem Jugendstrafvollzug unterstellt werden, worüber ein Richter 

entscheidet. Jugendliche bleiben bis zur Vollendung des einundzwanzigsten Lebensjahrs 

aber längsten bis zur Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebensjahrs dem 

Jugendstrafvollzug unterstellt, wenn diese Unterstellung nicht vorher durch den 

Anstaltsleiter bzw. die Vollzugsdirektion aufgehoben wurde (§ 55 JGG).  
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Tabelle 8: Verteilung der InsassInnen, SlowakInnen, ÖsterreicherInnen und Nicht-
ÖsterreicherInnen zum 1. 11. 2008 nach dem Haftstatus und Altersgruppen 
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4.7 Fragebogenerhebung 

4.7.1 Allgemeines 

Wie aus der IVV ersichtlich befanden sich zum Stichtag 1.11.2008 insgesamt 135 

Personen mit der erfassten Nationalität „Slowakei“ im österreichischen Straf- und 

Maßnahmenvollzug. Diese wurden mittels Fragebogenerhebung befragt. 99 Fragebögen 

konnten der Auswertung zugeführt werden. Die Differenz ergibt sich daraus, weil in der 

Zeit bis zur Zusendung der Fragebögen InsassInnen entlassen bzw. ausgeliefert wurden, 

sich nicht an dieser Erhebung beteiligten haben oder sich stationär in einem Krankenhaus 

befanden. Näheres zur Durchführung und Ablauf der Fragebogenerhebung findet sich in 

der Einleitung unter Punkt 2.2 Ablauf der Forschung. 

4.7.2 Zusammensetzung der Erhebungsgruppe 

Von diesen 99 Personen befanden sich zum 1.11.2008 36 in Untersuchungshaft, 58 in 

Strafhaft, eine in der Maßnahme (Unterbringung) und vier hatten den Haftstatus „sonstige 

Haft“.  

Haftstatus 
(N=99)

Untersuchungshaft
36%

Strafhaft
59%

sonstige Haft
4%

Untergebracht
1%

 

Abbildung 7: Haftstaus 
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14 waren Frauen, 85 Männer. Somit betrug der Anteil der Frauen 14 Prozent und 

entspricht auch dem Gesamtanteil aller Frauen an allen slowakischen InsassInnen zum 

1.11.2008 (siehe Tabelle zur Genderverteilung).  

Nach dem Haftstatus befanden sich 31 Männer und 5 Frauen in Untersuchungshaft, 50 

Männer und 8 Frauen in Strafhaft, ein Mann war untergebracht sowie 3 Männer und 1 

Frau waren ins „sonstiger Haft“.  

0

10

20

30

40

50

Haftstatus nach Geschlecht 
(N=99)

Männer 31 50 1 3

Frauen 5 8 1

U-Haft Strafhaft Untergebracht sonstige Haft

 

Abbildung 8: Haftstaus nach Geschlecht 
 

Prozentuell war der Anteil der Frauen in der Gruppe Untersuchungshaft und Strafhaft mit 

jeweils fast 14 Prozent sehr hoch und entsprach auch etwa den Anteilen mit 11 bzw. 17 

Prozent der Gesamtgruppe der Insassen aus der Slowakei zum 1.11.2008. 

0,00%

20,00%

40,00%

60,00%

80,00%

100,00%

Genderverteilung in den einzelenen Untergruppen 
(N=99)

Frauen 13,89% 13,79% 0,00% 25,00%

Männer 86,11% 86,21% 100,00% 75,00%

U-Haft Strafhaft Untergebracht sonstige Haft

 

Abbildung 9: Genderverteilung in den einzelnen Untergruppen 
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4.7.3 Ethnische Zugehörigkeit der slowakischen InsassInnen 

Bei der Fragebogenerhebung wurden die slowakischen InsassInnen auch nach deren 

ethnischer Zugehörigkeit befragt. Vorgeben war Slowakisch, Tschechisch, Ungarisch, 

Ruthenisch, Sinto, Rom und Zigan sowie die Möglichkeit eine andere ethnische 

Zugehörigkeit anzuführen. Als (ausschließlich) Slowakisch fühlten sich 85, als 

Slowakisch-Mazedonisch 1, als Slowakisch-Rom 1, als  Slowakisch-Rom-Zigan 1, als 

Slowakisch-Zigan 2, als Ungarisch 6, als Rom 1, als Nigerianisch 1 und als Kubanisch 1 

der Befragten.  

ethnische Zugehörigkeit

Slowakisch

Slowakisch-
Mazedonisch

Slowakisch-Rom

Slowakisch-Rom-
Zigan

Slowakisch-
Zigan

Ungarisch

Rom

Nigeria

Kuba

 

Abbildung 10: Ethnische Zugehörigkeit 

Demnach bekannten sich zur Bevölkerungsmehrheit der Slowakei in der einen oder 

anderen Form 90 Personen, dies entspricht einem Anteil von fast 91 Prozent. Im 

Gegensatz rechneten sich nur 5 Personen (dies wären 5 Prozent) - davon überhaupt nur 

einer ausschließlich - der ethnischen Minderheit der Roma zu. Stellt man dieses Ergebnis 

in Relation zu dem Nationalitätenverhältnis laut der Volkszählungen 2001 in der 

Slowakei, bei der sich (nur) 1,7 Prozent zur Roma-Minderheit bekannt haben, spiegelt 

diese Erhebung durch die eine Nennung dies wieder. Ob bei der Erhebung ebenfalls 

dieselben Gründe wie bei der Volkszählung ausschlaggebend waren, sich eher wegen der 

leidvollen Geschichte zu einer anderen Volksgruppe zu bekennen, besteht zwar durch die 

vier Nennungen zur Bevölkerungsmehrheit ein gewisses Indiz aber lässt sich nicht mit 

Sicherheit behaupten. Nimmt man aber alle 5 Nennungen so würde dies entsprechend der 
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Bevölkerungszahl der Slowakei bei der Volkszählung 2001 (5.304.937) eine Zahl von 

265.247 Roma in der Slowakei ergeben. Dieser Wert liegt sehr nahe des geschätzten 

Wertes der Roma in der Slowakei mit fast 300.000 Personen.  

Diese ging aber immer von einer Eigenzuschreibung aus. Entscheidender ist jedoch die 

Fremdzuschreibung, weil dadurch jemand zu einer Gruppe zugeschrieben und 

entsprechend auch behandelt wird. Daher wurden Bedienstete in den Justizanstalten nach 

deren Einschätzung, ob sie jemanden der ethnischen Gruppe der Roma zurechen würden 

und aufgrund welcher Merkmale, befragt. Dafür wurden das Aussehen, die Sprache, die 

Sozialdaten, das Verhalten, die Herkunftsregion, aufgrund der Aussage eines anderen und 

aufgrund eigener Angaben als Begründungen angeboten. 

Von den insgesamt 99 InsassInnen wurden 27 (davon 8 Frauen) der Gruppe der Roma 

zugerechnet, dies wäre ein Anteil von 27 Prozent der Gesamtgruppe. Innerhalb der 

Gruppe haben die Frauen aber einen Anteil von 30 Prozent: Dies bedeutet, dass der Anteil 

der Frauen fast sechs Mal größer ist als bei allen InsassInnen (5,7 Prozent) und mehr als 

doppelt so groß ist wie der Anteil bei allen slowakischen InsassInnen (14,8 Prozent). 

Fremdzuschreibung - Verteilung

Männer
70%

Frauen
30%

 

Abbildung 11: Fremdzuschreibung – Verteilung 

Bei der Fremdzuschreibung erfolgte die Zuordnung hauptsächlich aufgrund des 

Aussehens (26 Nennungen – dies sind 96 Prozent) gefolgt von jeweils 6 Nennungen der 

Begründung Sprache bzw. Herkunftsregion.  
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Fremdzuschreibung 

Begründungen Anzahl Prozent der Fälle 

Roma Aussehen 26 96,3 

Roma Sprache 6 22,2 

Roma Sozialdaten 5 18,5 

Roma Verhalten 1 3,7 

Roma Region 6 22,2 

Roma anderer sagt 4 14,8 

Roma eigene Angabe 2 7,4 

Tabelle 9: Fremdzuschreibung – Begründungen 

Ein neunundzwanzigjähriger männlicher Insasse, der sich selbst der ethnischen Gruppe 

der Slowaken/Roma zugerechnet hat und somit auch der Gruppe der Roma zugeordnet 

wurde, ist in der Fremdzuschreibung nicht dieser Gruppe zugerechnet worden. Die 

Gründe, die ausschlaggebend waren, warum der Insasse entgegen seiner 

Selbstzuschreibung nicht der Gruppe der Roma zugerechnet wurde, sind nicht bekannt. 

Seine soziodemographischen Daten untermauern jedoch seine ethnische 

Selbstzuschreibung. So hat er nur neun Jahre Grundschule besucht, die vier Personen, die 

im gemeinsamen Haushalt im Kreis Kosice leben, beziehen als Einkommen Sozialhilfe 

und Kindergeld. Er war vor der Haft nicht erwerbstätig, wurde wegen Diebstahl zu drei 

Monaten Freiheitsstrafe verurteilt und war bereits zwei Mal in Haft. Er gibt Slowakisch 

als seine Muttersprache an, beherrscht aber das Schreiben nur mäßig. Nach eigenen 

Angaben spricht er noch Tschechisch, Polnisch, Romani und „Zigeunerisch“. 

Andererseits wurde ein 44-jähriger Mann aufgrund seines Aussehens, der sich selbst als 

kubanisch und dementsprechend spanisch als seine Muttersprache angab, der Gruppe der 

Roma zugerechnet. Auch diese Zuordnung wurde für die nachfolgende Betrachtung 

beibehalten.  

4.7.4 Muttersprache und deren Beherrschung 

Die InsassInnen, die sich zur ethnischen Gruppe der Slowaken (ohne Unterschied ob 

ausschließlich oder in Verbindung mit einer anderen ethnischen Gruppe) bekannt haben, 
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gaben fast alle als Mutersprache (teilweise in Verbindung mit einer anderen Sprache) 

Slowakisch an. Eine Insassin mit Slowakisch/Romani als Muttersprache, die keine Schule 

besucht hat, gibt an, dass sie in ihrer Muttersprache weder das Lesen noch das Schreiben 

beherrscht aber mäßig Slowakisch lesen kann. Nur 8 Personen gaben Ungarisch und 

jeweils eine Tschechisch, Serbokroatisch und Romani an. Der einzige, der sich zur 

ethnischen Gruppe Rom bekannte, führte Slowakisch/Romani an.  

  Muttersprache  
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Slowakisch 66 3 2 3 1   1 7 1 1   85

Slowakisch, 
Mazedonisch 1                     1

Slowakisch, Zigan 1             1       2

Slowakisch, Rom, 
Zigan   1                   1

Slowakisch, Rom     1                 1

Rom   1                   1

Ungarisch       2       4       6

Kubanisch           1           1

Nigerianisch                     1 1

 Summe 68 5 3 5 1 1 1 12 1 1 1 99

 Anteil 68,69% 5,05% 3,03% 5,05% 1,01% 1,01% 1,01% 12,12% 1,01% 1,01% 1,01%   

Tabelle 10: Muttersprache – ethnische Zugehörigkeit 

Von den 82, die (auch unter anderen) Slowakisch als Muttersprache angegeben haben, 

können zwei dies mäßig bzw. einer nicht lesen, sowie fünf mäßig und einer nicht 

schreiben. Der Anteil jener mit ungarischer Muttersprache (12 Personen), die mäßig lesen 

(8,3 Prozent) und nicht schreiben (16,7 Prozent) konnten, ist höher als bei der Gruppe mit 

slowakischer Muttersprache. 
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Tabelle 11: Beherrschung Muttersprache - Slowakisch 

(Anmerkung: Ein Insasse mit Slowakisch als Muttersprache hat bei der Beherrschung des Schreibens in der 
Muttersprache sehr gut angegeben aber bei der Frage des Beherrschens des Schreibens in Slowakisch nur 
mit mäßig bewertet, weshalb auch bei der Muttersprache nur mäßig angenommen wurde)  

 

Bei den 27 Personen, die aufgrund der Fremdzuschreibung der ethnischen Gruppe der 

Roma zugerechnet wurden, können in der Muttersprache jeweils eine Person nur mäßig 
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bzw. nicht lesen, je zwei Personen nur mäßig bzw. nicht schreiben. Hingegen können drei 

Personen Slowakisch nur mäßig lesen, wovon eine ungarisch als Muttersprache angeführt 

hat. Eine Person mit der Muttersprache Slowakisch/Romani gibt an, dass sie Slowakisch 

mäßig lesen kann, jedoch in der Muttersprache nicht fähig ist zu lesen. Die Erhebung 

hinsichtlich der Schreibkundigkeit ergibt das gleiche Ergebnis wie bei der Erhebung bei 

der Muttersprache. Auffallend ist, dass eine Person mit Ungarisch als Muttersprache (und 

nach Selbstzuschreibung zur ethnischen Gruppe der Slowakisch/Zigan zugehörig) weder 

in der Muttersprache noch in Slowakisch des Schreibens mächtig ist. Dieser 

zweiundzwanzigjährige Mann besuchte ausschließlich acht Jahre Grundschule und besitzt 

keinen Schulabschluss. 

Wie aus der Aufstellung ersichtlich, beherrscht der kubastämmige slowakische Insasse 

seine Muttersprache Spanisch sehr gut und Slowakisch gut. 
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Tabelle 12: Beherrschung Muttersprache – Slowakisch, Roma 

Zwischen der Gesamtgruppe –  99 Personen – und der Gruppe der Roma aufgrund der 

Fremdzuschreibung – 27 Personen – ist (fast) kein Unterschied bei der Beherrschung der 
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führenden Staatssprache der Slowakei feststellbar. Die Anteile der mäßig und nicht 

Lesenden sind mit 9 bzw. 11 Prozent fast gleich groß. Ebenso bei den Personen, die 

mäßig schreiben und nicht schreiben können, entsprechen einander die Anteile mit 

jeweils 14 Prozent. Allgemein ist jedoch der Anteil der Personen mit Lese- bzw. 

Schreibschwäche in der slowakischen Sprache sehr hoch. 

Slowakisch alle (N=99) Roma (N=27) 

lesen mäßig 7 % 11 % 

lesen nicht 2 % 0 % 

schreiben mäßig 9 % 7 % 

schreiben nicht 5 % 7 % 

Tabelle 13: Anteil der slowakischen InsassInnen bzw. Roma mit Lese- bzw. 
Schreibschwäche 

4.7.5 Sprachkenntnisse der InsassInnen 

Die InsassInnen wurden auch gefragt, welche Sprachen sie beherrschen. Dabei sind 

gewisse Unterschiede zwischen der Gesamtgruppe der slowakischen InsassInnen sowie 

der Teilgruppe Roma feststellbar. Nicht überraschend war, dass als zweithäufigste 

Sprache Tschechisch angeführt wurde. Dies war aber nur bei der Gesamtgruppe der Fall. 

Bei der Untergruppe „Roma“ (aufgrund der Fremdzuschreibung) war Ungarisch die 

zweithäufigste Sprache. Auffallend ist der hohe Anteil der Deutschsprechenden mit über 

52 Prozent in der Gesamtgruppe. Somit war dies die dritthäufigste Sprache. Bei der 

Untergruppe „Roma“ waren dies mit jeweils 12 Nennungen sowohl Tschechisch als auch 

Romani. 

Russisch wird in der Gesamtgruppe von 27 Prozent aber in der Untergruppe „Roma“ von 

nur 15 Prozent gesprochen. Russisch war vor dem Jahr 1989 in der Tschechoslowakei die 
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erste Fremdsprache, die in den Schulen unterrichtet wurde und setzt dementsprechend 

einen gewissen Schulbesuch voraus. Daher kann bei Kenntnis der russischen Sprache von 

einem gewissen Bildungsgrad ausgegangen werden. 

 alle (N=99) Roma (N=27) 

Sprachkenntnisse 

  
Anzahl 

Prozent der 
Fälle 

Anzahl 

Prozent der 
Fälle 

Slowakisch 97 98 27 100 

Ungarisch 25 25 14 52 

Tschechisch 61 62 12 44 

Romani 17 17 12 44 

Ukrainisch 5 5 3 11 

Englisch 21 21 1 4 

Russisch 27 27 4 15 

Polnisch 26 26 5 19 

Französisch 1 1     

Deutsch 52 52 9 33 

Italienisch 7 7 1 4 

Serbokroatisch 5 5 1 4 

Serbisch 5 5     

Latein 1 1     

Spanisch 3 3 1 4 

Slowenisch 1 1  

Zigeunerisch 1 1     

Griechisch 1 1     

Holländisch 1 1     

Arabisch 1 1     

Tabelle 14: Sprachkenntnisse – Gegenüberstellung slowakische InsassInnen -Roma 
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4.7.6 Anzahl der Sprachen 

Bei der Betrachtung der Anzahl der gesprochenen Sprachen – dies basiert auf den 

ungeprüften eigenen Angaben der Befragten – fällt auf, dass die Untergruppe „Nicht-

Roma“ mehr Sprachen spricht als die Untergruppe „Roma“. Dies obwohl zehn Prozent 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ im Gegensatz zu sieben Prozent bei der Untergruppe 

„Roma“ nur eine Sprache sprechen. Der Median liegt bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

bei vier Sprachen pro Person hingegen bei der Untergruppe „Roma“ (wie auch bei der 

Gesamtgruppe) bei drei Sprachen pro Person. 

Anzahl 
Sprachen 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

1 9 9 7 10 2 7

2 26 26 16 22 10 37

3 18 18 11 15 7 26

4 20 20 16 22 4 15

5 12 12 11 15 1 4

6 5 5 5 7     

7 4 4 4 6     

8 2 2     2 7

9 1 1 1 1     

10 2 2 1 1 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 15: Anzahl der Sprachen, aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.7 Alter der InsassInnen 

Die Verteilung der InsassInnen nach dem Alter zeigt keine großen Unterschiede zwischen 

den Untergruppen „Nicht-Roma“ und „Roma“. Der Median liegt sowohl bei der 

Gesamtgruppe als auch bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ bei 32 Jahren und bei der 

Untergruppe „Roma“ bei 30 Jahren. Auch bei dem arithmetischen Mittelwert liegen die 

drei Gruppen mit 32,08 bzw. 31,19 Jahren sehr eng beieinander.  
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Alter 
alle 

(N=99) 
Prozent

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent
Roma 
(N=27) 

Prozent 

15 1 1 0 0 1 4 

17 1 1 1 1   0 

18 2 2 0 0 2 7 

21 2 2 2 3   0 

22 1 1 0 0 1 4 

23 4 4 3 4 1 4 

24 6 6 6 8   0 

25 5 5 4 6 1 4 

26 5 5 3 4 2 7 

27 4 4 2 3 2 7 

28 9 9 7 10 2 7 

29 3 3 2 3 1 4 

30 5 5 3 4 2 7 

31 1 1 0 0 1 4 

32 7 7 6 8 1 4 

33 6 6 5 7 1 4 

34 4 4 3 4 1 4 

35 1 1 0 0 1 4 

36 5 5 4 6 1 4 

37 5 5 5 7   0 

38 2 2 2 3   0 

39 2 2 1 1 1 4 

40 3 3 3 4   0 

42 2 2 1 1 1 4 

43 4 4 3 4 1 4 

44 3 3 1 1 2 7 

45 1 1 1 1   0 

47 2 2 2 3   0 

53 1 1 1 1   0 

56 1 1 1 1   0 

57 1 1 0 0 1 4 

Summe 99 100 72 100 27 100 

Tabelle 16: Alter der slowakischen InsassInnen – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
 

Die größte Altersgruppe in der Gesamtgruppe sind die 28-jährigen mit einem Anteil von 

9 Prozent. Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ sind es ebenfalls die 28-jährigen mit einem 

Anteil von 10 Prozent. Bei der Untergruppe „Roma“ (auch auf Grund der Anzahl von nur 

27 Personen) weist diese Untergruppe nie mehr als zwei Personen in einer Altersgruppe 

auf. Demnach sind jeweils 2 Personen bei den 18, 26, 27, 28, 30 und 44-jährigen 

vertreten.  
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Allgemein gibt diese Aufstellung die Verteilung der Kriminalität im Bezug auf das 

Lebensalter wieder. Die kriminellen „Karrieren“ werden mit zunehmendem Alter 

beendet, was auch die Statistik wiedergibt. Nach dem 45. Lebensjahr scheinen überhaupt 

nur mehr 5 Personen auf (siehe dazu auch Ausführungen von Gratz (2007: 94) über den 

Abbruch von kriminellen Karieren im Alter zwischen 45 und 50 Jahren). 
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Abbildung 12: Alter der slowakischen InsassInnen – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.8 Familienstand der InsassInnen 

Von allen 99 slowakischen InsassInnen waren zwei Drittel ledig; dies trifft auch auf die 

Untergruppe „Nicht-Roma“ zu. Hingegen waren bei der Untergruppe „Roma“ 70 Prozent 

(19 Personen) ledig. Verheiratet waren in der Gesamtgruppe und Untergruppe „Nicht-

Roma“ jeweils 13 Prozent und in der Untergruppe „Roma“ 15 Prozent. Der Anteil der 

Geschiedenen war bei der Untergruppe „Roma“ mit nur 7 Prozent halb so hoch wie bei 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ mit 19 Prozent.  

Alle InsassInnen bis zum Alter von 24 Jahren waren ledig. Erst ab diesem Alter sind 

InsassInnen verheiratet. Selbst dann ist es die Ausnahme, dass die verheirateten 

InsassInnen in ihrer Altersgruppe die Mehrheit bilden.  
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 Familienstand alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

ledig 66 67 47 65 19 70

verheiratet 13 13 9 13 4 15

geschieden 16 16 14 19 2 7

wiederverheiratet 3 3 2 3 1 4

verwitwet 1 1     1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 17: Familienstand der slowakischen InsassInnen – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 

4.7.9 Alter bei der ersten Eheschließung 

In allen (Unter-)Gruppen lag der Median des Verheiratungsalters bei 24 Jahren.  

Ein 35 jähriger männlicher Insasse aus der Untergruppe „Roma“, der angab, dass er 

verheiratet ist und 3 Kinder (eine Tochter mit 19 Jahren sowie zwei Sohne mit 16 bzw. 14 

Jahren) hat, gab das Alter bei seiner Verehelichung nicht an und wird in der Statistik 

unter „keine Antwort“ ausgewiesen. 

Alter alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

18 2 6 2 8     

19 3 9 2 8 1 13

20 3 9 2 8 1 13

21 2 6 1 4 1 13

22 3 9 3 12     

23 1 3 1 4     

24 4 12 3 12 1 13

25 1 3 1 4     

26 3 9 2 8 1 13

27 1 3 1 4     

29 1 3 1 4     

30 3 9 2 8 1 13

31 1 3 1 4     

33 1 3 1 4     

34 1 3 1 4     

36 1 3 1 4     

48 1 3     1 13

keine Antwort 1 3     1 13

Summe 33 100 25 100 8 100

Tabelle 18:Alter bei der ertsen Ehehschließung – aufgeschlüsselt nach Untergruppen  
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4.7.10 Anzahl der Geschwister 

Von allen slowakischen InsassInnen haben nur 7 Personen keine Geschwister. Die Anzahl 

der Geschwister bewegt sich in einer Bandbreite von 1 bis zu 12. Sowohl bei der 

Gesamtgruppe der slowakischen InsassInnen als auch bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

liegt der Median der Anzahl der Geschwister jeweils bei 2 und bei der Untergruppe 

„Roma“ hingegen bei 3. Noch deutlicher tritt der Unterschied bei der durchschnittlichen 

Zahl der Geschwister hervor. So liegt der Durchschnittswert bei der Gesamtgruppe bei 

2,43, bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ bei nur 1,93 und bei der Untergruppe „Roma“ 

bei 3,78 „Geschwistern“. Somit kommen die InsassInnen aus der Untergruppe „Roma“ 

aus kinderreichen Familien. 

Anzahl der 
Geschwister 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

0 7 7 6 8 1 4

1 30 30 27 38 3 11

2 30 30 21 29 9 33

3 10 10 8 11 2 7

4 10 10 7 10 3 11

5 6 6 2 3 4 15

6 1 1     1 4

7 1 1     1 4

8 2 2 1 1 1 4

10 1 1     1 4

12 1 1     1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Durchschnitt-
liche Anzahl 

der Ge-
schwister 

2,43  1,93  3,78  

Tabelle 19: Anzahl der Geschwister – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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4.7.11 Anzahl der Kinder 

In der Gesamtgruppe haben 44 Prozent der InsassInnen keine Kinder bei der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ steigt dieser Anteil auf 50 Prozent und dafür beträgt dieser Anteil bei der 

Untergruppe „Roma“ nur 30 Prozent. Von den 39 kinderlosen Personen der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ sind 33 ledig, zwei verheiratet sowie einer geschieden. In der Untergruppe 

„Roma“ sind alle acht kinderlosen Personen ledig. Von den Personen mit Kindern haben 

die meisten ein Kind, dies ist auch bei allen der Median. Hingegen beträgt die 

Durchschnittsanzahl der Kinder (nach dem arithmetischen Mittel) bei der Gesamtgruppe 

0,98 bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 0,9 und bei der Untergruppe „Roma“ 1,19 

„Kinder“. 

Anzahl 
Kinder 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

0 44 44% 36 50% 8 30%

1 26 26% 16 22% 10 37%

2 18 18% 13 18% 5 19%

3 10 10% 6 8% 4 15%

5 1 1% 1 1%     

Summe 99 100% 72 100% 27 100%

Durchschnitt-
liche Anzahl 
der Kinder 

0,98  0,9  1,19  

Tabelle 20: Anzahl der Kinder – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.12 Alter zum Zeitpunkt des ersten Kindes 

Von den 55 InsassInnen der Gesamtgruppe, die Kinder haben, liegt das Alter bei der 

Geburt des ersten Kindes zwischen 12 und 41,5 Jahren. Jene Insassin, die - nach eigenen 

unüberprüften Angaben - mit 12 Jahren ihr erstes Kind geboren hat, gehört der 

Untergruppe „Nicht-Roma“ an. Hingegen gehört der zum Zeitpunkt seines ersten Kindes 

41,5 Jahre altgewesene Insasse der Untergruppe „Roma“ an. Der Median des Alters zum 

Zeitpunkt des ersten Kindes zeigt deutliche Unterschiede zwischen den Untergruppen 
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„Roma“ und „Nicht-Roma“. So liegt er bei der Untergruppe „Roma“ bei 19 Jahren 

hingegen bei der Gruppe „Nicht-Roma“ bei 22 Jahren. Das Durchschnittsalter bei allen 

drei (Unter-)Gruppen hingegen liegt sehr knapp beieinander. So weist die Berechnung für 

die Gesamtgruppe ein Durchschnittsalter von 22,58, bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

von 23,11 und bei der Untergruppe „Roma“ von 21,58 Jahren aus. Zu letzterem Wert ist 

allerdings anzumerken, dass die drei Altersangaben von 27 bzw. 30,5 bzw. 41,5 Jahren 

den Durchschnittswert sehr anheben. 

Trotzdem bringt er auch zum Ausdruck, dass allgemein die InsassInnen der Untergruppe 

„Roma“ früher Kinder bekommen als die der Untergruppe „Nicht-Roma“. 

Alter zum Zeitpunkt des 
ersten Kindes 

alle (N=55) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=36) 
Prozent 

Roma 
(N=19) 

Prozent 

12 1 2 1 3     

16 3 5     3 16

18 5 9 3 8 2 11

19 7 13 2 6 5 26

20 5 9 4 11 1 5

21 6 11 4 11 2 11

22 9 16 8 22 1 5

23 4 7 4 11     

24 5 9 3 8 2 11

25 1 2 1 3     

27 1 2     1 5

29 1 2 1 3     

30,5 1 2    1 5

32 1 2 1 3     

33 2 4 2 6     

36 2 4 2 6     

41,5 1 2     1 5

Summe 55 100 36 100 19 100

Durchschnittsalter zum 
Zeitpunkt des ersten 

Kindes 
22,58  23,11  21,58  

Tabelle 21: Alter zum Zeitpunkt der ersten Kindes – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
 

Zur besseren Veranschaulichung wird dies auch noch in der Form eines 

Balkendiagramms dargestellt. 
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Abbildung 13: Alter zum Zeitpunkt der ersten Kindes – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen  

4.7.13 Das Alter der Eltern 

Bei der Befragung nach dem Alter der Eltern war auffällig, dass es nur bei den Vätern 

vorkam, dass das Alter nicht gewusst wurde. Bei beiden Elternteilen war die größte 

Gruppe die der 50 bis 69-jährigen.  

Keiner der InsassInnen der Untergruppe „Roma“ hatte einen Vater, der älter als 69 Jahre 

war. Dafür war der Anteil der InsassInnen mit vorverstorbenen Vater um mehr als 50 

Prozent höher als in der Untergruppe „Nicht-Roma“. Dieser Unterschied war bei den 

InsassInnen mit  bereits verstorbener Mutter mit 3 zu 19 Prozent noch deutlicher.   

Alter Vater Alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

30-49J 12 12 9 13 3 11

50-69J 42 42 32 44 10 37

70-89J 4 4 4 6     

tot 27 27 17 24 10 37

unbekannt 5 5 3 4 2 7

k.A. 9 9 7 10 2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 22: Alter des Vaters – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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Alter Mutter alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

30-49J 21 21 14 19 7 26

50-69J 59 60 48 67 11 41

70-89J 8 8 6 8 2 7

tot 7 7 2 3 5 19

k.A. 4 4 2 3 2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 23: Alter der Mutter – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.14 Erlernter Beruf der Eltern 

Ausgehend vom International Standard Classification of Education (ISCED) der 

UNESCO (vgl. Internetquelle 10) wurden diese Bildungslevel in die Gruppen Personen 

ohne eine formale Qualifikation (ISCED 1, 2, 3a), Personen mit einer Fachausbildung 

(ISCED 3b, 4),  Personen mit einer Meister, Techniker, Fachschulqualifikation (ISCED 

5b), Personen mit einem akademischen Abschluss (ISCED 5a, 6) zusammengefasst und 

die Angaben im Fragebogen entsprechend zugeordnet. 

Die größte Gruppe bilden die Väter mit einer Fachausbildung. Anteilsmäßig unterscheidet 

sich diese Gruppe in den einzelnen (Unter-)Gruppen fast gar nicht und sie weisen einen 

Anteil um die 45 Prozent auf. Jedoch sind zwischen den beiden Untergruppen bedeutende 

Unterschiede bei den Vätern ohne formale Qualifikation und bei den Vätern mit 

akademischem Abschluss feststellbar. Der Anteil der Väter ohne formale Qualifikation ist 

in der Untergruppe „Roma“ mit 19 Prozent fast zweieinhalb Mal so groß wie in der 

Untergruppe „Nicht-Roma“. Im Gegensatz dazu beträgt der Anteil der Väter mit 

akademischen Abschluss in der Untergruppe „Nicht-Roma“ 15 Prozent und in der 

Untergruppe „Roma“ nur 4 Prozent. Mit 15 Prozent ist der Anteil in der Untergruppe 

„Roma“ sehr hoch, die den erlernten Beruf des Vaters nicht wissen; in der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ betrug dieser Anteil nur 8 Prozent. 19 Prozent in der Untergruppe „Roma“ 

bzw. 15 Prozent in der Untergruppe „Nicht-Roma“ haben diese Frage nicht beantwortet. 

Die Gründe weshalb diese Frage nicht beantwortet wurde, sind nicht bekannt.  
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erlernter Beruf des Vaters 
kodiert  

alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

Personen ohne formale 
Qualifikation 

11 11 6 8 5 19

Personen mit 
Fachausbildung 

45 45 33 46 12 44

Personen mit Meister-, 
Techniker-, FS-
Qualifikation 

5 5 5 7    

Personen mit 
akademischen Abschluss 

12 12 11 15 1 4

unbekannt 10 10 6 8 4 15

keine Antwort 16 16 11 15 5 19

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 24: Erlernter Beruf des Vaters – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Auch bei den Müttern ist die größte Gruppe Personen mit Fachausbildung in allen (Unter-) 

Gruppen. In beiden Untergruppen haben rund 70 Prozent der Mütter bestenfalls eine 

Fachausbildung, da der Anteil der Mütter ohne formale Qualifikation bedeutend höher ist 

als in der Gruppe Väter. Haben bei der Untergruppe „Roma“ nur 8 Prozent der Mütter eine 

darüber hinausgehende Ausbildung, beträgt dieser Anteil in der Untergruppe „Nicht-

Roma“ 20 Prozent. Insgesamt nur zwei Personen (Angehörige der Untergruppe „Nicht-

Roma“) haben den erlernten Beruf der Mutter nicht gewusst.  

erlernter Beruf der 
Mutter kodiert 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

Personen ohne formale 
Qualifikation 

18 18 10 14 8 30

Personen mit 
Fachausbildung 

49 49 38 53 11 41

Personen mit Meister-, 
Techniker-, FS-
Qualifikation 

5 5 4 6 1 4

Personen mit 
akademischen Abschluss 

11 11 10 14 1 4

unbekannt 2 2 2 3    

keine Antwort 14 14 8 11 6 22

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 25: Erlernter Beruf der Mutter – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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4.7.15 Derzeitiger Beruf der Eltern 

In der Gesamtgruppe aller slowakischen InsassInnen sind die unselbständig 

erwerbstätigen Väter mit 30 Prozent die größte Gruppe. Rechnet man zu diesen noch die 

fünf Prozent der selbständig erwerbstätigen Väter hinzu, sind insgesamt 35 Prozent der 

Väter der befragten InsassInnen noch erwerbstätig. Der Anteil in der Gesamtgruppe mit 

26 Prozent bereits verstorbener Väter ist sehr hoch. In Pension bzw. Invaliditätspension 

befinden sich insgesamt 16 Prozent der Väter. 5 Prozent der Väter gehen keiner 

Erwerbstätigkeit nach. 6 Prozent der Befragten konnten die Frage nach der derzeitigen 

Beschäftigung des Vaters nicht beantworten. 11 Prozent verweigerten die Beantwortung 

dieser Frage. 

In der Untergruppe „Nicht-Roma“ ist der Anteil der erwerbstätigen Väter mit 40 Prozent 

höher als in der Gesamtgruppe ebenso wie der Anteil der bereits in (Invaliditäts-)Pension 

mit 18 Prozent. In dieser Gruppe waren nur 3 Prozent nicht erwerbstätig. Bereits 

verstorben waren 22 Prozent der Väter. Auch in dieser Untergruppe könnten 6 Prozent 

keine Auskunft über die derzeitige Tätigkeit des Vaters geben und 11 Prozent 

verweigerten die Antwort. 

Auffallend in der Untergruppe „Roma“ ist der hohe Anteil von 37 Prozent an bereits 

verstorbenen Vätern. Nur 22 Prozent der Väter der Befragten gingen noch einer 

Erwerbstätigkeit nach und 11 Prozent der Väter hatten keine Erwerbstätigkeit. Dies stellt 

den höchsten Wert in allen (Unter-)Gruppen darstellt. Warum diese Väter nicht 

erwerbstätig waren, geht aus der Befragung nicht hervor. Der Anteil der in Pension 

befindlichen Väter ist mit 11 Prozent sehr niedrig. Mit 7 Prozent bewegt sich der Anteil 

der Väter, deren derzeitige Beschäftigung unbekannt ist, in der üblichen Bandbreite. Dies 

trifft ebenso auf die Verweigerung der Beantwortung dieser Frage mit 11 Prozent zu. 
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derzeitiger Beruf Vater 

kodiert 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-

Roma 

(N=72) 

Prozent 
Roma 

(N=27) 
Prozent 

unselbständig erwerbstätig 30 30 26 36 4 15

selbständig erwerbstätig 5 5 3 4 2 7

Invaliditätspension 2 2 2 3     

Pension 14 14 11 15 3 11

keine Erwerbstätigkeit 5 5 2 3 3 11

unbekannt 6 6 4 6 2 7

verstorben 26 26 16 22 10 37

keine Antwort 11 11 8 11 3 11

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 26: Derzeitiger Beruf des Vaters – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Der Anteil der noch erwerbstätigen Mütter ist in der Gesamtgruppe und der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ mit 33 bzw. 35 Prozent niedriger als bei den Vätern aber in der 

Untergruppe „Roma“ mit 30 Prozent bedeutend höher als bei den Vätern. Der Anteil der 

in Pension befindlichen Mütter ist in allen (Unter-) Gruppen im Vergleich zu den Vätern 

um das Doppelte höher. Gleichzeitig ist der Anteil der bereits verstorbenen Mütter 

bedeutend niedriger und bewegt sich in einer Bandbreite von 3 Prozent bei der 

Untergruppe „Nicht-Roma“ bis 19 Prozent bei der Untergruppe „Roma“. In keinem Fall 

wurde die Frage mit „unbekannt“ beantwortet, was im Gegensatz zu der gleichen Frage 

hinsichtlich der Vätern die Vermutung nahe legt, dass alle der Befragten noch einen 

Kontakt ihrer Mutter haben. Der Anteil der Verweigerungen der Antwort bewegt sich um 

10 Prozent.  
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derzeitiger Beruf Mutter 
kodiert 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

unselbständig 
erwerbstätig 

33 33 25 35 8 30

Invalititätspension 2 2 2 3     

Pension 32 32 25 35 7 26

keine Erwerbstätigkeit 15 15 11 15 4 15

verstorben 7 7 2 3 5 19

keine Antwort 10 10 7 10 3 11

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 27: Derzeitiger Beruf der Mutter – aufgeschlüsselt nach Untergruppen  

4.7.16 Höchster Schulabschluss der InsassInnen 

Drei der Befragten gaben an, keine Schule besucht zu haben. Darunter sind der Insasse 

mit nigerianischen Wurzeln, ein 1982 geborener Slowake und eine 1985 geborene Frau, 

die sich selbst der ethnischen Gruppe der Slowakinnnen/Romni/Zigan zugerechnet hat. 

Auffallend ist der allgemeine Bildungsunterschied zwischen der Untergruppe „Nicht-

Roma“ und der Untergruppe „Roma“. Für mehr als 50 Prozent der Personen in der 

Untergruppe „Roma“ ist die Grundschule der höchste Schulabschluss. Im Gegensatz dazu 

gab ein 32-jähriger Insasse aus der Untergruppe „Roma“ an, dass er einen 

Universitätsabschluss besitzt und sich selbst der ethnischen Gruppe der Slowaken/Roma 

zurechnet, kein Romani spricht sondern als Muttersprache slowakisch/tschechisch 

anführt. Beide bereits verstorbenen Elternteile hatten eine akademische Ausbildung. 

Somit war dieser der einzige, der einen höheren Bildungsabschluss als Fachschule in der 

Untergruppe „Roma“ aufwies.  

Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ hatten von allen 8 Prozent eine höhere Bildung als 

Fachschule.  
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Allgemein und vereinfacht lässt sich sagen, dass das Bildungsniveau der Untergruppe 

„Roma“ um eine Stufe tiefer liegt als das der Untergruppe „Nicht-Roma“. 

Gleichzeitig zeigt diese Befragung die Benachteiligung der Roma im Bereich der 

Bildung. Die vorliegenden Bildungsdaten widerspiegeln auch die Daten aus dem 

Bevölkerungszensus von 1991 wonach für 76,68 Prozent der Roma die Grundschule den 

höchsten Schulabschluss darstellt (vgl. Kopf 2009, 73). Selbst bei der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ – die sicher nicht einen repräsentativen Querschnitt durch die „Nicht-

Roma“ Bevölkerung der Slowakei darstellt -  beträgt der Anteil der Personen, für die die 

Grundschule der höchste Schulabschluss darstellt, nur die Hälfte gegenüber der 

Untergruppe „Roma“. Bildung bedeutet nicht nur einen immateriellen Wert sondern 

bildet die Grundlage für die soziale Entwicklung einer Person und die Möglichkeit für 

einen sozialen Aufstieg. Dies wird laut der Untersuchung von Sabrina Kopf auch von den 

Roma selbst erkannt (vgl. 2009: 75). Daher ist die Bildungssituation nicht nur Ausfluss 

der sozialen Gegebenheiten (der Zugang und die Einstellung zu Bildung) sondern gibt 

auch Aufschluss über die materiellen Voraussetzungen, ob Bildung leistbar ist.  

höchster Schulabschluss alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

keiner 3 3 2 3 1 4

Grundschule 31 31 17 24 14 52

Berufsschule 30 30 23 32 7 26

Fachschule 23 23 20 28 3 11

andere Schule 1 1 1 1    

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

2 2 2 3    

Gymnasium 1 1 1 1    

Universität 3 3 2 3 1 4

keine Antwort 5 5 4 6 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 28: Höchster Schulabschluss – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 



117 

 

4.7.17 Das Bildungsniveau in der Familie 

Vorbemerkung: Aufgrund der geringen Fallzahl sind die Ergebnisse nicht repräsentativ – 

aber dennoch sehr interessant, lassen sie doch, trotz Unsicherheitsfaktoren, einige 

Schlüsse zu. 

Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ ist auffallend, dass bei den Personen mit höchstem 

Schulabschluss „Grundschule“ die Mehrheit der Väter über eine Fachausbildung 

verfügen. Nur zwei Väter verfügen über keine formelle Qualifikation. Ein Vater verfügt 

sogar nach Angaben des Insassen mit Grundschulabschluss einen akademischen 

Abschluss. Allgemein dominiert bei den Vätern die Qualifikation „Fachausbildung“. Ein 

Sohn eines Vaters ohne formelle Qualifikation hat nach eigenen Angaben einen 

Universitätsabschluss. 
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Keiner      2 

Grundschule 2 7 1 1 4 2 

Berufsschule 1 13 1 3 1 4 

Fachschule 2 9 1 7  1 

andere Schule  1     

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

 2     

Gymnasium   1    

Universität 1  1    

keine Antwort  1   1 2 

Tabelle 29: Erlernter Beruf des Vaters – höchster Schulabschluss (Nicht-Roma) 
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Bei der Untergruppe „Roma“ gibt es einen Vater mit Universitätsabschluss – dessen Sohn 

ebenfalls einen Universitätsabschluss erreicht hat.  

Allgemein kann bei der Gegenüberstellung der Ausbildung der Väter mit denen ihrer 

Kinder gesagt werden, dass das Qualifikationsniveau in die nächste Generation 

weitergegeben wurde – ohne Unterschied wie hoch das Qualifikationsniveau war. 
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Keiner     1  

Grundschule 3 6   3 2

Berufsschule  5     2

Fachschule 1 1     1

andere Schule        

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

       

Gymnasium        

Universität    1    

keine Antwort 1       

Tabelle 30: Erlernter Beruf des Vaters – höchster Schulabschluss (Roma) 

In der Untergruppe „Nicht-Roma“ bilden beim Beruf der Mutter Frauen mit 

Fachausbildung die größte Gruppe. Deren in Haft befindliche Kinder haben in der Regel 

einen Berufsschulabschluss als höchsten Schulabschluss. Sohin ist die größte 

Schnittmenge bei Müttern mit Fachausbildung und Kindern mit Berufsschule gefolgt 

jeweils von Kindern mit Grundschulabschluss bzw. mit Fachschulabschluss. In den 

Fällen, in denen die Kinder den erlernten Beruf der Mutter nicht wussten bzw. keine 

Angaben machten, erreicht das Bildungsniveau der Kinder maximal den Abschluss der 

Fachschule. 



119 

 

Allgemein kann auch hier wieder gesagt werden, dass die höheren Ausbildungen der 

Mütter auf deren Kindern nicht übertragen wurden. Die Bildungsaufsteiger sind in der 

Gruppe „Mütter mit Fachausbildung“ zu finden und zwar jeweils zwei mit 

Berufsabendschule mit Matura bzw. mit Universitätsabschluss.  

  erlernter Beruf Mutter 
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keiner 1       1

Grundschule 4 8 1 2 1 1

Berufsschule 3 13 1 1 1 4

Fachschule 2 8 2 6   2

andere Schule  1       

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

 2       

Gymnasium    1    

Universität  2       

keine Antwort  4       

Tabelle 31: Erlernter Beruf der Mutter – höchster Schulabschluss (Nicht-Roma) 

Bei der Untergruppe „Roma“ fallen der niedrige Ausbildungsstand der Mütter und deren 

in Haft befindlichen Kinder auf. Ausnahme bildet nur der eine Roma mit 

Universitätsabschluss, dessen Mutter ebenfalls einen akademischen Abschluss besitzt. 
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keiner 1       

Grundschule 5 5 1    3

Berufsschule 1 3     3

Fachschule  3      

andere Schule        

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

       

Gymnasium        

Universität    1    

keine Antwort 1       

Tabelle 32: Erlernter Beruf der Mutter – höchster Schulabschluss (Roma) 

 

4.7.18 Kindergartenbesuch 

85 von den 99 einsitzenden Slowakinnen und Slowaken haben – wovon zwei Personen 

die Antwort verweigert haben – in der Kindheit einen Kindergarten besucht. Der 

Kindergartenbesuch steht nicht nur für die Vorbereitung der Kinder auf den Schulbesuch 

und das soziale Lernen sondern ist auch ein Zeichen für die soziale und wirtschaftliche 

Integration der Eltern in die Gesellschaft. Von den 3 Frauen und 9 Männer, die keinen 

Kindergarten besucht haben, sind 9 Personen älter als 25 Jahre und haben somit das 

Kindergartenalter  (höchstwahrscheinlich bis auf den Mann mit nigerianischen Wurzeln, 

weil Daten seiner Immigration in die Slowakei nicht vorliegen) noch unter dem 
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Staatssozialismus in der Tschechoslowakei erlebt. Somit liegt in der schwierigen Zeit der 

Transformation nicht die Ursache des Nichtbesuches des Kindergartens. Unter diesen 12 

befinden sich auch jene Frau und jene zwei Männer, die nie eine Schule besucht haben. 

Aus dieser Gruppe haben eine Frau und ein Mann nur die Grundschule abgeschlossen, 

drei weitere Männer die Berufsschule und ein Mann die Fachschule als höchsten 

Schulabschluss vorzuweisen. Eine Frau und ein Mann aus dieser Gruppe können auf 

einen Universitätsabschluss verweisen. Somit ist zwar auffallend, dass der Anteil der 

schulisch nicht so gut ausgebildeten Personen in dieser Gruppe sehr hoch ist, gleichzeitig 

haben aber zwei der insgesamt drei Universitätsabsolventen nie einen Kindergarten 

besucht. 

Die Rate des Kindergartenbesuches der Untergruppe „Roma“ liegt unbedeutend unter der 

Untergruppe „Nicht-Roma“.  

Allgemein ist die Rate des Kindergartenbesuches unter den slowakischen InsassInnen als 

sehr hoch zu bezeichnen. 

Kindergarten besucht alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

nein 12 12 8 11 4 15

ja 85 86 63 88 22 81

keine Antwort 2 2 1 1 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 33: Kindergartenbesuch – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.19 Anzahl der Personen, die in einem Haushalt leben 

Die Anzahl der Personen, die in einem gemeinsamen Haushalt leben, ist bei der 

Untergruppe „Roma“ höher als bei der Untergruppe „Nicht-Roma“. Der Median beträgt 

bei der Untergruppe „Roma“ 4 Personen pro Haushalt im Gegensatz zu 3 Personen bei 

der Untergruppe „Nicht-Roma“. Deutlicher jedoch kommt dieser Unterschied bei der 

Größe der im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen beim arithmetischen Mittel zum 

Vorschein. Der Wert für die Untergruppe „Roma“ beträgt 4,48 Personen zu 3,3 Personen 

bei der Untergruppe „Nicht-Roma“. 
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Anzahl Personen 
Haushalt 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

1 6 6 5 7 1 4

2 17 17 14 19 3 11

3 31 31 24 33 7 26

4 21 21 17 24 4 15

5 9 9 6 8 3 11

6 5 5 4 6 1 4

7 2 2 1 1 1 4

9 1 1     1 4

10 1 1     1 4

12 1 1     1 4

keine Antwort 5 5 1 1 4 15

Summe 99 100 72 100 27 100

Durchschnitt 3,59   3,30   4,48   

Tabelle 34: Anzahl der Personen im Haushalt – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.20 (Deklariertes) Familienoberhaupt 

In beiden Untergruppen gibt es keine Mehrheit für ein deklariertes Familienoberhaupt. 

Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ haben das Vorhandensein eines deklarierten 

Familienoberhaupts 39 Personen verneint und 30 Personen bejaht. Bei der Untergruppe 

„Roma“ beträgt dieses Verhältnis 15 zu 11. Somit unterscheiden sich die beiden 

Untergruppen nicht sehr voneinander in diesem Punkt der Familienstruktur. 

Auffallend bei der Beantwortung der Frage, wer das Oberhaupt der Familie stellt, ist die 

hohe Anzahl der Nichtbeantwortung. Ob dies an dem Umstand lag, dass die Bezeichnung 

im Fragebogen schriftlich zu ergänzen war, die Frage nicht verstanden wurde oder der 

Umstand nicht preisgegeben werden wollte, kann nicht gesagt werden.  
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Primär ist das Oberhaupt in beiden Untergruppen ein Elternteil – wobei es beinahe eine 

gleiche Verteilung zwischen Müttern und Vätern gibt – oder die Eltern gemeinsam. An 

zweiter Stelle folgt der Befragte selbst – allein oder in Kombination mit einer anderen 

Person. Die beiden Untergruppen unterscheiden sich auch in der Frage des 

Familienoberhaupts nicht sehr voneinander. 
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Vater   12 1 13               

Mutter   12   12              

Eltern   1    1             

Schwiegervater 1        1            

ich 4 3      7           

Partner   1       1         

Schwester 1            1       

niemand 2              2     

keine Antwort 31 1 2               34

Zwischensumme 39 30 3 13 12 1 1 7 1 1 2 0 0 34

R
om

a 

Vater 2 4  6               

Mutter 2 4   6              

ich   2      2           

gemeinsam mit 
Partner 

2     
           2   

selbst mit Tochter   1               1  

keine Antwort 9   1               10

Zwischensumme 15 11 1 6 6 0 0 2 0 0 0 2 1  

   
54 41 4 19 18 1 1 9 1 1 2 2 1 44

Tabelle 35. (Deklariertes) Familienoberhaupt – Roma und Nicht-Roma 

4.7.21 Tätigkeit vor der Haft 

Die slowakischen Insassinnen und Insassen wurden auch nach deren Beschäftigung vor 

der Haft gefragt. Dabei zeigte sich ein deutlicher Unterschied zwischen den beiden 

Untergruppen „Nicht-Roma“ und „Roma“ in der Verteilung der Tätigkeiten. War bei der 

Untergruppe „Nicht-Roma“ die größte Gruppe die selbständig Erwerbstätigen mit 36 

Prozent, so bildeten in der Untergruppe „Roma“ jene Personen, die keiner 
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Erwerbstätigkeit nachgingen mit 37 Prozent die größte Gruppe. Im Vergleich dazu betrug 

dieser Anteil bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ nur 21 Prozent. Unter selbständiger 

Tätigkeit wurde der Handel mit Autoteilen bzw. mit Autos, das Sammeln von Eisen aber 

auch der selbständige Bauhelfer und Maurer angegeben, die bei der Untergruppe „Roma“ 

einen Anteil von 30 Prozent ausmachte. 26 Prozent fielen bei der Untergruppe „Roma“ in 

die Kategorie unselbständig erwerbstätig. Dabei wurden einfache Arbeiten wie Kellner, 

Taxifahrer, Zusteller und Hilfsarbeiter vor der Haft ausgeübt. Grundsätzlich 

unterschieden sich aber die Tätigkeiten der beiden Untergruppen nicht voneinander. Ob 

der höhere Anteil der selbständig Erwerbstätigen in beiden Untergruppen sich mangels 

Erlangung einer unselbständigen Tätigkeit ergibt, liegt zwar aufgrund der als 

Selbständiger ausgeübten Tätigkeit nahe, kann aber nicht mit Sicherheit gesagt werden.  

womit Geld 
verdienen 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

unselbständig 
erwerbstätig 

31 31 24 33 7 26

selbständig 
erwerbstätig 

34 34 26 36 8 30

Gelegenheits-
arbeiten 

6 6 6 8    

Invalititätspension 1 1   1 4

keine Erwerbstätig-
keit 

25 25 15 21 10 37

keine Antwort 2 2 1 1 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 36: Einkommensquellen – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.22 Sozialversichert vor Haft 

Nach eigenen Angaben waren fast alle InsassInnen vor der Haft sozialversichert. Dabei 

ist bemerkenswert, dass der Anteil der Sozialversicherten in der Untergruppe „Roma“ 

höher ist, als in der Untergruppe „Nicht-Roma“. Die Mehrheit der Nichtsozialversicherten 
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übte vor der Haft keine Tätigkeit aus, wobei aber auch zwei Gelegenheitsarbeiter dieser 

Gruppe angehörten. 

Sozialversichert 
 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

nein 13 13 10 14 3 11

ja 85 86 61 85 24 89

keine Antwort 1 1 1 1    

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 37: Sozialversichert vor der Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.23 Beiträge zum Familieneinkommen 

Primär tragen die Eltern in den meisten Fällen zum Familieneinkommen bei. In der 

Untergruppe “Nicht-Roma“ trägt der Ehepartner am zweithäufigsten mit deutlichen 24 

Prozent der Fälle zum Familieneinkommen bei. Bei der Untergruppe „Roma“ sind dies 

aber jeweils zu 19 Prozent der Fälle die Ehepartner bzw. die Kinder. In der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ ist deren Anteil nur 6 Prozent. Bedeutend ist aber in beiden Untergruppen 

auch der Beitrag der Geschwister zum Familieneinkommen, der bei den „Roma“15 

Prozent und bei den „Nicht-Roma“ 10 Prozent beträgt. Insgesamt aber ist der Anteil der 

Personen, die einen Beitrag zum Familieneinkommen leisten, in beiden Untergruppen 

nahezu gleich.  

Beitrag zum 
Familien-

einkommen 
alle (N=99) 

Prozent von 
99 

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent von 
72 

Roma (N=27) 
Prozent von 

27 

Ehepartner 22 22 17 24 5 19

Eltern 51 52 39 54, 12 44

Großeltern 5 5 4 6 1 4

Kinder 9 9 4 6 5 19

Geschwister 11 11 7 10 4 15

Verwandte 1 1  1 4

andere Personen 9 9 7 10 2 7

Tabelle 38: Beitrag zum Familieneinkommen – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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Schaut man sich aber die einzelne Familie bzw. Person nach der Anzahl der 

BetragsleisterInnen zum Familieneinkommen an, ergibt sich ein nahezu identes Bild. 

Etwa 19 Prozent bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ haben keinen weiteren 

BetragsleisterIn zum Familieneinkommen. Bei der Untergruppe „Roma“ beträgt dieser 

Anteil 15 Prozent. Den höchsten Anteil in beiden Untergruppen gibt es bei einem 

Betragszahler bzw. einer Beitragszahlerin von 60 Prozent bei der Untergruppe „Nicht-

Roma“ und 67 Prozent bei der Untergruppe „Roma“. 

Anzahl Beitrag alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

0 18 18 14 20 4 15

1 61 62 43 60 18 67

2 13 13 10 14 3 11

3 7 7 5 7 2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 39: Anzahl der BeitragszahlerInnen zum Familieneinkommen – aufgeschlüsselt 
nach Untergruppen 

4.7.24 Höhe des Familieneinkommens 

Bei der Höhe des Familieneinkommens (basiert auf eigenen Angaben der Befragten) 

ergeben sich deutliche Unterschiede zwischen den beiden Untergruppen. So beträgt der 

Anteil der bis zu 250 Euro Familieneinkommen erreichenden Personen in der 

Untergruppe „Roma“ 41 Prozent, im Gegensatz zu der Untergruppe „Nicht-Roma“ wo 

dieser Anteil nur 14 Prozent beträgt. Der Median des Familieneinkommens liegt bei der 

Untergruppe „Roma“ in der Einkommensspanne 251 bis 500 Euro, bei der Untergruppe 

„Nicht-Roma“ in der Einkommensklasse 501 bis 1.000 Euro.  
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Höhe des Familien-
einkommens in EURO 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

0-100 Euro 8 8 5 7 3 11

101-250 Euro  13 13 5 7 8 30

251-500 Euro 25 25 20 28 5 19

501-1000 Euro 28 28 21 29 7 26

>1000 Euro 17 17 16 22 1 4

unbekannt bzw. keine 
Antwort 

8 8 5 7 3 11

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 40. RR 
(Das Familieneinkommen wurde in Slowakischen Kronen abgefragt und zur besseren 
Vorstellbarkeit und Vergleichbarkeit in EURO umgerechnet, wobei ein Kurs von 30,5 SKK = 
1 EURO (vgl. Internetquelle 18) zugrunde gelegt wurde)   

Auch bei der Anzahl der vom Familieneinkommen lebenden Personen ergeben sich 

deutliche Unterschiede. Ist der Median bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ bei 2 

Personen, die vom Familieneinkommen leben müssen, so liegt dieser bei der Untergruppe 

„Roma“ bei 3 Personen. Etwas geringer fällt dieser Unterschied bei dem arithmetischen 

Mittel aus. Demnach leben 2,38 Personen bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ vom 

Familieneinkommen, aber 3 Personen bei der Untergruppe „Roma“. Hält man sich jetzt 

noch vor Augen, dass auch das Familieneinkommen bei der Untergruppe „Roma“ im 

Durchschnitt um eine Stufe geringer ist als bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ so 

vermindert sich durch die höhere Anzahl der zu versorgenden Familienmitglieder der für 

jede zu versorgende Person zur Verfügung stehende Betrag noch zusätzlich. 
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Anzahl Personen vom 
Familieneinkommen 

leben 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-
Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

1 33 33 27 38 6 22

2 16 16 12 17 4 15

3 21 21 15 21 6 22

4 18 18 14 19 4 15

5 2 2 1 1 1 4

6 2 2 2 3    

7 1 1   1 4

9 1 1   1 4

keine Antwort 5 5 1 1 4 15

Summe 99 100 72 100 27 100

Durchschnittliche Anzahl 
der Personen, die vom 
Familieneinkommen 

leben 

2,53  2,38  3  

Tabelle 41: Anzahl der Personen, die vom Familieneinkommen leben – aufgeschlüsselt 
nach Untergruppen 

4.7.25 Autobesitz 

Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ besitzt eine Mehrheit (56 Prozent) ein Auto, bei der 

Untergruppe „Roma“ besitzen nur 44 Prozent ein Auto.  

Autobesitzer alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

nein 46 46 32 44 14 52

ja 52 53 40 56 12 44

keine Antwort 1 1     1 4

  99 100 72 100 27 100

Tabelle 42: Autobesitz – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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In beiden Untergruppen wird die Benützung des Autos mehrheitlich nicht mit einer 

anderen Person geteilt. Wenn aber eine Mitbenutzung des Autos stattfindet, so benutzt in 

den meisten Fällen (48 bzw. 45 bzw. 58 Prozent) nur eine Person das Fahrzeug mit. Bei 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ kommt es aber noch zu 15 Prozent zu einer 

Autobenutzung von drei Personen, dieser Anteil beträgt bei der Untergruppe „Roma“ nur 

8 Prozent. 

Automit-
benutzung 

alle (N=52) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=40) 
Prozent Roma (N=12) Prozent 

1 25 48 18 45 7 58

2 18 35 14 35 4 33

3+ 7 13 6 15 1 8

keine Antwort 2 4 2 5     

Summe 52 100 40 100 12 100

Tabelle 43: Automitbenutzung – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.26 Wohnsitz vor der Haft 

Bis auf einen slowakischen Insassen, der zur Untergruppe „Nicht-Roma“ gehört, haben 

alle Befragten vor der Haft einen steten Wohnsitz gehabt. Zu dieser Frage hat ein Insasse 

keine Auskunft erteilt. 

steter Wohnsitz 
vor Haft 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

nein 1 1 1 1    

ja 97 99 70 97 27 100

keine Antwort 1 1 1 1    

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 44: Steter Wohnsitz vor Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Ein Drittel aus der Untergruppe „Roma“ ist noch nie umgezogen. Dieser Anteil beträgt 

bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ nur 19 Prozent. Was die Ursache für den hohen Wert 
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bei der Untergruppe „Roma“ ist, geht aus der Befragung nicht hervor, dürfte aber mit den 

fehlenden finanziellen Mitteln für einen Wohnungswechsel zusammenhängen. Kein 

Unterschied der Untergruppen ergibt sich bei der Berechnung des Medians. Dieser liegt 

in allen (Unter-) Gruppen bei zwei Wohnungswechsel. Hingegen bringt der arithmetische 

Mittelwert einen starken Unterschied in der Häufigkeit zwischen den beiden 

Untergruppen zum Vorschein. So liegt dieser Wert für die Untergruppe „Roma“ bei 1,36 

hingegen für die Untergruppe „Nicht-Roma“ bei 2,5 Umzügen pro Person. 

wie oft umgezogen alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

0 23 23 14 19 9 33

1 17 17 13 18 4 15

2 20 20 13 18 7 26

3 19 19 15 21 4 15

4 5 5 4 6 1 4

5 4 4 4 6     

6 2 2 2 3     

7 2 2 2 3     

9 1 1 1 1     

10 2 2 2 3     

unbekannt 1 1 1 1     

keine Antwort 3 3 1 1 2 7

  99 100 72 100 27 100

Durchschnitt-liche 
Anzahl der 
Wohnungs-

wechsel 

2,2  2,5  1,36  

Tabelle 45: Anzahl der Wohnungswechsel – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Bei den Wohnverhältnissen zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den beiden 

Untergruppen. So lebt die Mehrheit aus der Untergruppe „Roma“ in eigenen Häusern 

gefolgt von eigenen Wohnungen. Der Rest verteilt sich gleichmäßig auf gemietete 

Häuser, gemietete Wohnungen und bei den Eltern.  
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Hingegen stellt bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ die gemieteten Wohnungen die 

bevorzugte Wohnungsform dar. Dieser folgen die eigene Wohnung und das eigene Haus. 

Auffallend ist der hohe Anteil der Wohnungen bei der Untergruppe „Nicht-Roma“. Dies 

deutet auf eine Wohnungsnahme in dichter besiedeltem Gebiet hin.  

Aussagen über den Zustand der der Häuser und Wohnungen können aus diesen Angaben 

nicht getroffen werden. Nach der Untersuchung von Sabrina Kopf ist das Haus die 

bevorzugte Wohnform der Roma in der Slowakei. Demnach leben 41,2 Prozent der Roma 

in gemauerten Häusern, 15,8 Prozent in Baracken und 12,5 in illegal errichteten Häuser 

und nur 25,5 Prozent in Wohnungen (vgl. 2009: 80).  

wie gewohnt alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

eigenes Haus 26 26 14 19 12 44

gemietetes Haus 8 8 6 8 2 7

eigene Wohnung 26 26 17 24 9 33

gemiete Wohnung 29 29 27 38 2 7

prov Haus auf 
fremden Grund 

1 1 1 1    

bei Eltern(-teil) 8 8 6 8 2 7

bei Freundin 1 1 1 1    

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 46: Wohnverhältnisse – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.27 Infrastruktur der Wohnung und Umgebung 

Fast alle Befragten gaben an, dass sie in ihrer Wohnung über Strom verfügten. Nach 

Untersuchungen des Büros der Regierungsbeauftragten für die Roma Gemeinschaft 

(wiedergegeben in der Untersuchung von Kopf) verfügen nur 4,6 Prozent der Roma-

Siedlungen über einen Zugang zu elektrischem Strom (vgl. 2009: 80).  
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Strom in 
Wohnung 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

nein 2 2 1 1 1 4

ja 94 95 69 96 25 93

keine Antwort 3 3 2 3 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 47: Strom in Wohnung – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Die Wasserversorgung erfolgt primär aus der öffentlichen Wasserversorgung, was auf 

einen gewissen Standard an öffentlicher Infrastruktur in der Wohngegend hinweist. Bei 

der Untergruppe „Roma“ verfügen aber 7 Prozent nur über einen Brunnen ohne 

fließendes Wasser im Haus. Dieser Anteil beträgt bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ nur 

1 Prozent aber in dieser Untergruppe versorgt sich ein weiteres Prozent aus fließendes 

Wasser im Haus, das aus einem Brunnen kommt.  

Wasserversorgung alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent 

Roma 
(N=27) 

Prozent 

fließendes Wasser im 
Haus aus öff 

Wasserversorgung 
95 96 70 97 25 93

fließendes Wasser im 
Haushalt aus Brunnen 

1 1 1 1    

Brunnen und keine 
fließendes Wasser im 

Haus 
3 3 1 1 2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 48: Wasser in Wohnung – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Bei der Entsorgungsart des Abwassers treten zwischen den beiden Untergruppen 

bedeutende Unterschiede hervor. Erfolgt bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ die 

Abwasserentsorgung fast ausschließlich über einen Kanal (93 Prozent) so ist dies bei der 

Untergruppe „Roma“ nur ein Anteil von 74 Prozent. Hingegen wird zu 15 Prozent bei der 

Untergruppe „Roma“ das Abwasser mittels Sickergrube und zu 4 Prozent durch 

Versickern an der Oberfläche entsorgt. Diese letzte Form der Abwasserentsorgung 

kommt in der Untergruppe „Nicht-Roma“ gar nicht vor und der Anteil an 

Sickergrubenentsorgung beträgt nur 7 Prozent.  



133 

 

Die Abwasserentsorgung bringt nicht nur die Erschließung eines Gebietes mit öffentlicher 

Infrastruktur zum Ausdruck sondern sie zeigt auch die hygienischen Zustände auf.  

Abwasser alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Abwasserkanal 87 88 67 93 20 74

Sickergrube 9 9 5 7 4 15

versickert an der 
Oberfläche 

1 1   1 4

keine Antwort 2 2   2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 49: Abwasserentsorgung – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Für die überwiegende Mehrheit in beiden Untergruppen war die Schule mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln bzw. zu Fuß von der Wohnmöglichkeit gut erreichbar. In der 

Untergruppe „Roma“ verneinten dies eine Frau und ein Mann, was einen Anteil von 7 

Prozent enspricht. Da der Mann kubanische Wurzeln hat, ist nicht eindeutig klar, ob sich 

diese Aussage auf Kuba oder die Slowakei bezieht. In der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

war für nur 4 Prozent die Schule nicht gut erreichbar. Somit lässt sich hier keine 

Unterscheidung hinsichtlich der Erreichbarkeit der Schule ableiten. 

Schule mit öffentlichen 
Verkehrsmittel gut 

erreichbar 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent 
Roma 
(N=27) 

Prozent 

nein 5 5 3 4 2 7

ja 92 93 69 96 23 85

keine Antwort 2 2   2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 50: Erreichbarkeit der Schule – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Der überwiegende Teil in beiden Untergruppen bewertete die Erschließung ihres 

Stadtteils mit öffentlichen Verkehrsmitteln als „sehr gut“ bzw. „gut“. Als „schlecht“ bzw. 

„sehr schlecht“ bewertete jeweils ein Anteil von 4 Prozent in den beiden Untergruppen 

den Anschluss ihres Stadtteils an die öffentlichen Verkehrsmittel. 
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Stadtteil öffentliche 
Verkehrsmittel 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

sehr gut 67 68 50 69 17 63

gut 19 19 14 19 5 19

durchschnittlich 4 4 2 3 2 7

schlecht 2 2 2 3    

sehr schlecht 2 2 1 1 1 4

keine Antwort 5 5 3 4 2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 51: Erschließung des Stadtteils mit öffentlichen Verkehrsmittel– aufgeschlüsselt 
nach Untergruppen 

Der größte Anteil in beiden Untergruppen wohnt in einer Entfernung von unter einem 

Kilometer zu der nächstgelegenen Krankenversorgungsstation. Je mehr die Entfernung zu 

der Krankenstation zunimmt umso geringer wird der Anteil der Personen in beiden 

Untergruppen. In der Untergruppe der „Nicht-Roma“ wohnt der kleinste Anteil in einer 

Entfernung von mehr als zehn Kilometer zur Krankenstation. Hingegen in der 

Untergruppe „Roma“ steigt bei dieser Entfernung der Anteil auf 19 Prozent an. Somit 

wohnt die Untergruppe „Roma“ in einer weiteren Entfernung zu dieser wichtigen 

Gesundheitseinrichtung und benötigt im Notfall auch mehr Zeit um ärztliche Hilfe zu 

erreichen.  

Entfernung 
Kankenstation 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

0 – 1 km 40 40 30 42 10 37 

1 – 3 km 27 27 21 29 6 22 

3 – 10 km 16 16 12 17 4 15 

> 10 km 10 10 5 7 5 19 

keine Antwort. 6 6 4 6 2 7 

Summe 99 100 72 100 27 100 

Tabelle 52: Entfernung zur nächsten Krankenstation – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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4.7.28 Herkunft der InsassInnen nach Kreisen 

In beiden Untergruppen kommt jeweils der größte Teil aus dem zu Österreich 

angrenzenden politischen Bezirk Bratislava; in der Untergruppe der „Nicht-Roma“ 

beträgt dieser Anteil 44 Prozent, in der Untergruppe „Roma“ 30 Prozent. Aus dem 

ebenfalls an Österreich angrenzenden politischen Bezirk Trnava beträgt der Anteil in der 

Untergruppe „Nicht-Roma“ 15 Prozent und bedeutet somit, die zweitstärkste Gruppe in 

dieser Untergruppe. Hingegen kommen in der Untergruppe der „Roma“ die zweit meisten 

jeweils aus den zu Österreich weiter entfernten politischen Bezirken Nitra und Banska 

Bystrica (jeweils 22 Prozent in dieser Untergruppe). Auch in der Untergruppe „Nicht-

Roma“ ist der Anteil aus dem Bezirk Banska Bystrica mit 11 Prozent noch hoch. Aus den 

östlichsten Bezirken der Slowakei (Presov und Kosice) kommen jedoch (entgegen der 

Erwartung aufgrund der dortigen hohen Arbeitslosigkeit) nur 7 bzw. 4 Prozent in den 

beiden Untergruppen her. 

Kreis alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Bratislava 40 40 32 44 8 30

Trnava 14 14 11 15 3 11

Trencin 6 6 5 7 1 4

Zilina 6 6 5 7 1 4

Nitra 10 10 4 6 6 22

Banska Bystrica 14 14 8 11 6 22

Presov 1 1 1 1    

Kosice 5 5 4 6 1 4

unbekannt 2 2 2 3    

keine Antwort 1 1   1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 53: Herkunft der InsassInnen nach Kreisen – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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Zur Illustration ist eine Karte der Slowakei mit den politischen Kreisen angeschlossen. 

 

Abbildung 14: Karte der Slowakei mit den politischen Kreisen 
(Internetquelle 19) 

4.7.29 Erste Justizanstalt 

Grundsätzlich bestimmt der Tatort das für das Strafverfahren zuständige Gericht (siehe § 

36 StPO) und in weitere Folge auch das zuständige „gerichtliche Gefangenenhaus – 

Abkürzung GH“ (dies ist die altertümliche Bezeichnung ebenso wie „Strafvollzugsanstalt 

– Abkürzung StVA“ aber bringt im Gegensatz zur aktuellen Bezeichnung „Justizanstalt“ 

auch schon deren funktionelle Aufgabe zum Ausdruck) für die Untersuchungshaft. 

Demnach wurden in beiden Untergruppen mit Abstand die meisten Personen mit 

slowakischer Staatsbürgerschaft in die Justizanstalt Wien-Josefstadt (in der Untergruppe 

„Roma“ 59 Prozent) eingeliefert. Nimmt man die beiden an die Slowakei angrenzenden 

Landesgerichtssprengel Eisenstadt und Korneuburg sowie den Sprengel des 

Landesgerichts für Strafsachen Wien und des Landesgerichts Wiener Neustadt beträgt der 

Anteil dieser vier Landesgerichtssprengel bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 75 Prozent 
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und bei der Untergruppe „Roma“ 81 Prozent. Somit werden Personen mit slowakischer 

Staatsbürgerschaft fast ausschließlich in diesen vier Justizanstalten ersteingeliefert, was 

Rückschlüsse auch auf den Ort der vorgeworfenen strafbaren Handlung zulässt. Ob hier 

ausschließlich die räumliche Nähe zur Slowakei ausschlaggebend ist, lässt sich zwar 

vermuten aber nicht aus den Daten ableiten. Auffallend ist, dass der Anteil der 

Ersteinlieferungen in die Justizanstalt Korneuburg bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 22 

Prozent ausmacht, hingegen in diese Justizanstalt niemand aus der Untergruppe „Roma“ 

eingeliefert wurde. Hervorzuheben ist aber in diesem Zusammenhang, dass die 

Justizanstalt Korneuburg keine Frauenabteilung besitzt und somit allfällige in die 

Zuständigkeit dieses Landesgerichts fallende Frauen in die Justizanstalt Wien-Josefstadt 

eingeliefert werden (siehe Sprengelverordnung BGBl II 1997/74 idgF). 

erste Justizanstalt (alles 
gerichtliche 

Gefangenenhäuser) 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent Roma (N=27) Prozent 

Wien-Josefstadt 48 48 32 44 16 59

Linz 6 6 6 8   

Innsbruck 3 3 2 3 1 4

Eisenstadt 6 6 4 6 2 7

Feldkirch 4 4 3 4 1 4

Korneuburg 16 16 16 22   

St. Pölten 4 4 3 4 1 4

Wiener Neustadt 6 6 2 3 4 15

Graz-Jakomini 3 3 2 3 1 4

Klagenfurt 2 2 1 1 1 4

Steyr 1 1 1 1   

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 54: Erste Justizanstalt für die slowakischen InsassInnen – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 
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4.7.30 Verteilung der Ersteinlieferungen nach Justizanstalt und 

politischem Bezirk 

Die Mehrzahl der 99 InsassInnen, die am 1.11.2008 in einer österreichischen Justizanstalt 

angehalten und an der Fragebogenerhebung teilgenommen haben, kommen aus dem 

politischen Kreis Bratislava und von den 40 wurden 18 Personen in die Justizanstalt 

Wien-Josefstadt ersteingeliefert. Die Anzahl der Ersteinlieferungen in die Justizanstalten 

nimmt gegen den Westen von Österreich kontinuierlich ab, aber selbst in den beiden 

westlichsten Justizanstalten Innsbruck und Feldkirch wurde jeweils eine Person 

eingeliefert.  

Auch die InsassInnen, die aus anderen politischen Kreisen der Slowakei kamen, wurden 

primär in die Justizanstalt Wien-Josefstadt eingeliefert.  

Von Interesse ist auch, welche „gerichtlichen Gefangenenhäuser“ bei diesem Sample 

nicht vorkommen. So scheinen die Justizanstalten Krems, Ried im Innkreis, Wels, 

Salzburg und Leoben nicht auf. Warum diese nicht vorkommen, kann nicht gesagt 

werden. 
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Bratislava 18 3 1 5 1 6 1 2 1 1 1 40

Trnava 6   1  5 2        14

Trencin 3 1    1  1       6

Zilina 2 1 1 1   1     6

Nitra 6    1 1   1 1   10

Banska Bystrica 8  1 1 1 3       14

Presov 1              1

Kosice 2    2 1         5

unbekannt 1 1             2

keine Antwort 1              1

 Summe 48 6 3 6 4 16 4 6 3 2 1 

Tabelle 55: Herkunft der slowakischen InsassInnen nach politischen Kreisen – erste 
Justizanstalt 

Auch bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ sticht die Justizanstalt Wien-Josefstadt als 

Einlieferungsanstalt hervor. Allgemein lässt sich eine Konzentration bei den 

Einlieferungen in die östlichen Justizanstalten mit stark abfallender Tendenz nach Westen 

hin feststellen. 



140 

 

 

  
erste Justizanstalt 

 

 

Nicht-Roma 
(N=72) 

W
ie

n
-J

os
ef

st
ad

t 

L
in

z 

In
n

sb
ru

ck
 

E
is

en
st

ad
t 

F
el

d
k

ir
ch

 

K
or

ne
u

b
u

rg
 

S
t.

 P
öl

te
n 

W
ie

ne
r 

N
eu

st
ad

t 

G
ra

z-
Ja

k
om

in
i 

K
la

ge
n

fu
rt

 

St
ey

r 

S
u

m
m

e 

po
li

ti
sc

he
r 

K
re

is
 in

 d
er

 S
lo

w
ak

ei
 

Bratislava 12 3 1 3 1 6 1 2 1 1 1 32

Trnava 4     1  5 1       11

Trencin 3 1     1        5

Zilina 2 1     1   1     5

Nitra 3       1        4

Banska 
Bystrica 

5   1   1 1       8

Presov 1               1

Kosice 1      2 1        4

unbekannt 1 1             2

keine 
Antwort 

               

 Summe 32 6 2 4 3 16 3 2 2 1 1  

Tabelle 56: Herkunft der Nicht-Roma nach politischen Kreisen – erste Justizanstalt 

Die aus dem politischen Kreis Bratislava kommenden Angehörigen der Untergruppe 

„Roma“ wurden fast ausschließlich in die Justizanstalt Wien-Josefstadt eingeliefert. Auch 

aus den anderen politischen Kreisen wurden deren Mitglieder primär in die Justizanstalt 

Wien-Josefstadt nach deren Verhaftung gebracht. In die Justizanstalt Wien-Josefstadt 

erfolgte keine Einlieferung von Personen aus den politischen Kreisen Trencin und Zilina; 

diese wurden in andere Anstalten gebracht.  
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Bratislava 6    2          8

Trnava 2       1       3

Trencin          1      1

Zilina     1           1

Nitra 3     1    1 1  6

Banska Bystrica 3        3      6

Presov                

Kosice 1              1

Unbekannt                

keine Antwort 1              1

 Summe 16  1 2 1 1 4 1 1  

Tabelle 57: : Herkunft der Roma nach politischen Kreisen – erste Justizanstalt 

4.7.31 Verteilung zum 1. 11. 2008 

Die „gerichtlichen Gefangenenhäuser“ sind primär zum Vollzug der Untersuchungshaft 

und sekundär für den Vollzug von kurzen Freiheitsstrafen vorgesehen. Freiheitsstrafen 

über 18 Monaten sind in „Strafvollzugsanstalten“ zu verbüßen. Dies wird nach Vorliegen 

der gerichtlichen Strafvollzugsanordnung im sogenannten Klassifizierungsverfahren 

bestimmt (siehe Kapitel über Klassifizierung).  
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Die Statistik weist zum 1.11.2008 die Strafvollzugsanstalten Garsten, Hirtenberg, Stein, 

Graz-Karlau, Sonnberg, Suben und Wien-Simmering sowie die Sonderanstalten 

Schwarzau (für Frauen)  Göllersdorf (für den Maßnahmenvollzug gemäß § 21 Abs. 1 

StGB) und Gerasdorf (für männliche Jugendliche) mit InsassInnen mit der Nationalität 

Slowakei aus. Sohin befanden sich bis auf die zwei Sonderanstalten Wien-Favoriten (für 

Suchtkranke) und Wien-Mittersteig (für den Maßnahmenvollzug nach § 21 Abs. 2 StGB) 

und den fünf „gerichtlichen Gefangenenhäuser“ Krems, Leoben, Ried im Innkreis, 

Salzburg und Wels in allen anderen Justizanstalten InsassInnen mit der Nationalität 

Slowakei. Somit kann man von einer Verteilung über das gesamte österreichische 

Bundesgebiet mit einer Konzentration im Osten sprechen. Neben der Justizanstalt Wien-

Josefstadt stechen auch von den Zahlen die Justizanstalt Sonnberg (gelegen im politischer 

Bezirk Hollabrunn) und die Justizanstalt Stein (gelegen im politischen Bezirk Krems) 

hervor. Diese beiden Strafvollzugsanstalten liegen relativ nahe zur slowakischen Grenze.  

Kam auf vier erstaufnehmende „gerichtliche Gefangenenhäuser“ noch ein Anteil von 

mehr als zwei Drittel Mehrheit so ist diese hohe Konzentration auf  wenige Anstalten nun 

nicht mehr feststellbar.  

Einen deutlichen inhaltlichen Unterschied zwischen den beiden Untergruppen gibt es. In 

den Justizanstalten für Langstrafige (Justizanstalt Garsten, Graz-Karlau und Stein) 

befanden sich nur Angehörige aus der Untergruppe „Nicht-Roma“ aber keine der 

Untergruppe „Roma“.  

Allgemein verteilte sich mehrheitlich die Untergruppe „Roma“ auf die „gerichtlichen 

Gefangenenhäuser“ und nur 33 Prozent befanden sich in Strafvollzugsanstalten bzw. 

Sonderanstalten im Gegensatz zur Untergruppe „Nicht-Roma“ deren Anteil an 

Strafvollzugsanstalten 51 Prozent betrug.  
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Standanstalt 1.11.2008 alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

StVA Garsten 2 2 2 3     

StVA Hirtenberg 5 5 5 7     

StVA Stein 10 10 10 14     

GH Wien-Josefstadt 23 23 12 17 11 41

GH Linz 3 3 3 4     

SA Schwarzau 6 6 2 3 4 15

GH Innsbruck 2 2     2 7

GH Eisenstadt 7 7 5 7 2 7

StVA Graz-Karlau 2 2 2 3     

SA Göllersdorf 1 1 1 1     

GH Feldkirch 3 3 2 3 1 4

StVA Sonnberg 12 12 9 13 3 11

GH Korneuburg 7 7 7 10     

GH St. Pölten 1 1     1 4

SA Gerasdorf 1 1     1 4

GH WienerNeustadt 4 4 4 6     

StVA Suben 3 3 3 4     

StVA Wien-Simmering 4 4 3 4 1 4

GH Graz-Jakomini 1 1 1 1     

GH Klagenfurt 1 1     1 4

GH Steyr 1 1 1 1     

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 58: Standanstalt zum 1. 11. 2008 – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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4.7.32 Delikte, die zur Haft führten 

Die InsassInnen wurden auch gefragt, aufgrund welches Deliktes oder welcher Delikte sie 

in Haft waren. Primär wurde hier der Diebstahl angeführt, was auch der Realität 

entsprach. Bei der Untergruppe „Roma“ wurden überhaupt nur drei Deliktsgruppen (und 

zwar Diebstahl, Raub und Betrug) angeführt. Es wurde auch nur wegen dieser drei 

Deliktsgruppen ermittelt bzw. erfolgte die Verurteilung. Hingegen ist die Palette der 

Deliktsgruppen in der Untergruppe „Nicht-Roma“ breiter. Aber auch hier entfallen 74 

Prozent auf nur drei Deliktsgruppen: Diebstahl, Raub und Körperverletzung. Die 

Deliktsgruppen Mord bzw. Verstöße gegen das Suchtmittelgesetz (SMG) haben jeweils 

einen Anteil von 4 Prozent. Die Deliktsgruppen Betrug, Schlepperei, Vergewaltigung und 

Zuhälterei kommen jeweils nur im Ausmaß von einem Prozent vor. Ferner befand sich 

eine Person wegen Auslieferung in Haft.  

Eigeneinschätzung alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Diebstahl 55 56 37 51 18 67

Raub 14 14 12 17 2 7

Körperverletzung 4 4 4 6    

Mord 3 3 3 4    

SMG 3 3 3 4    

Betrug 2 2 1 1 1 4

Schlepperei 1 1 1 1    

Widerstand         

Kriminelle Vereinigung 
        

Quälen Vernachlg.         

Hehlerei         

Auslieferung 1 1 1 1    

Vergewaltigung 1 1 1 1    

Zuhälterei 1 1 1 1    

keine Antwort 14 14 8 11 6 22

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 59: Eigeneinschätzung des vorgeworfenen Delikts – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 
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Ein Vergleich der Eigeneinschätzung mit dem (führenden) Delikt bei der 

Untersuchungshaft – dies ist bei mehreren Delikten immer jenes, für das die höchste 

Strafdrohung vorgesehen ist – zeigt, dass die Untergruppe „Roma“ den Grund ihrer Haft 

sehr gut eingeschätzt haben bzw. über den Grund (nachvollziehbar) informiert wurden.  

Auch die Untergruppe „Nicht-Roma“ hat ein sehr realistisches Bild, wegen welches 

Deliktes sie verfolgt wurden. Bei den „Nicht-Roma“ steigt der Anteil wegen der vier 

Deliktsgruppen Diebstahl, Raub, Körperverletzung und Mord) sogar auf 86 Prozent. 

Interessant ist, dass bei der Eigeneinschätzung eine Körperverletzung angegeben wurde, 

bei der Verhängung der Untersuchungshaft der zugrundeliegende Sachverhalt jedoch als 

Widerstand gegen die Staatsgewalt qualifiziert wurde. Einmal wurde bei der 

Eigeneinschätzung ein Diebstahl genannt, der als kriminelle Vereinigung qualifiziert 

wurde. Es liegt nahe, dass die Befragten mit dem ihnen zur Last gelegten  Tatbeständen 

nichts anfangen konnten bzw. diese nicht richtig in das Gefüge der Straftatbestände 

einordnen konnten. 

führendes Delikt 
Untersuchungshaft 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Diebstahl 68 69 44 61 24 89

Raub 15 15 13 18 2 7

Körperverletzung 1 1 1 1    

Mord 4 4 4 6    

SMG 3 3 2 3 1 4

Betrug 2 2 2 3    

Schlepperei 2 2 2 3    

Widerstand 1 1 1 1    

Kriminelle Vereinigung 
1 1 1 1    

Quälen Vernachlg. 1 1 1 1    

Hehlerei         

Auslieferung 1 1 1 1    

Vergewaltigung         

Zuhälterei         

keine Antwort         

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 60: Führendes Delikt während der Untersuchungshaft – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 
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Bei der Untergruppe „Roma“ ist auffallend, dass die Verurteilung wegen derselben 

Deliktsgruppen erfolgte, weshalb die Untersuchungshaft verhängt wurde. 

In der Untergruppe „Nicht-Roma“ erfolgte ebenfalls in den überwiegenden Fällen die 

Verurteilung wegen des führenden Deliktes bei der Verhängung der Untersuchungshaft. 

Anteilsmäßig wurde am häufigsten beim Vorwurf des Mordes nicht nach dieser 

Deliktsgruppe verurteilt sondern in zwei Fällen wegen Raub und in einem Fall wegen 

Köperverletzung.  

Allgemein lässt sich sagen, dass primär eine Verurteilung wegen Diebstahl erfolgt. Am 

zweithäufigsten erfolgt eine Verurteilung wegen Raub. 

führendes Delikt 
Verurteilung 

alle (N=99) Prozent
Nicht-Roma 

(N=72)
Prozent Roma (N=27) Prozent

Diebstahl 64 65 40 56 24 89

Raub 19 19 17 24 2 7

Körperverletzung 1 1 1 1    

Mord 1 1 1 1    

SMG 3 3 2 3 1 4

Betrug 3 3 3 4    

Schlepperei 2 2 2 3    

Widerstand 2 2 2 3    

Kriminelle Vereinigung 
        

Quälen Vernachlg. 1 1 1 1    

Hehlerei 1 1 1 1    

Auslieferung 2 2 2 3    

Vergewaltigung         

Zuhälterei         

keine Antwort         

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 61: Führendes Delikt bei der Verurteilungt – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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4.7.33 Delikt und Erwerbstätigkeit vor Haft 

Bei einer Kreuzung der Tätigkeit vor der Haft und der verurteilten Deliktsgruppe ergibt 

sich für alle 99 verurteilten SlowakInnen, dass mindestens 50 Prozent aus jedem 

Tätigkeitsfeld vor der Haft einen Diebstahl begangen haben. Den höchsten Anteil hat der 

Diebstahl bei den selbständig Erwerbstätigen mit 71 Prozent gefolgt von den 

unselbständig Erwerbstätigen mit 68 Prozent. Auffallend ist auch der hohe Anteil des 

Raubs im Tätigkeitsfeld Gelegenheitsarbeiter. In diesem Tätigkeitsfeld haben die beiden 

Gewaltdeliktsgruppen Raub und Mord einen Anteil von 50 Prozent. Auch bei 

Tätigkeitsfeld „keiner Erwerbstätigkeit“ vor der Haft sticht der hohe Anteilt des Raubs 

mit 32 Prozent hervor. Warum gerade die Gewaltbereitschaft in dieser Tätigkeitsgruppe 

so groß ist, lässt sich aus der Erhebung nicht ableiten. 

  Tätigkeit vor der Haft  
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Diebstahl 21 24 3   14 2 64

Raub 6 3 2   8   19

Körperverletzung 1           1

Mord     1       1

SMG 1     1 1   3

Betrug 1 2         3

Schlepperei   1     1   2

Widerstand 1 1         2

Quälen-Vernachlg.   1         1

Hehlerei   1         1

Auslieferung   1     1   2

 Summe 31 34 6 1 25 2   

Tabelle 62: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Tätigkeit vor der Haft  
(slowakische InsassInnen)  

Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ hat der Raub bei den vor der Haft nicht 

Erwerbstätigen mit 40 Prozent vor den Gelegenheitsarbeitern mit 33 Prozent den 

höchsten Anteil. Für die Gruppe der Gelegenheitsarbeiter gilt das vorher Gesagte. Der 
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Anteil des Diebstahls in allen Tätigkeitsfeldern ist hoch und reicht von 40 Prozent bei den 

vor der Haft Nichterwerbstätigen, bis zu 62 Prozent bei den selbständig Erwerbstätigen. 

Der Anteil an Gewaltdelikten ist in dieser Berufsgruppe am geringsten von allen 

Berufsgruppen mit 12 Prozent.  

  Tätigkeit vor der Haft  
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Diebstahl 14 16 3   6 1 40 

Raub 6 3 2   6   17 

Körperverletzung 1           1 

Mord     1       1 

SMG 1       1   2 

Betrug 1 2         3 

Schlepperei   1     1   2 

Widerstand 1 1         2 

Quälen-Vernachlg.   1         1 

Hehlerei   1         1 

Auslieferung   1     1   2 

 Summe 24 26 6 0 15 1   

Tabelle 63: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Tätigkeit vor der Haft  
(Nicht-Roma) 

 

Bei der Untergruppe „Roma“ fällt auf, dass fast ausschließlich eine Verurteilung wegen 

Diebstahls erfolgt. Dementsprechend wurden 100 Prozent der unselbständig bzw. der 

selbständig Erwerbstätigen dieser Deliktsgruppe verurteilt. Bei den Nichterwerbstätigen 

wurden 80 Prozent wegen der Deliktsgruppe Diebstahl und 20 Prozent wegen der 

Deliktsgruppe Raub schuldig gesprochen. 
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  Tätigkeit vor der Haft  

 Roma (N=27) 
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Diebstahl 7 8     8 1 24

Raub         2   2

Körperverletzung               

Mord               

SMG       1     1

Betrug               

Schlepperei               

Widerstand               

Quälen-Vernachlg.               

Hehlerei               

Auslieferung               

 Summe 7 8   1 10 1   

Tabelle 64: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Tätigkeit vor der Haft  
(Roma) 

4.7.34 Höchster Schulabschluss – Delikt 

Diebstahl wird von allen Bildungsstufen begangen. Hingegen werden die Gewaltdelikte 

(Raub, Körperverletzung, Mord, Widerstand gegen die Staatsgewalt, Verstöße gegen das 

Suchtmittelgesetz, Quälen und Vernachlässigen) von Personen mit einem Bildungsgrad 

bis maximal zur Fachschule ausgeführt. Das Bildungsniveau beim Betrug beginnt bei der 

Fachschule und reicht bis zum Universitätsabschluss. 
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  höchster Schulabschluss  
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Diebstahl 1 19 21 15   2 1 2 3 64
Raub 1 6 4 6         2 19

Körperverletzung   1               1
Mord     1             1
SMG 1 2               3

Betrug       1 1     1   3
Schlepperei   1 1             2
Widerstand   1 1             2

Quälen-Vernachlg.   1               1
Hehlerei     1             1

Auslieferung     1 1            2

 Summe 3 31 30 23 1 2 1 3 5   

Tabelle 65: Führendes Delikt bei der Verurteilung – höchster Schulabschluss  
(slowakische InsassInnen) 

Für die Untergruppe „Nicht-Roma“ gilt das oben Gesagte. 
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  höchster Schulabschluss  

 

Nicht-Roma (N=72) 
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Diebstahl 1 7 14 12  2  1  1 2 40

Raub 5 4 6        2 17

Körperverletzung   1           1 

Mord              

SMG 1 1           2

Betrug    1 1       1 3

Schlepperei  1 1          2

Widerstand  1 1          2

Quälen-Vernachlg.  1           1

Hehlerei   1          1

Auslieferung   1 1         2

 Summe 2 17 23 20 1 2 1 2 4  

Tabelle 66: Führendes Delikt bei der Verurteilung – höchster Schulabschluss  
(Nicht-Roma) 

Da die Untergruppe „Roma“ allgemein einen schlechten Bildungsstand – bis auf den 

einen Universitätsabschluss – aufweist, ist es nicht überraschend, dass dies auch bei der 

Verknüpfung mit den Delikten zum Ausdruck kommt. Die Hälfte alle verurteilten 

Diebstähle wird von Personen begangen, die nur über einen Grundschulabschluss 

verfügen. Die beiden verurteilten Raubdelikte sind von Personen ohne Schulabschluss 

bzw. nur mit Grundschulabschluss begangen worden. 
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  höchster Schulabschluss  

 

Roma (N=27) 
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Diebstahl   12 7 3       1 1 24

Raub 1 1               2

Körperverletzung                     

Mord                     

SMG   1               1

Betrug                     

Schlepperei                     

Widerstand                     

Quälen-Vernachlg.                     

Hehlerei                     

Auslieferung                     

 Summe 1 14 7 3       1 1   

Tabelle 67: Führendes Delikt bei der Verurteilung – höchster Schulabschluss  
(Roma) 

4.7.35 Gesamtstrafe (unbedingt) in Monaten 

Die Mehrzahl der Angeklagten in allen (Unter-)Gruppen wurde zu einer unbedingten 

Freiheitsstrafe im Ausmaß von einem bis drei Jahren verurteilt. Beim Vergleich der 

beiden Untergruppen fällt auf, dass die Untergruppe „Nicht-Roma“ in allen zeitlichen 

Freiheitsstrafengruppen vertreten ist. Die Strafe lebenslänglich wird nicht zu den 

zeitlichen Freiheitsstrafen gerechnet, weil die Entlassung erst mit dem Tode erfolgt – sehr 

wohl gibt es aber auch die Möglichkeit unter bestimmten zeitlichen Voraussetzungen aus 

einer lebenslangen Strafe vorzeitig bedingt entlassen zu werden.  

Das Strafausmaß bei der Untergruppe „Roma“ beginnt bei einem Monat und reicht bis 

zur Freiheitsstrafengruppe fünf bis zehn Jahre. 59 Prozent in dieser Untergruppe befinden 
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sich in der Strafklasse ein bis drei Jahr. Dies ist bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ nicht 

so deutlich ausgeprägt; hier beträgt der Anteil nur 35 Prozent. Mehr als 70 Prozent 

wurden zu einer Freiheitsstrafe von 6 Monaten bis zu 10 Jahren verurteilt. 

Gesamtstrafe (unbedingt) 
in Monaten 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

0-1 Monate 5 5 5 7    

>1-3 Monate 5 5 4 6 1 4

>3-6 Monate 8 8 6 8 2 7

>6 Mon.-1 Jahr 11 11 8 11 3 11

>1-3 Jahre 41 41 25 35 16 59

>3-5 Jahre 10 10 9 13 1 4

>5-10 Jahre 14 14 10 14 4 15

>10-20 Jahre 5 5 5 7    

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 68: Gesamtstrafe – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

 

4.7.36 Delikte und Freiheitsstrafe 

Das Strafgesetzbuch (StGB) sieht bei den einzelnen Delikten den jeweiligen Strafrahmen 

vor, in dessen Bereich das Gericht unter Berücksichtigung vor allem der Schuld, sowie 

der Erschwerungs- und Milderungsgründe die Strafe festlegt (siehe §§ 32ff StGB). Eine 

Unterschreitung dieses Strafrahmens darf nur auf Grund der außerordentlichen 

Milderungsgründe stattfinden. Eine Überschreitung dieses Strafrahmens kann nur nach 

dem § 39 StGB aus Gründen des Rückfalls erfolgen. 

Sohin können die Strafen nur beschrieben werden. Auf berücksichtigte Erschwerungs- 

sowie Milderungsgründe kann aus der Statistik nicht geschlossen werden. 

Bei einer Gegenüberstellung der verurteilten Deliktsgruppe mit den ausgesprochenen 

Freiheitsstrafen wurden 50 Prozent der Diebstähle mit einer Freiheitsstrafe von einem bis 

drei Jahre bestraft. Die Verurteilungen wegen Raub weisen einen weitaus höherem 

Strafausspruch auf. Von den insgesamt 19 Verurteilungen wegen Raub wurden acht mit 
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einer Freiheitsstrafe von fünf bis zehn Jahren und vier mit einer Freiheitsstrafe von zehn 

bis 20 Jahren bedacht. 

  Gesamtstrafe (unbedingt) in Monaten  

 

alle (N=99) 

0-
1 

M
on

at
e 

>
 1

-3
 M

on
at

e 

>
3-

6 
M

on
at

e 

>
6 

M
on

.-
1 

Ja
h

r 

>
1-

3 
Ja

h
re

 

>
3-

5 
Ja

h
re

 

>
5-

10
 J

ah
re

 

>
10

-2
0 

Ja
h

re
 

G
es

am
t 

fü
hr

en
de

s 
D

el
ik

t 
V

er
ur

te
il

un
g 

Diebstahl 1 5 6 9 32 5 6  64

Raub   2  2 3 8 4 19

Körperverletzung      1     1

Mord         1 1

SMG 1    2      3

Betrug 1    1 1     3

Schlepperei     2      2

Widerstand    1 1      2

Quälen-Vernachlg.     1      1

Hehlerei    1       1

Auslieferung 2          2

 Summe 5 5 8 11 41 10 14 5   

Tabelle 69: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Gesamtstrafe 
(slowakische InsassInnen) 

Bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ stellt sich allgemein die Verurteilung wie bereits 

beschrieben dar. Die längsten Verurteilungen erfolgten wegen Raub bzw. Mord.  
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  Gesamtstrafe (unbedingt) in Monaten  

 

Nicht-Roma (N=72) 

0-
1 

M
on

at
e 

>
 1

-3
 M

on
at

e 

>
3-

6 
M

on
at

e 

>
6 

M
on

.-
1 

Ja
h

r 

>
1-

3 
Ja

h
re

 

>
3-

5 
Ja

h
re

 

>
5-

10
 J

ah
re

 

>
10

-2
0 

Ja
h

re
 

G
es

am
t 

fü
hr

en
de

s 
D

el
ik

t 
V

er
ur

te
il

un
g 

Diebstahl 1 4 4 6 18 4 3  40

Raub   2  1 3 7 4 17

Körperverletzung      1    1

Mord          1 1

SMG 1    1      2

Betrug 1    1 1    3

Schlepperei     2      2

Widerstand    1 1      2

Quälen-Vernachlg.     1      1

Hehlerei    1       1

Auslieferung 2          2

 Summe 5 4 6 8 25 9 10 5   

Tabelle 70: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Gesamtstrafe 
(Nicht-Roma) 

Auch die Untergruppe „Roma“ weist bei einer viel geringeren Anzahl von Verurteilungen 

wegen Diebstahl drei Freiheitsstrafen in der Gruppe von fünf bis zehn Jahren aus. Hier 

beträgt der Anteil der Diebstahlsverurteilungen zu Freiheitsstrafen von einem bis zehn 

Jahren 75 Prozent (18 von 24 Verurteilungen). Hingegen beträgt dieser Anteil bei der 

Untergruppe „Nicht-Roma“ nur 63 Prozent. Aber ohne weitere (umfassende) Angaben 

zum Delikt und der Person kann hier keine Aussage zu den Strafaussprüchen getätigt 

werden. 
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Diebstahl   1 2 3 14 1 3   24

Raub      1  1   2

Körperverletzung             

Mord             

SMG      1      1

Betrug             

Schlepperei             

Widerstand             

Quälen-Vernachlg.             

Hehlerei             

Auslieferung             

 Summe   1 2 3 16 1 4     

Tabelle 71: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Gesamtstrafe 
(Roma) 

Subjektive Wahrnehmung der Strafhöhe 

Subjektiv empfanden die Meisten der Befragten die Strafhöhe als sehr hart. Der Anteil 

war in der Untergruppe „Roma“ mit 44 Prozent am Höchsten. Hingegen betrug der Anteil 

derjenigen, die das Urteil als mild bzw. sehr mild empfanden zwischen 19 und 21 

Prozent. Auffallend ist, dass keiner aus der Untergruppe „Roma“ die Verurteilung als sehr 

mild beurteilte. 
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Strafhöhe alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

sehr hart 39 39 27 38 12 44

hart 23 23 18 25 5 19

mild 18 18 13 18 5 19

sehr mild 2 2 2 3   

keine Antwort 17 17 12 17 5 19

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 72: Subjektive Wahrnehmung der Strafhöhe – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.37 Einfluss der Nationalität auf die Strafhöhe 

Die Mehrheit (zwischen 30 bis 31 Prozent) in allen (Unter-) Gruppen war der Ansicht, 

dass die Nationalität auf die Strafhöhe keinen Einfluss gehabt hat. Bei einer globalen 

Betrachtung zeigt sich eine deutliche Mehrheit, die einen Einfluss der Nationalität auf die 

Strafhöhe bejahte. Auffallend ist weiters, dass mit Abstand der kleinste Anteil (zwischen 

4 bis 10 Prozent) eine Einflussnahme mit Sicherheit ausschloss. 

Gründe für diese Einschätzung lassen sich aus der Erhebung nicht ableiten. 

Einfluss 
Nationalität auf 

Strafhöhe 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent Roma (N=27) Prozent 

ja sicher 23 23 16 22 7 26

ja 20 20 14 19 6 22

nein 30 30 22 31 8 30

sicher nein 8 8 7 10 1 4

keine Antwort 18 18 13 18 5 19

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 73: Einfluss der Nationalität auf die Strafhöhe – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 
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Die größte einzelne Gruppe in allen (Unter-)Gruppen verneinte einen möglichen Einfluss 

der Nationalität auf die Verhängung der Untersuchungshaft. Bei der Gruppe „alle“ und 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ bildeten diese, die sicher keinen bzw. keinen 

Zusammenhang mit der Nationalität sahen, die Mehrheit mit jeweils um 50 Prozent. Nur 

bei der Untergruppe „Roma“ war dies umgekehrt; hier stellten die Personen, die einen 

Zusammenhang zwischen Untersuchungshaft und Nationalität herstellten, die Mehrheit 

mit 52 Prozent. Warum dieser Unterschied besteht, kann aus der Fragebogenerhebung 

nicht ermittelt werden.  

Unbestritten ist aber, dass NichtösterreicherInnen mit keiner Inlandsbeziehung bedingt 

durch das Konzept der Untersuchungshaftgründe schneller in Untersuchungshaft 

genommen werden. Gleichzeitig wird auch die Gewerbsmäßigkeit häufiger angenommen, 

wodurch sich die Strafdrohung erhöht (vgl. Gratz 2007, 73). 

Einfluss 
Nationalität auf U-

Haft 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent Roma (N=27) Prozent 

ja sicher 19 19 13 18 6 22

ja 27 27 19 26 8 30

nein 37 37 25 35 12 44

sicher nein 12 12 12 17   

keine Antwort 4 4 3 4 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 74: Einfluss der Nationalität auf die Untersuchungshaft – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 

4.7.38 Arbeitsmöglichkeiten in Haft 

Zum Zeitpunkt der Befragung gingen von allen Befragten 59 Prozent einer Arbeit in der 

Anstalt nach. Dieser Anteil betrug in der Untergruppe „Nicht-Roma“ sogar 65 Prozent. 

Hingegen waren bei der Untergruppe „Roma“ nur 41 Prozent in der Haft beschäftigt. 

Eine mögliche Erklärung wären die unterschiedlich langen Haftstrafen und der Umstand, 

dass es in den Strafvollzugsanstalten mehr Arbeitsmöglichkeiten gibt als in den 
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gerichtlichen Gefangenenhäusern. In den gerichtlichen Gefangenenhäusern wird die 

Untersuchungshaft ausschließlich und allenfalls kurze Freiheitsstrafen bis 18 Monate 

vollzogen (§ 9 Abs. 2 StVG). Sohin wäre dies durch den höheren Anteil an 

Längerstrafigen zu längeren Haftstrafen in der Untergruppe „Nicht-Roma“ erklärbar. 

Arbeit in Haft alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

nein 40 40 25 35 15 56

ja 58 59 47 65 11 41

keine Antwort 1 1    1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 75: Arbeit in Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Der Bildungsstand scheint für die Zuteilung von Arbeit nicht ausschlaggebend zu sein. 

Von den drei Befragten, die keinen Schulabschluss haben, war eine in Strafhaft und die 

anderen zwei befanden sich zum Zeitpunkt der Befragung noch in Untersuchungshaft. 

Auffallend ist jedoch, dass alle drei Befragten mit Universitätsabschluss in Haft einer 

Arbeit nachgehen konnten, obwohl sich von dieser Gruppe ebenfalls zwei Personen in 

Untersuchungshaft und eine in Strafhaft befunden haben und somit dieselbe Verteilung 

nach dem Haftstatus aufweist, wie die Gruppe ohne Schulabschluss. 

  Arbeit in Haft   

   nein ja keine Antwort Gesamt 
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keiner 3    3

Grundschule 14 16 1 31

Berufsschule 10 20   30

Fachschule 8 15   23

andere Schule  1   1

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

1 1   2

Gymnasium 1    1

Universität  3   3

keine Antwort 3 2   5

  Summe 40 58 1  

Tabelle 76: Höchster Schulabschluss – Arbeit in Haft 
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Primär wurden die befragten arbeitenden SlowakInnen als SystemerhalterInnen (dh. 

Bodenreinigung, Mithilfe bei der Ausgabe von Essen, …) beschäftigt. Auffallend ist, dass 

an zweiter Stelle der Tätigkeit in Haft bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ „Betrieb“ mit 

einem Anteil von 30 Prozent genannt wurde. Dabei handelt es sich meist um leicht 

anlernbare Zusammenbau- bzw. Sortierarbeiten, wobei bei dieser Tätigkeit Genauigkeit 

und eine gewisse Stundenleistung – schon aus Verdienstgründen – gefordert wird. In der 

Untergruppe „Roma“ nahm diese Art der Gefängnisarbeit nicht einmal zehn Prozent ein. 

Dafür ist der Anteil an Beschäftigung in der Küche mit 27 Prozent mehr als doppelt so 

hoch wie in der Untergruppe „Nicht-Roma“ mit 13 Prozent. Aber auch hier handelt es 

sich – wie bei den meisten Tätigkeiten in Haft – nicht um eine hochqualifizierte Tätigkeit 

– sondern meist um Hilfsdienste und um Zubebreitung von Speisen unter strenger 

Aufsicht des jeweiligen Leiters der Küche. Nur ein Befragter aus der Gruppe „Nicht-

Roma“ arbeitete in der Bäckerei, hingegen keiner aus der Untergruppe „Roma“. Wie auch 

außerhalb der Gefängnismauern haben die Bäcker einen sehr frühen Arbeitsbeginn, 

wodurch diese Arbeit an Attraktivität einbüßt. Auch die Arbeit in der Malerei, die 

Malerarbeiten in der Anstalt durchführt, waren nur zwei Befragte aus der Untergruppe 

„Nicht-Roma“, jedoch keiner aus der Untergruppe „Roma“ tätig.  

Auffallend ist, dass Befragte aus beiden Untergruppen auch in Tätigkeitsbereichen mit 

Vorwissen (Schlosserei, Schneiderei, Tischlerei) eingesetzt wurden. Wegen der Kleinheit 

der Untergruppe „Roma“ können aus der Verteilung auf die verschiedenen 

Arbeitsbereiche in Haft, jedoch keine allgemeinen Schlussfolgerungen gezogen werden.  

welche Arbeit in 
Haft 

alle (N=58) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=47) 
Prozent Roma (N=11) Prozent 

Bäckerei 1 2 1 2   

Betrieb 15 26 14 30 1 9

Küche 9 16 6 13 3 27

Malerei 2 3 2 4   

Schlosserei 3 5 2 4 1 9

Schneiderei 3 5 2 4 1 9

Systemerhalter 19 33 16 34 3 27

Tischlerei 2 3 1 2 1 9

Wäscherei 4 7 3 6 1 9

Summe 58 100 47 100 11 100

Tabelle 77: Art der Arbeit in Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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Als Grund warum die Nichtbeschäftigen keine Arbeit in der Haft hatten, wurde von der 

Untergruppe „Nicht-Roma“ zu wenig Arbeit in der Anstalt in mehr als der Hälfte der 

Fälle angeführt. Etwa jeder vierte machte dafür Verständigungsprobleme verantwortlich. 

Zwei in Untersuchungshaft in der Justizanstalt Wien-Josefstadt Einsitzende gaben an, 

zum Arbeiten keine Lust zu haben. Da Arbeitspflicht nur in der Strafhaft besteht und in 

den gerichtlichen Gefangenenhäusern die Beschäftigungsrate, wegen der mangelnden 

Arbeit, nicht hoch ist, wird dies von der Strafvollzugsverwaltung zur Kenntnis 

genommen. Auffallend ist aber, dass dieses Argument bei der Untergruppe „Roma“ nicht 

vorkommt. Hier verteilen sich die Gründe für keine Arbeit gleichmäßig auf zu wenig 

Arbeit in der Anstalt, Verständigungsprobleme und andere Gründe. 

Auffallend ist, dass ein weiterer im Fragebogen vorgegebener Grund für keine Arbeit, die 

mangelnde Qualifikation, von keinem der Nichtbeschäftigten als Argument für keine 

Arbeit in Haft angeführt wurde.  

Die Befragten ohne Schulabschluss, die alle ohne Beschäftigung waren, gaben zweimal 

keine Lust und einmal andere Gründe für die Nichtbeschäftigung an.  

Grund für keine Arbeit alle (N=40) Prozent 
Nicht-
Roma 
(N=25) 

Prozent 
Roma 
(N=15) 

Prozent 

zu wenig Arbeit in Anstalt 18 45 13 52 5 33

Verständigungsprobleme 11 28 6 24 5 33

keine Lust 2 5 2 8   

anderer Grund 9 23 4 16 5 33

Summe 40 100 25 100 15 100

Tabelle 78: Grund für keine Arbeit in Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.39 Ausbildung in Haft 

Insgesamt haben bis zur Befragung nicht einmal 25 Prozent der Befragten an einer 

Kursmaßnahme in Haft teilnehmen können. Der Anteil der in diese Bildungsmaßnahme 
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einbezogenen Personen ist in der Untergruppe „Roma“ mit 30 Prozent weit höher als in 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ mit nur 21 Prozent.  

Primär werden die berufsausbildenden Kurse erst in Strafhaft (zB. in der Justizanstalt 

Wien-Simmering - Facharbeiter Intensivausbildung – siehe Kapitel über Aus- und 

Fortbildung) angeboten. Daraus ist zu schließen, dass der Anteil der Personen, die an 

einem Kurs teilnehmen können, in dieser Gruppe bei der Entlassung sicher noch höher 

sein wird. 

Ausbildungkurs in 
Haft 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

nein 73 74 54 75 19 70

ja 23 23 15 21 8 30

keine Antwort 3 3 3 4    

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 79: Ausbildungkurse – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Die Kurse werden eher von nicht so gut ausgebildeten Personen in Anspruch genommen. 

Bei dem Kurs, an dem die eine Universitätsabsolventin teilgenommen hatte, handelte es 

sich um einen  Zeichenkurs und somit mehr um einen Kurs der Freizeitgestaltung als um 

ein Bildungsangebot. 

  Ausbildungskurs in Haft   

   nein ja keine Antwort Gesamt 
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keiner 1 2   3

Grundschule 24 7   31

Berufsschule 22 7 1 30

Fachschule 19 3 1 23

andere Schule  1   1

Berufs-Abendschule mit 
Matura 

2    2

Gymnasium 1    1

Universität 2 1   3

keine Antwort 2 2 1 5

  Summe 73 23 3  

Tabelle 80: Höchster Schulabschluss – Ausbildungskurs in Haft 
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Die Meisten, die an einem Kurs in Haft teilnahmen, haben an Deutschkursen, die zur 

Lösung der Verständigungsschwierigkeiten und der besseren Integration sehr breit 

angeboten werden, teilgenommen. Grundkenntnisse der deutschen Sprache sind 

notwendig, um Arbeit in der Haft zu erhalten. Daher ist auch die Nachfrage nach diesen 

Sprachkursen bei den nichtdeutschsprachigen InsassInnen groß. Gleichzeitig werden 

diese Kurse auch schon in den gerichtlichen Gefangenenhäusern angeboten um die 

Integration zu fördern – aber auch um die Zeiten am Haftraum zu verringern. Lässt man 

den Zeichenkurs außer Betracht, so verteilen sich die Kurse in der Unterarbeitsgruppe 

„Roma“ fast ausschließlich auf den Deutschkurs. Eine Vertreterin dieser Gruppe hat noch 

an einem Tischlereikurs teilgenommen. Auffallend ist, dass es in dieser Untergruppe 

keine Teilnahme an einem Computerkurs gibt, der auch in sehr vielen Anstalten 

angeboten wird. Diese Kursmaßnahme bildet in der Untergruppe „Nicht-Roma“ die 

zweithäufigste Kursmaßnahme in Haft. Eine Strafgefangene besuchte auch einen 

Kellnereikurs. 

welcher Kurs 
Ausbildung 

alle (N=23) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=15) 
Prozent Roma (N=8) Prozent 

Computerkurs 3 13 3 20    

Computer-
Deutschkurs 

2 9 2 13    

Deutschkurs 15 65 9 60 6 75

Kellnerei 1 4 1 7    

Tischlerei 1 4    1 13

Zeichnen 1 4    1 13

Summe 23 100 15 100 8 100

Tabelle 81: Art des Ausbildungskurses – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Wie schon vorher festgestellt, werden die Kursmaßnahmen von den Personen mit einem 

niedrigen Schulabschluss in Anspruch genommen. Darüber hinaus sind Computerkurse 

für Personen mit keinem bzw. nur mit Grundschulabschluss anscheinend nicht von 

Interesse, da keine Teilnahmen zu verzeichnen sind.  
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keiner    2     2

Grundschule   1 5  1   7

Berufsschule 2 1 4     7

Fachschule    3     3

andere Schule 1       1

Berufs-Abendschule 
mit Matura 

         

Gymnasium          

Universität       1 1

keine Antwort    1 1    2

  Summe 3 2 15 1 1 1  

Tabelle 82: Höchster Schulabschluss – Ausbildungskurs in Haft 

4.7.40 Strafvollstreckung im Heimatland 

Die überwiegende Mehrheit der Befragten lehnt eine Strafvollstreckung im Heimatland 

ab. Diese Ablehnung ist in der Untergruppe „Nicht-Roma“ mit 82 Prozent am höchsten. 

Der Anteil in der Untergruppe „Roma“ beläuft sich auf 63 Prozent.  

Bei Personen, deren sozialer Empfangsraum im Ausland liegt, kann eine sinnvolle und 

effektive Resozialisierungsarbeit mit nahtloser Übergabe an eine 

Haftnachbetreuungseinrichtung nur in einer Haftanstalt in unmittelbarer Nähe des 

sozialen Empfangsraums geleistet werden. Über Staatsgrenzen hinweg können keine 

Maßnahmen nach der Haft geplant bzw. organisiert werden. Es ist fraglich, ob sich die 

Personen, die diese Maßnahme ablehnen, sich dieser Konsequenz bewusst sind oder 

andere Gründe (unbekannte Haftsituation im Heimatland, verheimlichen der Haftstrafe 

vor den Behörden bzw. den Angehörigen im Heimatland, …) dafür ausschlaggebend sind.   
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Strafvollstreckung im 
Heimatland 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent 

Roma 
(N=27) 

Prozent 

nein 76 77 59 82 17 63

ja 17 17 11 15 6 22

keine Antwort 6 6 2 3 4 15

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 83: Strafvollstreckung im Heimatland – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Die Bereitschaft die Strafe im Heimatland zu verbüßen nimmt mit der Strafhöhe ab 5 

Jahren zu. So sind von den 14 zu einer Freiheitsstrafe von über fünf bis zehn Jahren 3 und 

von den fünf zu einer Freiheitsstrafe von über zehn bis zwanzig Jahren zwei zu einer 

Vollstreckung im Heimatland bereit. Was den Ausschlag für diese Entscheidung bildet 

kann aus den Daten nicht abgeleitet werden.  

Strafvollstreckung im 
Heimatland 

alle (N=17) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=11) 
Prozent Roma (N=6) Prozent 

0-1 Monate 1 6 1 9    

>1-3 Monate         

>3-6 Monate         

>6 Mon.-1 Jahr 3 18 2 18 1 17

>1-3 Jahre 7 41 3 27 4 67

>3-5 Jahre 1 6 1 9    

>5-10 Jahre 3 18 2 18 1 17

>10-20 Jahre 2 12 2 18    

Summe 17 100 11 100 6 100

Tabelle 84: Strafvollstreckung im Heimatland – Höhe der Freiheitsstrafe – 
aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.41 Vorhaften 

Der Median bei der Frage, wie oft man schon in Haft war, liegt in der Gesamtgruppe aber 

auch in der Untergruppe „Roma“ bei zweimal, bei der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

hingegen nur bei einmal. Dies obwohl die Untergruppe „Nicht-Roma“ - bis auf einen 

Einbruch bei viermal -einen relativ hohen Anteil bis fünfmal zu verzeichnen hat. Bei der 

Untergruppe „Roma“ fällt die Häufigkeit nach „dreimal in Haft“ radikal ab. Gleichzeitig 
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ist der Anteil an Personen ohne Haftvorerfahrung mit 15 Prozent deutlich geringer als in 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ mit 24 Prozent. Somit sind – umgekehrt formuliert – 85 

Prozent der Untergruppe „Roma“ und 76 Prozent der Untergruppe „Nicht-Roma“ bereits 

in Haft gesessen! 

Der arithmetische Mittelwert der Anzahl der Haften in der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

liegt bei 1,93 Mal in Haft und bei der Untergruppe „Roma“ bei 2,19 Mal in Haft. 

  wie oft in Haft? alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent 

Roma 
(N=27) 

Prozent 

0 21 21 17 24 4 15

1 27 27 21 29 6 22

2 14 14 9 13 5 19

3 21 21 13 18 8 30

4 4 4 3 4 1 4

5 7 7 6 8 1 4

8 2 2 1 1 1 4

9 1 1 1 1    

keine Antwort 2 2 1 1 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Haftdurchschnitt 2 1,93 2,19 

Tabelle 85: Vorhaften – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.42 Waren auch schon Familienangehörige in Haft? 

Von allen Befragten gaben 22 Personen an, dass auch schon Familienangehörige in Haft 

gewesen sind. Dies entspricht einem Anteil von 22 Prozent. Dieser Anteil ist bei der 

Untergruppe „Roma“ mit 26 Prozent höher und in der Untergruppe „Nicht-Roma“ mit 21 

Prozent niedriger als bei der Gesamtgruppe.  

Familienange-
hörige in Haft 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Nein 73 74 54 75 19 70

Ja 22 22 15 21 7 26

keine Antwort 4 4 3 4 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 86: Familienangehörige in Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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4.7.43 Aussichten nach der Haft 

Die überwiegende Mehrheit der Befragten beabsichtigt nach der Haft wieder in der 

Slowakei leben zu wollen. Dieser Anteil beträgt in der Untergruppe „Roma“ sogar 81 

Prozent, die restlichen Anteile verteilen sich auf ein EU-Land mit 11 Prozent und 

Österreich mit 7 Prozent. In der Untergruppe „Nicht-Roma“ ist diese Rückkehrpräferenz 

nicht so deutlich ausgeprägt. Hier sprachen sich nur 67 Prozent für ein Leben nach der 

Haft in der Slowakei aus. Weitere 4 Prozent gaben die Slowakei mit einem anderen EU-

Land als zukünftigen Niederlassungsort an. Jedoch folgten schon nach dem Heimatland 

Österreich als Ort, wo man nach der Haft leben will. Mit mehreren Nennungen war auch 

für EU-Länder und Tschechien. 

Ohne eine Berücksichtigung von fremdenpolizeilichen Maßnahmen, beabsichtigt die 

Mehrheit eine Rückkehr in die Heimat. Daher wären Maßnahmen zur (Re-)Integration in 

die slowakische Gesellschaft nach der Haft angezeigt. 

wo leben nach 
Haft 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Slowakei 70 71 48 67 22 81

Slowakei und 
anderes EU Land 

3 3 3 4    

Tschechien 3 3 3 4    

EU Land 7 7 4 6 3 11

Österreich 11 11 9 13 2 7

überall 1 1 1 1    

überall-nicht-
Slowakei 

1 1 1 1    

USA 1 1 1 1    

Nigeria 1 1 1 1    

weiß nicht 1 1 1 1    

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 87: Beabsichtigtes Aufenthaltsland nach der Haft – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 

Die Mehrheit hat – nach eigenen Angaben – einen Arbeitsplatz in Aussicht. Auffallend ist 

bei dieser Antwort, dass der Anteil, der nach der Haft keine Arbeit in Aussicht hat, bei 

der Untergruppe „Nicht-Roma“ größer ist als in der Untergruppe „Roma“.  
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Wie realistisch diese Selbsteinschätzung ist, kann nicht beurteilt werden, weil die 

zusätzlichen Daten dafür fehlen. Allgemein ist es aber für Haftentlassene sehr schwierig 

Arbeit zu finden, durch die Stigmatisierung der Haft und das Verlernen von Fähigkeiten 

durch die Haft. 

Arbeit nach Haft alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

nein 20 20 15 21 5 19

ja 78 79 57 79 21 78

keine Antwort 1 1   1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 88: Arbeit nach der Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Starke Unterschiede zwischen den beiden Untergruppen zeigten sich bei der 

Beantwortung der Frage, womit in Zukunft Geld verdient werden soll. Primär 

beabsichtigt die Mitglieder der Untergruppe „Nicht-Roma“ ihr Geld mit selbständiger 

Tätigkeit (Anteil 56 Prozent) zu verdienen. An zweiter Stelle steht eine unselbständige 

Erwerbstätigkeit mit einem Anteil von 36 Prozent. Jeweils drei Personen verweigerten die 

Beantwortung bzw. beabsichtigen keiner Erwerbstätigkeit nachzugehen.  

Bei der Untergruppe „Roma“ liegt die unselbständige Erwerbstätigkeit mit einem Anteil 

von 37 Prozent vor einer selbständigen Erwerbstätigkeit mit einem Anteil von 30 Prozent 

an erster Stelle. 

womit Geld 
verdienen 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

unselbständig 
erwerbstätig 

36 36 26 36 10 37

selbständig 
erwerbstätig 

48 48 40 56 8 30

Invalititätspension 1 1   1 4

keine Erwerbstätig-
keit 

5 5 3 4 2 7

keine Antwort 9 9 3 4 6 22

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 89: Art des Gelderwerbes nach der Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 
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Die Befragten sehen ihre berufliche Zukunft überwiegend positiv. Mehr als 80 Prozent 

sind überzeugt, dass sie den gewünschten Beruf nach der Haft tatsächlich ausüben werden 

können. Den höchsten Grad dieser Überzeugung ist in der Untergruppe „Nicht-Roma“ 

mit 90 Prozent vorhanden. Gleichzeitig glauben in dieser Untergruppe nur 7 Prozent nicht 

an die Verwirklichung ihrer beruflichen Wunschvorstellung.  

Bei der Untergruppe „Roma“ wird dies weniger positiv als in der anderen Untergruppe 

gesehen. Aber auch hier ist die positive Überzeugung, die gewünschte Tätigkeit nach der 

Haft zu erhalten mit 82 Prozent sehr hoch.  

gewünschten Beruf 
tatsächlich 
auszuüben 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

ja sicher 43 43 32 44 11 41

ja 44 44 33 46 11 41

nein 8 8 5 7 3 11

sicher nein 1 1   1 4

keine Antwort 3 3 2 3 1 4

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 90: Berufsaussichten nach der Haft – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.44 Verbesserung der Berufschancen durch Haft 

Die Mehrheit beurteilt, dass die Haft keine Verbesserung der Berufschancen 

herbeigeführt hat. Damit liegen die Befragen in Übereinstimmung mit wissenschaftlichen 

Untersuchungen, dass mit einer Haftstrafe sehr viele negative Folgen verbunden sind - 

darunter auch die schlechteren Einstellungschancen nach Haftentlassung. Somit haben die 

Insassen ein realistisches Bild ihrer zu zukünftigen Berufssituation. 
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Haft - 
Berufchancen 

verbessert 
alle (N=99) Prozent 

Nicht-Roma 
(N=72) 

Prozent Roma (N=27) Prozent 

ja sicher 16 16 8 11 8 30

ja 17 17 15 21 2 7

nein 33 33 27 38 6 22

sicher nein 29 29 20 28 9 33

keine Antwort 4 4 2 3 2 7

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 91: Durch Haft Berufschancen verbessert – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Die Beurteilung der Verbesserung der Berufssituation ist nicht davon abhängig, ob in der 

Haft Fortbildungskurse besucht wurden oder nicht.  

  Ausbildungskurs in Haft 

   alle (N=99) Nicht-Roma (N=72) Roma (N=27) 

   nein ja 
keine 

Antwort 
nein ja 

keine 
Antwort 

nein ja 
keine 

Antwort 

H
af

t 
- 

B
er

u
f-

ch
an

ce
n

 
ve

rb
es

se
rt

 

ja sicher 12 3 1 7  1 5 3  

ja 12 5  10 5  2    

nein 24 9  20 7  4 2  

sicher nein 23 4 2 17 1 2 6 3  

keine Antwort 2 2   2  2    

 Summe 73 23 3 54 15 3 19 8  

Tabelle 92: Durch Haft Berufschancen verbessert – Ausbildungskurs in Haft – 
aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Die einzige Ausnahme könnte der Kellnereikurs bilden. Dies kann aber auf Grund der 

Einzelnennung nicht gesagt werden. Grundsätzlich wird in diesem Kurs das Wesentliche 

des Kellnerberufs – mit einem offiziellen Abschluss – vermittelt. 
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  Haft Berufchancen verbessert  

  ja sicher ja nein sicher nein keine Antwort Gesamt 

K
u

rs
 in

 H
af

t 

Computerkurs  1 1  1 3 

Computer-Deutschkurs   2   2 

Deutschkurs 3 3 6 2 1 15 

Kellnerei  1    1 

Tischlerei    1  1 

Zeichnen    1  1 

 Summe 3 5 9 4 2   

Tabelle 93: Kurs in Haft – Berufschancen verbessert  

Diese Einschätzung dürfte sehr wohl vom Umstand abhängen, ob während der Haft 

gearbeitet werden konnte oder nur sinnlos die Zeit im Haftraum totgeschlagen wurde. Die 

Mehrheit der Befragten, die in Haft gearbeitet haben, verneinten die Verbesserung der 

Berufschancen.  

  Arbeit in Haft 

   alle (N=99) Nicht-Roma (N=72) Roma (N=27) 

   nein ja 
keine 

Antwort 
nein ja 

keine 
Antwort 

nein ja 
keine 

Antwort 

H
af

t 
B
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tr

ag
 B

er
uf

-c
ha
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en

 
ve
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es
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rt

 

ja sicher 3 12 1 1 7   2 5 1

ja 5 12  3 12   2   

nein 15 18  11 16   4 2  

sicher nein 16 13  10 10   6 3  

keine Antwort 1 3   2   1 1  

 Summe 40 58 1 25 47   15 11 1

Tabelle 94: Berufschancen durch Haft verbessert – Arbeit in Haft – aufgeschlüsselt nach 
Untergruppen 
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Bei den praktischen Tätigkeiten, die auch außerhalb der Haft gefragt werden, wurde eine 

Chancenverbesserung gesehen. So hatten die Tätigkeitsbereiche Bäckerei, Malerei, 

Schlosserei und Tischlerei nur positive Beurteilungen.  

  Haft Berufchancen verbessert  

  ja sicher ja nein 
sicher 
nein 

keine 
Antwort 

Gesamt 

A
rb

ei
t 

in
 H

af
t 

Bäckerei  1     1

Betrieb 2 2 7 3 1 15

Küche  2 2 4 1 9

Malerei  2     2

Schlosserei 2 1     3

Schneiderei 1 1 1    3

Systemerhalter 4 2 7 5 1 19

Tischlerei 1 1     2

Wäscherei 2  1 1   4

 Summe 12 12 18 13 3  

Tabelle 95: Arbeit in Haft – Berufschancen durch Haft verbessert 

Von einem Drittel wurde eine Verbesserung des beruflichen Fortkommens nach der Haft 

verneint. Ein weiteres Drittel machte keine Angaben. Das restliche Drittel sah eine 

Chancenverbesserung durch Ausbildung, Sprachfertigkeit und Verhaltensänderung. Dabei 

ist auffällig, dass die beiden Untergruppen dies unterschiedlich bewerteten. Für die 

Untergruppe „Nicht-Roma“ erfolgte in erster Linie die Chancenverbesserung durch die 

Sprachfertigkeit mit einem Anteil von 15 Prozent und dann jeweils mit 10 Prozent durch 

Ausbildung bzw. Verhaltensänderung. 

Die Untergruppe „Roma“ bewertete mit einem Anteil von 26 Prozent die 

Verhaltensänderung an erster Stelle als Chancenverbesserung und dann jeweils mit 7 

Prozent die Ausbildung bzw. Sprachfertigkeit. 
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wie Chancen 
verbessern 

alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Ausbildung 9 9 7 10 2 7

Sprachfertigkeit 13 13 11 15 2 7

Verhaltens-
änderung 

14 14 7 10 7 26

nichts 31 31 23 32 8 30

keine Antwort 32 32 24 33 8 30

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 96: Wodurch Chancen verbessert – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.45 Unerfüllter Berufswunsch 

Neben den akademischen Berufen (zB. Arzt, Tierarzt, Jurist, Künstler, Psychologe, 

Schauspieler) überwiegen die Lehrberufe bei den unerfüllten Berufswünschen der 

Befragten. Spitzenreiter ist Mechaniker gefolgt von Fotograf, Koch, Maler und Maurer 

sowie Kellner und Schneider (jeweils Berufe mit mehr als einer Nennung). Diese 

Tätigkeiten werden bis auf die Ausbildung zum Fotografen auch in den Justizanstalten im 

Rahmen der Beschäftigung aber auch im Fortbildungsbereich für die InsassInnen 

angeboten. Das Fortbildungsangebot steht aber bei den durch das AMS mitfinanzierten 

Ausbildungen nur Personen, die nach der Haftentlassung dem österreichischen 

Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, offen (siehe Kapitel über Aus- und Fortbildung).  
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Berufswunsch alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

Arzt, Tier-Arzt 6 6 5 7 1 4

Bäcker 1 1  1 4

Bauingenieur 1 1 1 1   

Buchhalter 1 1 1 1   

Chemiever-
fahrens-techniker 

1 1 1 1   

Computer 3 3 3 4   

Elektriker 1 1 1 1   

Fotograf 2 2 2 3   

Jurist 3 3 2 3 1 4

Kellner 2 2  2 7

Koch 9 9 3 4 6 22

Künstler 1 1 1 1   

Maler 3 3 3 4   

Maurer 3 3 1 1 2 7

Mechaniker 12 12 9 13 3 11

Medien 2 2 2 3   

Polizist 2 2 2 3   

Psychologe 1 1 1 1   

Schauspieler 1 1 1 1   

Schlosser 1 1 1 1   

Schneider 2 2  2 7

Tischler 1 1  1 4

kein 12 12 9 13 3 11

Kosmonaut 1 1 1 1   

keine Antwort 27 27 22 31 5 19

Summe 99 100 72 100 27 100

Tabelle 97: Unerfüllter Berufswunsch – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

4.7.46 Effektive Haftdauer 

Für die Beurteilung von Fördermaßnahmen ist es von großem Interesse zu wissen, wie 

lange eine Personengruppe in Haft ist und aus welchem Grund die Haft beendet wurde. 

Neben dem „Absitzen“ der vollen Strafe gibt es die Möglichkeiten der Entlassung wegen 
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Vollzugsuntauglichkeit, § 133a StVG, vorläufigem Absehen des Vollzugs wegen 

Therapie, bedingter Nachsicht des weiteren Vollzuges, Absehen vom Strafvollzug wegen 

Auslieferung, Begnadigung und Enthaftung aus der Untersuchungshaft. 

Diese Daten befinden sich alle im elektronischen Häftlingsregister (IVV) und könnten der 

Untersuchung zugrunde gelegt werden. 

Der Grobraster zwischen unbedingter Freiheitsstrafe und tatsächlicher Anhaltedauer zeigt 

zwar auf, dass die meisten innerhalb des zeitlichen Urteilscluster entlassen wurden und 

nur vereinzelt Entlassungen schon in einem vorhergehenden Zeitcluster stattfanden. Für 

eine konkrete Aussage über das tatsächliche Ausmaß der mit Urteil auferlegten 

Freiheitsstrafe ist es zu ungenau.  

  tatsächliche Anhaltungsdauer  

 alle (N=99) 
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0-1 Monate 2 2  1        5

>1-3 Monate   5          5

>3-6 Monate     8         8

>6 Mon.-1 
Jahr 

    2 9        11

>1-3 Jahre      13 28       41

>3-5 Jahre       5 3    2 10

>5-10 Jahre       4 4 4   2 14

>10-20 Jahre          1 4 5

 Summe 2 7 10 23 37 7 4 1 8  

Tabelle 98: Unbedingte Freiheitsstrafe – tatsächliche Anhaltungsdauer  
(slowakische InsassInnen) 
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Der Versuch einer Annährung mit Prozentwerten zeigt, dass erst ab einem Jahr 

Freiheitsstrafe ein signifikanter Anstieg der vorzeitigen Entlassungen zu verzeichnen ist. 

Bei Verurteilungen zu längeren Freiheitsstrafen ist eine vorzeitige Entlassung sehr 

realistisch.  

   tatsächlich verbüßter Anteil  

 alle (N=99) 
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0-1 Monate         1 4   5

>1-3 Monate         5     5

>3-6 Monate   1 1    6     8

>6 Mon.-1 
Jahr 

1   1 3 2  4     11

>1-3 Jahre 11 5 11 3 4 3 4     41

>3-5 Jahre   1 5 2      2 10

>5-10 Jahre 4   6 1 1     2 14

>10-20 Jahre      1      4 5

 Gesamt 16 7 24 10 7 3 20 4 8  

Tabelle 99: Unbedingte Freiheitsstrafe – tatsächlich verbüßter Anteil  
(slowakische InsassInnen) 

Der Vergleich zwischen verurteilten Delikten und den tatsächlich verbüßten Anteilen der 

Strafe führt zu keinem eindeutigen Ergebnis. Diebstahl, nach dieser Deliktsgruppe sind 

fast zwei Drittel der Befragten schuldig gesprochen, weist eine hohe Schwankungsbreite 

auf. Elf Personen kamen sogar schon vor der Hälfte der urteilsmäßigen Strafezeit aus der 

Haft aber andererseits mussten 16 Personen die Strafe voll verbüßen. Auch bei der 

Deliktsgruppe Raub ist der hohe Anteil der Personen, die maximal 70 Prozent der 

Strafzeit absitzen mussten, für das erste auffällig. 
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Allgemeine Aussagen lassen sich aber wegen der kleinen Anzahl des Samples schwer 

treffen.  

  tatsächlich verbüßter Anteil  
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Diebstahl 11 6 15 7 6 2 16   1 64

Raub 4  7 1   1   6 19

Körperverletzung    1        1

Mord    1        1

SMG 1 1       1  3

Betrug    1   1 1 3

Schlepperei   2         2

Widerstand     1  1    2

Quälen-Vernachlg.       1    1

Hehlerei       1    1

Auslieferung         2  2

 Summe 16 7 24 10 7 3 20 4 8

Tabelle 100: Führendes Delikt bei der Verurteilung – tatsächlich verbüßter Anteil  
(slowakische InsassInnen) 

 

Selbst die Vorhaften sind für das Ausmaß der Verbüßung der Strafe nicht primär 
ausschlaggebend, obwohl eine Tendenz zur Verbüßung eines größeren Teils der 
ausgesprochenen Freiheitsstrafe vor allem bei mehreren Vorhaften feststellbar ist.  
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  tatsächlich verbüßter Anteil  
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0 1 2 5 2 2 1 5 1 2 21

1 7 1 9 1   6 2 1 27

2 2 1 3 2   2   4 14

3 4 3 5 3 3  3     21

4 1   1   2     4

 5    2 1 1 1 1 1   7

8      1     1 2

9        1     1

keine Antwort 1     1      2

 Summe 16 7 24 10 7 3 20 4 8 

Tabelle 101: Anzahl der Vorhaften – tatsächlich verbüßter Anteil  
(slowakische InsassInnen) 

Auch die Schulbildung bildet auf den ersten Blick keine Erklärung für die verschiedenen 

Anteile der tatsächlich verbüßten Haftstrafe. Die Spannweite ist im unteren 

Bildungsbereich sehr groß und im oberen Bildungsbereich kann mangels geringer Anzahl 

keine Aussage getroffen werden.  
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  tatsächlich verbüßter Anteil  

 alle (N=99) 
<

50
 P

ro
ze

n
t 

>
50

 -
 6

0 
P

ro
ze

n
t 

>
60

 -
 7

0 
P

ro
ze

n
t 

>
70

 -
 8

0 
P

ro
ze

n
t 

>
80

 -
 9

0 
P

ro
ze

n
t 

>
90

 -
 9

9 
P

ro
ze

n
t 

10
0 

P
ro

ze
n

t 

>
 1

00
 P

ro
ze

n
t 

n
oc

h
 in

 H
af

t 
(S

ta
n

d
 

22
.0

1.
20

12
) 

G
es

am
t 

h
öc

hs
te

r 
S

ch
u

la
b

sc
h

lu
ss

 

keiner 1 1 1   3

Grundschule 7 1 8 1 5 1 5 1 2 31

Berufsschule 2 2 8 7 1 1 7 1 1 30

Fachschule 5 3 4 7 2 2 23

andere Schule  1    1

Berufs-
Abendschule 
mit Matura 

 1 1    2

Gymnasium  1    1

Universität  1   2 3

keine Antwort 1 2 1   1 5

  Summe 16 7 24 10 7 3 20 4 8  

Tabelle 102: Höchster Schulabschluss – tatsächlich verbüßter Anteil  
(slowakische InsassInnen) 

Den Gründen für die Enthaftung kommt im Strafvollzug große Bedeutung zu und 

gleichzeitig dienen diese auch zur Steuerung der Anzahl der InsassInnen in den 

Justizanstalten. Bis auf die Begnadigung durch den Bundespräsidenten basieren alle 

anderen Enthaftungen auf einer richterlichen Entscheidung. Nur bei Entlassung zum 

urteilsmäßigen Strafende, bedarf es keiner weiteren richterlichen Entscheidung. Der erst 

seit 1.1.2008 im österreichischem Rechtsbestand bestehende § 133a StVG (vorläufiges 

Absehen vom Strafvollzug wegen Aufenthaltsverbot) ist mit einem Anteil von über 34 

Prozent der häufigste Entlassungsgrund aus der Strafhaft in dieser Untersuchung. Mehr 

als 19 Prozent mussten die urteilsmäßige Strafe voll absitzen und wurden erst mit 

Strafende aus der Haft einlassen. Erst danach erfolgt als dritthäufigster Entlassungsgrund 
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die bedingte Entlassung (§ 46 Abs. 1 StBG) mit mehr als 14 Prozent. Durch Auslieferung 

wurden etwas mehr als zehn Prozent der Haftstrafen beendet. Zu diesen wäre aber noch 

die Beendigungen nach § 4 StVG (vorläufiges Absehen vom Strafvollzug wegen 

Auslieferung) hinzuzurechnen, wodurch sich ein Gesamtanteil der Auslieferungen von 

mehr als 12 Prozent ergibt. Die anderen Beendigungsgrunde der Haft (§ 133 StVG – 

nachträglicher Aufschub des Strafvollzuges wegen Vollzugsuntauglichkeit, § 39 SMG – 

Aufschub wegen Therapie, Begnadigung, Enthaftung aus der Untersuchungshaft) spielen 

keine so bedeutende Rolle in der vorliegenden Untersuchung. 

Entlassung alle (N=99) Prozent 
Nicht-Roma 

(N=72) 
Prozent Roma (N=27) Prozent 

§ 133 StVG 1 1   1 4

§ 133a StVG 34 34 21 29 13 48

§ 39 SMG 2 2 2 3    

§ 46 Abs. 1 StGB 14 14 10 14 4 15

§ 4 StVG 2 2 2 3    

Auslieferung 10 10 7 10 3 11

Begnadigung 6 6 5 7 1 4

Enthaftung UHaft 3 3 2 3 1 4

Strafende 19 19 16 22 3 11

noch in Haft 8 8 7 10 1 4

Gesamt 99 100 72 100 27 100

Tabelle 103: Entlassungsgründe – aufgeschlüsselt nach Untergruppen 

Ein Zusammenhang zwischen Entlassungsgrund aus der Haft und der verurteilten 

Deliktsgruppe ist nicht zu erkennen. Selbst bei der Deliktsgruppe Mord und SMG wurde 

die Haft auch aus dem Grund des § 133a StVG (vorläufiges Absehen vom Strafvollzug 

wegen Aufenthaltsverbot) beendet.  

Bei der Verteilung der verschieden Haftbeendigungsgründe sind keine Unterschiede 

zwischen den beiden Untergruppen „Nicht-Roma“ und „Roma“ erkennbar.  
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Diebstahl   26 1 9 2 5 4 2 14 1 64

Raub   6  2  2 2   1 6 19

Körperverletzun
g 

    1         1

Mord   1          1

SMG 1 1 1         3

Betrug        1 1 1 3

Schlepperei     2         2

Widerstand       1    1  2

Quälen-
Vernachlg. 

          1  1

Hehlerei           1  1

Auslieferung       2       2

 Summe 1 34 2 14 2 10 6 3 19 8   

Tabelle 104: Führendes Delikt bei der Verurteilung – Entlassungsgründe 
(slowakische InsassInnen) 

4.7.47 Exkurs: Frauenanteil und Anteil der Romnja 

Die 135 am 1.11.2008 in österreichischen Justizanstalten angehaltenen SlowakInnen 

stellen eine relativ kleine Gruppe in der InsassInnenpopulation in den Justizanstalten dar. 

Sie liegen bei den nichtösterreichischen InsassInnen an siebter Stelle. Auffallend ist 

jedoch der hohe Anteil an Frauen mit 14,81 Prozent (20 Personen) in dieser Gruppe 

gegenüber dem durchschnittlichen Anteil der Frauen an der Gesamtgefängnispopulation 

mit 5,72 Prozent. Warum dieser Anteil so hoch ist, kann aus den vorliegenden Daten 
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nicht beantwortet werden. Nähere Informationen liegen aber über jene 14 Frauen vor, die 

sich an der Fragebogenerhebung beteiligt haben. Ethnisch haben sich 11 als Slowakinnen, 

eine als Ungarin, eine als Romani und eine Frau als Slowakin/Romni/Zigan bezeichnet. 

Von diesen wurden sechs wegen Diebstahl, vier wegen Raub, zwei wegen Betrug und 

zwei wegen eines Verstoßes gegen das Suchtmittelgesetz verurteilt. Bei den 

Verurteilungen fallen die vier Raubverurteilungen, somit nach einem Delikt, bei dem mit 

Gewalt eine Sache einem anderen weggenommen wird, auf. Für diese Taten wurden vier 

Slowakinnen zu einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, sechs zu einer Freiheitsstrafe von 

einem bis zu drei Jahren, eine zu einer Freiheitsstrafe von drei bis zu fünf Jahren, zwei zu 

Freiheitsstrafen von fünf bis zu zehn Jahren und eine zu einer Freiheitsstrafe über zehn 

Jahren verurteilt. Von diesen Frauen besitzen eine keine Schulbildung, acht nur einen 

Grundschulabschluss, zwei einen Berufsschulabschluss, eine einen anderen 

Schulabschluss und eine einen Universitätsabschluss ferner hat eine Frau diese Frage 

nicht beantwortet. Somit sind die inhaftierten Frauen unter dem Bildungsniveau der 

inhaftierten Männer. Aber neun Frauen gaben an, dass sie die deutsche Sprache 

beherrschen. Bis zur Befragung nahmen acht Frauen an einem Ausbildungskurs in Haft 

teil; fünf Frauen besuchten einen Deutschkurs und jeweils eine Frau einen Computerkurs, 

einen Kellnerinnenkurs und einen Tischlerinnenkurs. Von diesen 14 Frauen waren elf 

Mütter (davon vier von einem Kind und sieben von zwei Kindern). Die kinderlosen 

Frauen waren alle ledig und von den Müttern waren vier ledig, drei verheiratet, drei 

geschieden und eine verwitwet. Ferner gingen zwei Drittel dieser Frauen vor der Haft 

keiner Erwerbstätigkeit nach und von diesen lag das Familieneinkommen (nach eigenen 

Angaben) zwischen EUR 7 und 902 pro Monat (drei Frauen haben diese Frage nicht 

beantwortet). Es liegt die Vermutung nahe, dass diese materiellen Umstände 

ausschlaggebend für eine Reise nach Österreich waren, um ihre Lebensumstände zu 

verbessern, dass die Frauen dabei aber scheiterten.  

Von diesen 14 Frauen wurden aufgrund der Fremdzuschreibung acht Frauen der Gruppe 

der Roma zugeschrieben, was einen Anteil von zwei Drittel entspricht. Vor der Haft 

hatten fünf Romnja keine Arbeit, eine war unselbständig beschäftigt, eine bezog eine 

Invaliditätspension und eine beantwortete die Frage nach deren Beschäftigung vor der 

Haft nicht. Dementsprechend gering war auch (bis auf die Invaliditätsrentnerin, die 

wegen Verstoß gegen das Suchtmittelgesetz verurteilt wurde und laut eigenen Angaben 
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EUR 2.295 pro Monat bezog) das monatliche Familieneinkommen dieser Romnja. Laut 

eigenen Angaben betrug es EUR 7 bzw. 98 bzw. 118 bzw. 138 bzw. 166 bzw. 2.295 

(zwei Romnja gaben auf dese Frage keine Antwort). Von den fünf Romnja, die keine 

Arbeit vor der Haft hatten, waren zwei auch nicht sozialversichert. Die anderen lebten 

von Sozialunterstützung und in zwei Fällen bezogen sie zusätzlich Kindergeld. Eine 

Romni besuchte keine Schule und alle anderen sieben hatten nur einen 

Grundschulabschluss. Somit handelt es sich bei diesen acht Romnja um Angehörige einer 

sehr niedrigen Bildungsschicht.  

5 SCHLUSSFOLGERUNGEN U. EMPFEHLUNGEN 

Nicht nur in der Vergangenheit ist den Roma in Europa großes Leid und Verfolgung 

widerfahren, auch die Gegenwart ist nicht minder hart für sie. Basierte diese Ablehnung 

einst auf absurdesten Vorurteilen, so diente später ihre andere Lebensweise und 

Lebenseinstellung als Begründung für deren Ausgrenzung und Verfolgung. Die 

Ablehnung trat zeitgleich mit dem Aufkommen des Protestantismus und Übergang von 

einer feudalistischen zu einer kapitalistischen Wirtschaftsausrichtung auf. Tolerierte und 

unterstützte der Katholizismus den Müßiggang sowie das Betteln als Form des 

Almosengebens, so entsprach dies nicht mehr der „protestantischen Ethik“ und deren 

Einstellung zur Arbeit als Grundlage für den Kapitalismus. Der radikale Umbruch des 

Wirtschaftssystems führte zu einem enormen Anstieg von Armen, was das 

Armenfürsorgewesen materiell überforderte. Die Roma waren – oder korrekt gesagt, sind 

– einem massiven Assimilierungsdruck von Seiten der jeweiligen Mehrheitsgesellschaft 

ausgesetzt. Dieser Druck umfasst so unmenschliche Maßnahmen wie die Abnahme der 

Roma-Kinder von den Eltern und die Unterbringung bei Familien der 

Mehrheitsgesellschaft, ferner das Verbot und die Unterbindung ihrer traditionellen 

Lebensweise durch Wegnahme der Pferde sowie die Zwangssesshaftmachung als Bauern 

unter Polizeiaufsicht. Auch wurde die Verwendung der eigenen Sprache – Romani – 
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untersagt, ebenso wie die Pflege ihrer Bräuche. Während der kommunistischen Ära in der 

Tschechoslowakei wurde deren Kultur als rückständig betrachtet und es wurde versucht, 

die Roma zu guten „sozialistischen Bürgern“ umzuerziehen. Gegen diese Politik leisteten 

die Roma Widerstand und entzogen sich durch Flucht den verordneten Arbeitseinsätzen. 

Der Bildungsstandard unter den Roma wurde zwar angehoben blieb aber unter jenem der 

Mehrheitsgesellschaft. Hauptproblem war – und ist noch immer – bei der schulischen 

Ausbildung die „Sprachbarriere“. Die mangelnde Beherrschung der (tschechos-

)slowakischen Sprache wurde mit mangelnder Intelligenz in Zusammenhang gebracht 

und nicht als eine andere Sozialisation in einer Romani-Sprachumgebung erkannt. Dies 

hatte zur Folge, dass Kinder aufgrund dieser Sprachschwierigkeiten in Sonderschulen 

abgeschoben wurden und somit ihnen die Chance auf eine gute Ausbildung verwehrt 

wurde. Aber auch die Eltern von Kindern der Mehrheitsgesellschaft übten Druck auf die 

Schulleitungen in Richtung dieser Trennung und Abschiebung der Roma-Kinder in 

Sonderschulen aus, weil sie Sorge um die Ausbildung ihrer Kinder hatten. Gleichzeitig 

unterstützten die vorhandenen gesellschaftlichen Verhältnisse nicht die 

Ausbildungsmotivation der Roma, weil sie trotz guter Ausbildung keine adäquaten 

Arbeitsplätze wegen der nach wie vor bestehenden Vorurteile erhielten. Seit dem 

Zusammenbruch des kommunistischen Systems in der Tschechoslowakei und der 

Änderung des Wirtschaftssystems hat sich die Lage der Roma in der (Tschecho-

)Slowakei dramatisch verschlechtert. Die Roma waren auf diese Neuausrichtung nicht 

vorbereitet und waren die ersten, die – auch aufgrund ihrer schlechten Qualifikation – ihre 

Arbeitsplätze verloren. In manchen Gegenden der Ostslowakei beträgt die 

Arbeitslosigkeit unter der Gruppe fast hundert Prozent. Dies führte zu einer Verelendung 

der Roma. Die materielle Lebensgrundlage für einen Großteil von ihnen sind inzwischen 

die Sozialhilfe und das Kindergeld. Selbst bei einer erfolgreichen Teilnahme an einem 

Arbeitsplatzvorbereitungsprogramm sind die Chancen auf einen (normalen) Arbeitsplatz 

wegen der Vorurteile gegenüber den Roma sehr gering. Diese Situation wirkt – wie auch 

aus Sozialstudien über Langzeitarbeitslose bekannt (z.B. Die Arbeitlosen vom 

Marienthal) – auf die Roma frustrierend und demotivierend. Gleichzeitig wächst eine 

junge Roma-Generation in diesen Elendssiedlungen mit keinen Zukunftsperspektiven 

heran. Die Kürzung des Kindergelds im Jahr 2004 hat die materielle Lage der Roma noch 

verschärft und mündete in der Ostslowakei in einer Hungerrevolte. Für die Regierung war 

dies nur eine von Zinswucherern, die um ihre Einnahmen fürchteten, gesteuerte Revolte! 
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Die Ignorierung dieses sozialen Problems und halbherzige Lösungsversuche vergrößern 

nur das Elend der Roma in der Slowakei.  

Zum 1.11.2008 befanden sich laut einer Auswertung des elektronischen Häftlingsregisters 

135 SlowakInnen in österreichischen Gefängnissen im Vergleich zu nur 58 

TschechInnen, obwohl Tschechien doppelt so viele Einwohner hat als die Slowakische 

Republik und beide Länder Nachbarstaaten von Österreich sind. Demnach dürfte der 

Migrationsdruck zur Verbesserung der Lebensumstände in der Slowakei höher sein als in 

Tschechien. Ob sich hier der Umgang der slowakischen Gesellschaft mit den Roma 

niederschlägt, kann ohne Zusatzinformationen aus dem Häftlingsregister nicht 

beantwortet werden. Denn die ethnische Zugehörigkeit ist im offiziellen Häftlingsregister 

nicht erfasst sondern nur die jeweiligen Staatsbürgerschaften. Bei der durchgeführten 

Fragebogenerhebung unter den einsitzenden SlowakInnen haben sich von den 99 an der 

Befragung teilgenommenen SlowakInnen nur 5 Personen – davon überhaupt nur einer 

ausschließlich – der ethnischen Minderheit der Roma zugerechnet. Hingegen hat die 

Fremdzuschreibung, die Justizbedienstete im Rahmen dieser Diplomarbeit vorgenommen 

haben, 27 Zuschreibungen zur Roma-Minderheit ergeben. Dies würde einen Roma-Anteil 

von 27 Prozent bedeuten und damit deutlich über dem Anteil der Roma an der 

slowakischen Gesamtbevölkerung liegen. Primär erfolgte diese Fremdzuschreibung 

aufgrund des Aussehens gefolgt von der Sprache sowie der Herkunftsregion als 

ausschlaggebendes Kriterium. Dies Zuordnung aufgrund der Fremdzuschreibung – trotz 

aller Problematik einer solchen (subjektiven) Fremdzuschreibung5 – bildete die Basis für 

die weiteren Untersuchungen. Die mäßige bzw. (Nicht-)Beherrschung des Lesens bzw. 

des Schreibens der Staatssprache Slowakisch war in beiden Gruppen (alle 

teilgenommenen SlowakInnen bzw. Roma) mit 9 bzw. 11 Prozent beim Lesen und mit 

jeweils 14 Prozent beim Schreiben (fast) gleich groß. Auffallend war, dass (jeweils nach 

eigenen Angaben der InsassInnen) die Nicht-Roma unter Zugrundelegung  des Median 

vier Sprachen pro Person beherrschten hingegen die Roma nur drei Sprachen. 

                                                 

5 So wurde auch ein aus Kuba stammender Slowake aufgrund des Aussehens der Gruppe der Roma 

zugerechnet. 
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Altersmäßig verteilten sich die InsassInnen zwischen 15 und 57 Jahren wobei der Median 

bei den Nicht-Roma bei 32 Jahren und bei den Roma bei 30 Jahren lag. Die überwiegende 

Mehrheit in beiden Gruppen (65 zu 70 Prozent) war ledig und alle InsassInnen bis 24 

Jahren waren ledig. Bei den verheirateten InsassInnen war kein Unterschied im 

Heiratsalter feststellbar; in beiden Gruppen lag der Median bei 24 Jahren. In der Gruppe 

der Roma war der Median bei der Anzahl der Geschwister bei drei und somit um eins 

höher als bei den Nicht-Roma. Kinderlos war jeder zweite in der Gruppe der Nicht-Roma 

hingegen nur 30 Prozent bei den Roma. Auch die durchschnittliche Anzahl der Kinder 

betrug bei der Gruppe der Roma 1,19 im Gegensatz zu 0,9 bei den Nicht-Roma. Der 

Ausbildungsstand der Eltern der Personen in der Gruppe der Roma war schlechter – 

insbesondere war der Anteil der Personen ohne formale Qualifikation bei den Roma-

Elternteilen mehr als doppelt so groß wie bei den Nicht-Roma6. Die aktuelle 

Bildungsproblematik der Roma in der Slowakei schlägt sich auch bei den InsassInnen 

nieder. So hat mehr als die Hälfte der Roma höchstens einen Grundschulabschluss, 

hingegen liegt der Median bei der Gruppe der Nicht-Roma beim Berufschulabschluss. Bei 

den Roma lebten laut dem Median vier Personen im Haushalt somit um eine Person mehr 

als bei den Nicht-Roma. Das Familieneinkommen ist bei den Roma um eine Stufe 

weniger als bei den Nicht-Roma (251-500 Euro zu 501-1.000 Euro). Der größte Teil der 

Roma bewohnt (laut eigenen Angaben) ein eigenes Haus. Jedoch finden sich dazu etwa 

über den Zustand und die Lage des Hauses keine näheren Angaben im Fragebogen. 

Allgemein sind die Wohngegebenheiten bis auf geringe Ausnahmen an das öffentliche 

Strom- und Wassernetz angeschlossen. Auffallend ist aber, dass nur 74 Prozent der 

Häuser bzw. Wohnungen der Roma an einem öffentlichen Abwasserkanal angeschlossen 

sind und 15 Prozent ihr Abwasser nur über eine Sickergrube entsorgen.  

Die meisten InsassInnen aus der Slowakei (48 von 99) wurden in die Justizanstalt Wien-

Josefstadt eingeliefert und somit wurde die angelastete Tat in Wien verübt7. Die 

                                                 

6 Die statistischen Gruppen mit insgesamt 99 Personen bzw. 72 Nicht-Roma bzw. 27 Roma sind sehr klein 

und dementsprechend mit Vorsicht zu interpretieren aber gewisse Trends können abgeleitet werden. 

7 Über den Tatort wird auch die zuständige Justizanstalt für den Vollzug der Untersuchungshaft bestimmt. 
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Einlieferungen in Justizanstalten nehmen mit der Entfernung zur Slowakei ab. So wurden 

in die Justizanstalt Korneuburg 16 Personen und jeweils sechs in die Justizanstalten 

Eisenstadt, Linz sowie Wiener Neustadt von der Polizei gebracht hingegen in die 

Justizanstalt Feldkirch nur vier. Diebstahl bildet mit Abstand das häufigste Delikt, wegen 

dessen die InsassInnen verurteilt wurden. Bei der Gruppe der Roma beträgt die 

Verurteilungsquote wegen Diebstahl sogar 89 Prozent. Bis auf zwei andere Delikte - 

eines Raubdeliktes und einem Verstoß gegen das Suchtmittelgesetzes - begehen die Roma 

keine anderen Delikte (auch keine Gewaltdelikte). Die Delikte bei den Nicht-Roma sind 

jedoch weiter gestreut und umfassen auch Raubdelikte sowie Körperverletzung und sogar 

Mord. Diese wurden aber nur von Personen begangen, die höchstens einen 

Fachschulabschluss besitzen.  

Von den Nicht-Roma hatten bis zur Befragung nur 35 Prozent hingegen von den Roma 56 

Prozent keine Arbeit in der Haft. Der Bildungsstand ist für die Zuteilung einer Arbeit 

nach den vorliegenden Daten nicht ausschlaggebend. Als Hauptgründe für die 

Nichtzuteilung von Arbeit wurde zu wenig Arbeit in der Anstalt sowie Ver-

ständigungsprobleme angeführt. Daher ist auch der häufigste Kurs, der von den 

InsassInnen in Anspruch genommen wurde, „Deutsch für Ausländer“.  

Die überwiegende Mehrheit der InsassInnen lehnt eine Strafvollstreckung im Heimatland 

ab. Der Grund dafür geht aus der Erhebung nicht hervor. Dies steht aber im Widerspruch 

mit der erfolgreichen Durchführung einer Resozialisierung, weil diese über die 

Staatsgrenzen hinweg (z.B. Unterstützung bei der Suche nach einem Arbeitsplatz bzw. 

Wohnung) nicht durchgeführt werden kann. Gleichzeitig ist die EU bestrebt, die 

Strafvollstreckung im Heimatland zu forcieren. Ferner gaben von den Nicht-Roma 67 

Prozent und von den Roma sogar 81 Prozent an, nach der Haft in der Slowakei leben zu 

wollen. Die überwiegende Mehrheit in beiden Gruppen beurteilte die Haft als nachteilig 

für ihre weiteren Berufschancen. Warum die InsassInnen zu dieser Aussage gelangten, 

ergibt sich aus den vorliegenden Daten nicht. Sicher ist jedoch, dass das Stigma „Haft“ 

bei der Berufssuche nachteilig ist. Ferner trägt auch die Haft zu einem Verlernen der 

beruflichen Fähigkeiten bei. Einzig der Einsatz an einem Haftarbeitsplatz, der diese 

beruflichen Qualifikationen fordert, kann den Abbau und das Verlernen verhindern. So 

haben nur die Tätigkeitsbereiche Bäckerei, Malerei, Schlosserei und Tischlerei – alles 
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Bereiche, in denen die Tätigkeit in der Haft auch den Berufsanforderungen außerhalb der 

Haft entsprechen - positive Beurteilungen erhalten.  

Die tatsächliche Anhaltedauer in österreichischen Gefängnissen beträgt durch die 

bedingte Entlassung, Entlassung gemäß § 133a StVG sowie Auslieferung zur 

Strafvollstreckung im Heimatland für 42 Prozent der InsassInnen nicht einmal ein Jahr. 

Das bedeutet, dass sich etwa die Hälfte der InsassInnen nur sehr kurz (oder gar nicht) in 

Strafhaft befinden, weil die Zeit der Anhaltung in Untersuchungshaft auf die Strafzeit 

angerechnet wird. Ferner werden primär in  den Strafvollzugsanstalten (Gefängnisse zum 

Vollzug einer Restfreiheitsstrafe von über 18 Monaten) Kurse für die berufliche (Weiter-) 

Bildung angeboten. Laut der Erhebung haben nur zwei Insassinnen an berufsbezogenen 

Ausbildungen (Tischlerei bzw. Kellnerei) teilgenommen! Die Intensivberufs-

förderprogramme des österreichischen Strafvollzugs sind großteils den ausländischen 

InsassInnen verschlossen, weil sie aufgrund der fremdenpolizeilichen Entscheidung nach 

der Haft Österreich verlassen müssen und somit dem österreichischen Arbeitsmarkt nicht 

zur Verfügung stehen, was Voraussetzung für die Teilnahme an den vom AMS 

mitfinanzierten Kursen ist. Dabei überwiegen bei den abgefragten unerfüllten 

Berufswünschen bei den InsassInnen die Lehrberufe wie Mechaniker, Fotograf, Koch, 

Maler, Maurer, Kellner und Schneider.  

Erschreckend hoch war der Frauenanteil unter den slowakischen InsassInnen, welcher 

14,81 Prozent gegenüber dem durchschnittlichen Anteil der Frauen an der 

Gesamtgefängnispopulation von 5,72 Prozent beträgt. Unter Zugrundelegung der Daten 

der Fragebogenerhebung waren sowohl die materielle Situation als auch der Bildungsgrad 

der Frauen weitaus schlechter als von den einsitzenden slowakischen Männern.  

Die Erhebung hat die Schwierigkeiten mit dem Umgang mit ausländischen InsassInnen 

aufgezeigt, vor allem mangelnde Beschäftigungsmöglichkeit und Ausbildungs-

maßnahmen. Aus den aufgezeigten Problemfeldern sollen nun im Zusammenhalt mit den 

allgemeinen Ausführungen über die soziale Lage der Roma und dem österreichischen 

Strafvollzug die Schlussfolgerungen für Vorschläge für Fördermaßnahmen abgeleitet 

werden. Im Vordergrund steht aber das Thema einer Förderung der slowakischen Roma 

im österreichischen Strafvollzug, aber diese gelten allgemein auch für andere nicht-

österreichische Insassengruppen.  
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5.1 Fremdsprachige Betreuung 

Obwohl seit dem ersten Anstieg von nicht-österreichischen InsassInnen Mitte der 

Achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts die Forderung nach Aufnahme von Mitarbeitern 

mit entsprechenden Fremdsprachenkenntnissen bereits besteht, gibt es hier keine 

entsprechenden Umsetzungsschritte, was die Kommunikation mit den 

nichtdeutschsprachigen InsassInnen erschwert. Als Unterstützung werden für 

Übersetzungstätigkeiten andere InsassInnen herangezogen. Dadurch könnten 

Abhängigkeitsverhältnisse der nichtdeutschsprachigen InsassInnen von diesen 

„ÜbersetzerInnen“ entstehen. Auch die Zuteilung von Arbeit an nichtdeutschsprachige 

InsassInnen wird durch die „Sprachbarriere“ erschwert. Durch den Einsatz von 

MitarbeiterInnen mit entsprechenden Fremdsprachenkenntnissen – gemeint Sprachen, die 

von den InsassInnen gesprochen werden – könnte dieses Hindernis verkleinert werden. 

Dafür würden sich insbesondere Personen mit Migrationshintergrund anbieten, die ferner 

auch einen besseren Zugang zu ihrer ethnischen Gruppe haben und somit das 

interkulturelle Verständnis fördern könnten. Die Polizei hat die Wichtigkeit von 

MitarbeiterInnen mit Migrationshintergrund erkannt und solche in den Polizeidienst 

aufgenommen.  

5.2 Entlassungsvorbereitung  

Die Entlassungsvorbereitungen der nicht-österreichischen InsassInnen werden dadurch 

erschwert, dass bei den meisten – dies ist auch abhängig, ob die Fremdenpolizei ein 

Aufenthaltsverbot ausspricht - deren sozialer Empfangsraum außerhalb des 

Bundesgebietes liegt. Notwendige Vernetzungen mit ausländischen Haftnach-

betreuungseinrichtungen bzw. Sozialeinrichtungen finden nur punktuell - meist aus 

Eigeninitiative - statt. Diesbezügliche Vorgaben sind nicht vorhanden. Geht man von dem 

Ergebnis der Fragebogenerhebung aus, hatte die überwiegende Mehrheit der SlowakInnen 

vor, nach der Haft nicht in Österreich zu leben. Somit ist es für eine erfolgreiche 

Resozialisierung notwendig, dass vorweg schon der soziale Empfangsraum im jeweiligen 

Heimatland – genauer gesagt im jeweiligen Aufenthaltsort - vorbereitet wird. Die 
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Kontaktaufnahme mit der entsprechenden Haftnachbetreuungseinrichtung sollte nur mit 

Zustimmung der InsassInnen erfolgen. Ferner wären die InsassInnen bei allfälligen 

notwendigen Vorbereitungen für die Rückkehr ins Heimatland zu unterstützen. Diese 

Unterstützung könnte nicht nur die Kontaktherstellung mit dem/der zukünftigen 

BetreuerIn umfassen, sondern auch die Abfassung von Bewerbungsschreiben und 

Zugänglichmachen von Arbeitsplatzanzeigen im Internet. InsassInnen, die in Österreich 

bleiben, erhalten Ausgänge zur Vorbereitung für das Leben nach der Entlassung. Dabei 

können sie Vorstellungstermine für einen Arbeitsplatz wahrnehmen oder notwendige 

Behördenwege (zB. Sozialamt) erledigen. Diese Möglichkeit haben nicht-österreichische 

InsassInnen, die nicht in Österreich bleiben dürfen, nicht, weil sie – falls sie einen 

Ausgang erhalten – das Bundesgebiet nicht verlassen dürfen. Daher ist es umso wichtiger, 

dass von Seiten des Strafvollzugs die entsprechenden Reintegrationsmaßnahmen auch für 

diese InsassInnengruppe gesetzt werden und diese nicht nur an die Grenze „gestellt“ 

werden. 

5.3 Kursmaßnahmen 

Nur 23 % aller befragten SlowakInnen gab an, an einer Kursmaßnahme in Haft 

teilgenommen zu haben. Primär bestanden diese Kursmaßnahmen in Deutsch- bzw. 

Computerkursen. Die erste Maßnahme dient primär zum Abbau der Verständig-

keitsschwierigkeiten in der Haft, verbessert aber die Berufschancen nach der Haft nicht. 

Dementsprechend haben sich auch 63 Prozent der befragten SlowakInnen geäußert. 

Hingegen haben jene befragten SlowakInnen, die in der Haft in der Bäckerei, Malerei, 

Schlosserei und Tischlerei eingesetzt waren, eine Verbesserung ihrer Berufschancen 

durch die Haft bejaht. Sohin kann hier bei Tätigkeiten, die der Erhaltung der beruflichen 

Fähigkeiten in Haft dienen, ein Beitrag für den besseren Berufseinstieg nach der Haft 

gesehen werden. Im Zusammenhang mit den abgefragten Wunschberufen sollten die 

praktischen Handwerksberufe, die in den Justizanstalten als Lehrberufe angeboten 

werden, für Ausländer geöffnet werden. Für kurzstrafige InsassInnen sollten 

entsprechende berufsausbildende Kurse in Form von Modulen angeboten werden. 

Allgemein sollte mit den Bildungsmaßnahmen schon in der Untersuchungshaft – somit in 
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den gerichtlichen Gefangenenhäusern – begonnen werden, da sonst wertvolle Zeit für die 

Ausbildung ungenützt verstreicht und die über die Untersuchungshaft hinausgehenden 

Strafzeiten meist sehr gering und damit für eine Ausbildung zu kurz sind. Ein modulares 

Angebot hätte den Vorteil, dass je nach Dauer der Anhaltung Kursmodule besucht 

werden könnten. Dabei sollte jedes Modul mit einem (neutralen - ohne Hinweis darauf, 

dass die Ausbildung in Haft stattfand) Befähigungsnachweis, der bei der Arbeitssuche 

zum Nachweis von Qualifikationen vorgelegt werden kann, enden. Aufgrund des 

niedrigen Bildungsniveaus und der teilweise kurzen Haftzeiten ist es illusorisch 

anzunehmen, dass den nichtdeutschsprachigen InsassInnen „Deutsch als Fremdsprache“ 

in einem Ausmaß vermittelt werden kann, das die InsassInnen befähigt eine 

Berufsausbildung zu machen. Daher sollten spezielle Kurse in der jeweiligen 

Muttersprache der InsassInnen angeboten werden. Gleichzeitig sollte – das Interesse und 

die fachlichen Interessen der InsassInnen vorausgesetzt – vorweg der Bedarf an diesen 

Berufen im Heimatland und die Jobaussichten erhoben werden. Diese Informationen 

wären über eine Vernetzung mit ausländischen Haftnachbetreuungseinrichtungen 

beschaffbar. 

5.4 Arbeitslosenversicherung 

InsassInnen, die im österreichischen Strafvollzug während der Haft arbeiten, sind beim 

Arbeitsmarktservice (AMS) arbeitslosenversichert. Bei der Entlassung bekommen alle 

InsassInnen eine Bestätigung gemäß § 66a Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (BGBl 

Nr. 609/1977 igF) , welche sie dann beim AMS zum Nachweis der Versicherungszeiten 

in Haft vorlegen müssen, um bei Erfüllung der notwendigen zeitlichen Voraussetzungen 

ein Arbeitslosengeld beziehen zu können. Nach der entsprechend der EU-Verordnung  

und dazugehörigen Durchführungsverordnung müssen die im Ausland erworbenen 

Arbeitslosenversicherungszeiten mit einer vom ausländischen Arbeitslosenversicherer 

ausgestellten Bestätigung nachgewiesen werden. Diese Bestätigung der 

Versicherungszeiten würde das AMS aufgrund der Vorlage der Bescheinigung gemäß § 

66a AlVG (Formular U1) ausstellen. Sieht man sich jedoch die Auswertung an, so ergibt 

sich, dass schon mehr als 34 % der slowakischen InsassInnen gem. §133a StVG entlassen 
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werden und somit sofort und auf direktem Wege das Land verlassen. Von den übrigen 

Entlassenen ist nicht bekannt, ob über diese fremdenpolizeilichen Maßnahmen hinaus in 

Form einer Abschiebung vorgegangen wurde. Bei einer Abschiebung und bei einer 

Ausreise gemäß § 133a StVG haben jedoch die InsassInnen nicht die Möglichkeit sich 

direkt vom AMS dieses Formulars U1 ausstellen zu lassen. Die diesbezügliche 

Alternative einer Online-Beantragung  aus der Slowakei mittels des auf der Homepage 

des AMS abrufbaren Formulars hat eher theoretischen Charakter. Sohin wäre neben der 

Ausfolgung der Bestätigung gemäß § 66a AlVG die Mitgabe des bereits vom AMS 

ausgefüllten Formulars U1 – Bestätigung der österreichischen Arbeitslosenver-

sicherungszeiten – angebracht. Dies würde, sofern nach dem slowakischen Recht ein 

Anspruch auf Arbeitslosengeld vorliegt, zu einer vorübergehenden  materiellen 

Absicherung nach der Haft im Heimatland beitragen und könnte den Wieder-

eingliederungsprozess unterstützen. Trotz intensiver Bemühungen konnten weder im 

Internet noch mittels Telefonaten bei österreichischen Stellen die Voraussetzungen für 

Arbeitslosengeld für rückkehrende SlowakInnen mit österreichischen Arbeitslosen-

versicherungszeiten erhoben werden. 

Auch von Seiten des AMS sollte Interesse bestehen, dass die in die Slowakei 

zurückkehrenden InsassInnen so schnell wie möglich in den Arbeitsprozess eingegliedert 

werden. Um diese dabei zu unterstützen wären Berufsausbildungsmaßnahmen schon in 

der Haft angezeigt. Daher wäre die Vorgabe des AMS, dass sie nur Maßnahmen für 

InsassInnen mitfinanziert, die nach der Haft dem österreichischen Arbeitsmarkt zur 

Verfügung stehen werden, zu überdenken. Dies auch deshalb, weil auch diese 

InsassInnen, wenn sie in Haft arbeiten, einen Arbeitslosenversicherungsbeitrag leisten. 

5.5 Sonderförderung für Roma 

Von den 99 Befragten hat sich nur eine Person als Roma gefühlt und vier weitere 

beschrieben sich nicht ausschließlich als Roma. Bei der Fremdzuschreibung, die primär 

nach dem Aussehen erfolgte, wurden 27 den Roma zugeordnet.  Diese Zuordnung der 

„ethnischen Identität“ beruht auf den Vorstellungen der „anderen“. Oder wie dies Barth 
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ausdrückt: „One is led to identify and distinguish ethnic groups by the morphological 

characteristics of the cultures of which they are the bearers” (1998: 12). Wie sehr diese 

ethnische Fremdzuschreibung von den eigenen Bildern geprägt ist, zeigt sich auch durch 

den Umstand, dass ein kubanischstämmiger Slowake der Gruppe der Roma zugerechnet 

wurde. Mittels Eigenzuschreibung hat sich jedoch - wie bereits ausgeführt - nur ein 

slowakischer Staatsbürger ausschließlich dieser Gruppe zugehörig gefühlt. Da die 

ethnische Selbstzuschreibung situationsabhängig ist und der Strafvollzug auf 

Nationalitäten abstellt, spielt die ethnische Zugehörigkeit - sofern keine gewaltsamen 

ethnischen Konflikte im jeweiligen Heimatland bestehen (z.B. Russen - Tschetschenen) - 

für den Strafvollzug nur eine untergeordnete Rolle. Daher sollte einer Person eine 

ethnische Zugehörigkeit nicht zwanghaft aufgedrängt werden, um ihr allenfalls spezielle 

Förderungsmaßnahmen zukommen zu lassen. Vielmehr sollte vom jeweiligen 

Förderbedarf ausgegangen werden. Dies auch im Hinblick auf die geringe Anzahl der 

Personen in der Gruppe, weil sonst nicht ausreichend Teilnehmer für die 

Fortbildungsmaßnahmen gefunden werden könnten, die an diesen Kursen und 

Ausbildungen teilnehmen und dies nur so wirtschaftlich vertretbar wäre.  

5.6 Empfehlungen 

Sohin werden folgende Empfehlungen zur Verbesserung der Haftsituation der 

slowakischen InsassInnen und deren Resozialisierungschancen ausgesprochen: 

1. Erarbeitung von speziellen Fördermaßnahmen für slowakische Frauen in Haft 

im Bereich der Basisbildung und Berufsausbildung, 

2. Erhebung der slowakischen Arbeitsmarktsituation und Entwicklung eines 

Berufsausbildungsangebots, welches die Chancen auf eine Resozialisierung 

nach Rückkehr in die Slowakei erhöht, 

3. Schaffung von Kursen in slowakischer Sprache um die Sprachbarriere zu 

überwinden, 

4. Vernetzung mit den slowakischen Nachbetreuungseinrichtungen für eine 

bessere Vorbereitung der Wiedereingliederung nach Rückkehr, 
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5. Beratung der slowakischen InsassInnen über allfällige Ansprüche auf 

Arbeitslosengeld sowie Ausfolgung des Formulars U1 zum Nachweis der 

österreichischen Arbeitslosenversicherungszeiten, 

6. Förderung der Aufnahme von Mitarbeitern mit Fremdsprachenkenntnissen, die 

im Haftalltag zur Kommunikation mit den InsassInnen benötigt werden. 
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9 ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS UND GLOSSAR 

AlVG: Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 

Auslieferungshaft: Haft vor Entscheidung über die Auslieferung einer Person an eine 

ausländische Strafverfolgungsbehörde 

BMJ: Bundesministerium für Justiz (die oberste Vollzugsbehörde im Strafvollzug) 

GH - gerichtliches Gefangenenhaus: Justizanstalt, die bei den in Strafsachen tätigen 

Landesgerichten eingerichtet ist. Sie dient der Anhaltung in Untersuchungshaft 

und der Verbüßung von kurzen Freiheitsstrafen 

HR-Richter: sog. Haft- und Rechtsschutzrichter (interne Bezeichnung für den früheren 

Untersuchungsrichter), ein Einzelrichter am Landesgericht mit Zuständigkeit im 

Ermittlungsverfahren nach der StPO 

IVV: Integrierte Insassenverwaltung; EDV-Programm zurVerwaltung personenbezogener 

Daten der Insassen 

Maßnahme nach §§ 21 bis 23 StGB: Gemeint ist der Vollzug einer nach den genannten 

Bestimmungen verhängten Unterbringung (Anhaltung) in einer besonderen 

Justizanstalt oder einer besonderen Abteilung einer allgemeinen Justizanstalt. Im 

Fall der Unterbringung nach § 21 Abs 1 StGB kann eine Anhaltung auch in einer 

öffentlichen psychiatrischen Krankenanstalt bzw. in einer psychiatrischen 

Abteilung einer allgemeinen öffentlichen Krankenanstalt erfolgen. Zur näheren 

Erklärung der Unterbringung nach §§ 21 ff. StGB siehe unten. 

Übergabehaft: Haft nach bewilligender Entscheidung über die Auslieferung einer Person 

an eine ausländische Strafverfolgungsbehörde 
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SA - Sonderanstalt: Justizanstalt für den Strafvollzug an bestimmten Insassengruppen 

(wie etwa geistig abnorme Rechtsbrecher, entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher, 

Frauen, männliche Jugendliche) 

SMG: Suchtmittelgesetz 

StGB: Strafgesetzbuch 

StPO: Strafprozessordnung 

Strafhaft § 173 (4): Bestimmung in der StPO idgF über Vollzug einer Strafhaft, statt 

Untersuchungshaft zu verhängen 

Strafhaft § 180 (4): Bestimmung in der StPO aF über Vollzug einer Strafhaft, statt 

Untersuchungshaft zu verhängen (entspricht § 178 Abs 4 StPO idgF) 

Untergebracht § 173(4): Bestimmung in der StPO idgF über eine Unterbringung, statt 

Untersuchungshaft zu verhängen 

StVA - Strafvollzugsanstalt: Justizanstalt für den Vollzug von längeren (idR mehr als 

18monatigen) Freiheitsstrafen  

StVG:-Strafvollzugsgesetz 

Verwahrungshaft: Anhaltung nach Festnahme durch die Sicherheitsbehörde  

Verwaltungshaft: Freiheitsstrafe aufgrund der Entscheidung (Bescheid) einer 

Verwaltungsbehörde 

Verwaltungshaft § 173 (4):  Bestimmung in der StPO idgF über Vollzug einer 

Verwaltungshaft, statt Untersuchungshaft zu verhängen 

§ 21 Abs 1 StGB: Im Unterschied zum Strafurteil, das in Form von Geld- und/oder 

Freiheitsstrafen der Schuld (subjektiver Maßstab) des Täters Rechnung trägt, 

orientiert sich die Verhängung der Unterbringung in einer Anstalt für nicht 

zurechnungsfähige geistig abnorme Rechtsbrecher ausschließlich an der 

Gefährlichkeit (objektiver Maßstab) des Täters 

§ 21 Abs 2 StGB: Im Unterschied zum Strafurteil, das in Form von Geld- und/oder 

Freiheitsstrafen der Schuld (subjektiver Maßstab) des Täters Rechnung trägt, 

orientiert sich die Verhängung der Unterbringung in einer Anstalt für 

zurechnungsfähige geistig abnorme Rechtsbrecher an der Gefährlichkeit 
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(objektiver Maßstab) des Täters. Neben dieser Rechtsfolge ist auch eine 

Freiheitsstrafe zu verhängen. 

§ 22 StGB: Im Unterschied zum Strafurteil, das in Form von Geld- und/oder 

Freiheitsstrafen der Schuld (subjektiver Maßstab) des Täters Rechnung trägt, 

orientiert sich die Verhängung der Unterbringung in einer Anstalt für 

entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher an der Gefährlichkeit (objektiver Maßstab) 

des Täters. Neben dieser, der Entwöhnung dienenden, Rechtsfolge ist auch eine 

Freiheitsstrafe zu verhängen. Bei einer Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren 

kommt diese Form der Unterbringung nicht in Betracht. 

§ 23 StGB: Im Unterschied zum Strafurteil, das in Form von Geld- und/oder Freiheits-

strafen der Schuld (subjektiver Maßstab) des Täters Rechnung trägt, orientiert sich 

die Verhängung der Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter 

an der Gefährlichkeit (objektiver Maßstab) des Täters. Neben dieser Rechtsfolge 

ist auch eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren zu verhängen. 

§ 39 SMG: Bestimmung im SMG über den Aufschub des Strafvollzuges, wenn der 

Verurteilte an Suchtmittel gewöhnt und bereit ist, sich einer gesundheitsbezogenen 

Maßnahme (Therapie) zu unterziehen 

§ 429: Bestimmung in der StPO für das Ermittlungsverfahren gegen potentiell geistig 

abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs 1 StGB, insbesondere die vorläufige 

Anhaltung (vergleichbar Untersuchungshaft) in einer Sonderanstalt oder in einem 

psychiatrischen Krankenhaus) 

§ 438: Bestimmung in der StPO für die vorläufige Anhaltung (vergleichbar 

Untersuchungshaft) potentiell geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs 2 

StGB bzw. entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher nach § 22 StGB in einer 

Sonderanstalt 
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10   ANHANG 

10.1 Beilage 1 – Fragebogen 
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Soziale Lage der slowakischen Insassen im 

österreichischen Strafvollzug 

 

 

HNR:___________________________________ 

(dient nur als interne Kontrollnummer für allfällige Rückfragen) 

 

 

 

01. Nationalität (Reisepass): Slowakei 

02. Ethnische Zugehörigkeit: 

□ Slowakisch   □ Tschechisch   □ Ungarisch 

□ Ruthenisch    □ Sinto   □ Rom  

□  Zigan   □ andere ethnische Zugehörigkeit 

___________________ 

03. Geschlecht:  

□ männlich     □ weiblich 

04. Anzahl der Kinder: _________ 

05. Alter und Geschlecht der Kinder:  

1.Kind _____ Jahre   □ männlich   □ weiblich 
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   2. Kind _____ Jahre   □ männlich   □ weiblich 

   3. Kind _____ Jahre   □ männlich   □ weiblich 

   4. Kind _____ Jahre   □ männlich   □ weiblich  

06. Familienstand:  

□ ledig (weiter zu Frage 08.) 

□ verheiratet      □ geschieden 

□ wiederverheiratet (..... mal)   □ verwitwet 

07. Alter bei der 1. Eheschließung ___________ Jahre 

08. Anzahl der Geschwister: _____ 

09. Alter und Geschlecht der Geschwister:   

1. Geschwister _____ Jahre  □ männlich   □ weiblich 

2. Geschwister _____ Jahre  □ männlich   □ weiblich 

3. Geschwister _____ Jahre  □ männlich   □ weiblich 

4. Geschwister _____ Jahre  □ männlich   □ weiblich 

10. Vater _____ Jahre,  

erlernter Beruf: 

_______________________________________________________ 

derzeit ausgeübter 

Beruf:__________________________________________:_____ 
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11. Mutter _____ Jahre,  

erlernter Beruf: 

________________________________________________________ 

derzeit ausgeübter 

Beruf:_________________________________________________ 

12. Anzahl der Personen, die in Ihrem Haushalt leben? _________ 

13. Gibt es ein deklariertes Familienoberhaupt? 

 □ ja          □ nein 

14. Wer ist das Familienoberhaupt Ihrer Familien? 

__________________________________ 

15. Haben Sie einen Kindergarten besucht?  

□ ja          □ nein 

16. Welche, der unten angeführten Schulen, haben Sie besucht? 

□  Grundschule (1-9 Stufe) ____ Jahre 

□  Gymnasium ____ Jahre 

□  Fachschule ____ Jahre, Richtung: 

____________________________ 

□  Berufsschule ____ Jahre, Richtung: 

___________________________ 

□  Universität ____ Jahre 

□  andere Schule____________________, ____ Jahre 

 

17. Höchster Schul- bzw. Ausbildungsabschluss, den Sie erreicht haben? 
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□  Grundschule (1-9 Stufe) 

□  Gymnasium 

□  Fachschule 

□  Berufsschule 

□  Universität, akademischer Grad: 

________________________________  

□  andere 

Schule_______________________________________________ 

 

18. Ihre Muttersprache ist?  

□ Slowakisch   □ Ungarisch 

□ Tschechisch   □ Romani 

□Ukrainisch   □ andere Sprache___________________________. 

19. Wie beherrschen Sie Ihre Muttersprache? 

 Lesen:    □ sehr gut   □ gut   □ mäßig  □ nicht 

Schreiben:   □ sehr gut   □ gut   □ mäßig  □ nicht 

 

20. Wie beherrschen Sie Slowakisch? 

 Lesen:    □ sehr gut   □ gut   □ mäßig  □ nicht 

Schreiben:   □ sehr gut   □ gut   □ mäßig  □ nicht 

21. Welche Sprachen sprechen Sie? 

□ Slowakisch   □ Ungarisch   □ Tschechisch 
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□ Romani   □ Ukrainisch   □ Englisch 

□ Russisch   □ Polnisch   □ Französisch 

□ Deutsch   □ andere Sprache(n) 

_____________________________ 

22. Mit welchen Tätigkeiten verdienten Sie vor der Haft ihren Lebensunterhalt? 

□ unselbständig erwerbstätig, Branche __________________________________ 

□ selbständig erwerbstätig, Branche __________________________________ 

□ keine Erwerbstätigkeit 

□ andere Art (zB. Spendensammeln, ..)  

__________________________________ 

23. Waren Sie Sozialversichert: 

□ Ja       □ Nein 

24. Wie setzt sich Ihr Familieneinkommen zusammen? 

□ Haupttätigkeit (siehe Frage 22)   □ Sozialhilfe 

□ Kindergeld      □ eigene Produkte (Obst,  

      Gemüse etc.) 

□ andere(s) Einkommen ___________________________________________ 

25. Wie hoch ist das Familieneinkommen monatlich (in slowakischen Kronen)? 

___________  

26. Wie viele Personen leben von dem Einkommen? _______________ Personen 

27 Wer trägt zum Familieneinkommen bei?  

□ Ehepartner   □ Eltern    □ Großeltern 
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□ Kinder   □ Enkelkinder   □ Geschwister 

□ Verwandte: ________________________________________________________________________________________

 □ andere Personen: _________________________________________________________________________________ 

28. Besitzen Sie oder Ihre Familie ein eigenes Auto? 

□ ja     

□ nein (wenn nein, weiter zu Frage 30) 

29. Wie viele Personen nutzen dieses Auto? _______________ Personen 

30. Hatten Sie vor der Haft einen steten Wohnsitz?  

□ ja        □ nein  

31. Wie oft sind Sie in ihrem Leben umgezogen? __________mal 

32. Wie wohnten Sie vor der Haft?  

□ eigene Haus    □ gemietet Haus     

□ eigene Wohnung   □ gemietet Wohnung 

□ provisorische Haus auf fremden Grund   

□ Wohnwagen   

□ keine eigene Wohnmöglichkeit (zB Heim, Notunterkunft)  

□ ______________________________________________________   

33. Hatten Sie in Ihrer Wohnmöglichkeit Strom? 

□ ja        □ nein  

34. Wie war die Wasserversorgung für Ihre Wohnmöglichkeit? 

□ öffentliche Wasserversorgung – fließendes Wasser im Haushalt  



217 

 

□ öffentliche Wasserversorgung – kein fließendes Wasser im Haushalt  

□ Brunnen – fließendes Wasser im Haushalt 

□ Brunnen – kein fließendes Wasser im Haus 

□ Wasser wird mit Tankwagen geliefert 

□ Wasser wird selbst organisiert 

35. Wie erfolgte die Abwasserentsorgung für Ihre Wohnmöglichkeit 

□ Kanalanschluss an ein öffentliches Abwassersystem 

□ Sickergrube 

□ das Abwasser versickert an der Grundstücksoberfläche 

36. Waren die Schulen mit öffentlichen Verkehrsmitteln bzw. zu Fuß von Ihrer 

Wohnmöglichkeit gut erreichbar? 

□ ja        □ nein  

37. Wie ist Ihr Stadtteil/Ortsteil an die öffentlichen Verkehrsmittel angeschlossen? 

□ sehr gut (alle Wege können rasch erledigt werden) 

□ gut (die meisten Wege können erledigt werden) 

□ durchschnittlich (nur zu den Hauptverkehrszeiten fahren Busse etc.) 

□ schlecht (zu 5 bis 10 Zeitpunkten fährt der Bus etc.) 

□ sehr schlecht (zu weniger als 5 Zeitpunkten fährt der Bus etc.) 

□ es gibt keine öffentlichen Verkehrsmittel 

38. Der nächste Krankenversorgungsstation war in ________ Kilometern Entfernung von 

Ihrer Wohnmöglichkeit. 
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39. In welchem Kreis (politische Einteilung – siehe Karte) der Slowakei haben Sie 

gewohnt? 

□ Bratislava    □ Trnava     

□ Trencin    □ Zilina     

□ Nitra     □ Banska Bystrica  

□ Presov    □ Kosice     

 

(Quelle: http://www.mygeo.info/landkarten/slowakei/slowakei_administrativ.gif, abgefragt am 30.10.2008) 
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40. Aufgrund welches/r Delikte/s sind Sie in Haft (Eigeneinschätzung)? 

________________________________________________________________________ 

___________________ 

 

41. Falls schon in Strafhaft: Wie hoch ist die Strafe zu der Sie verurteilt wurden?  

[_____ Jahre _____ Monate _____ Tage] 

42. Falls schon in Strafhaft: Wie empfinden Sie die Strafhöhe? 

  □ sehr hart    □ hart   □ mild   □ sehr mild 

43. Falls schon in Strafhaft: Glauben Sie, dass ihre Nationalität Einfluss auf die Strafhöhe 

gehabt hat? 

 □ ja sicher    □ ja   □ nein   □ sicher nein 

44. Glauben Sie, dass ihre Nationalität Einfluss gehabt hat, dass Sie in Untersuchungshaft 

genommen wurden? 

 □ ja sicher    □ ja   □ nein   □ sicher nein 

45. Arbeiten Sie in Haft?  

□ ja (Frage 46)          □ nein (Frage 47) 

46. Wenn ja, wo arbeiten Sie aktuell? 

_____________________________________________ 
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47. Wenn nein, können Sie dafür einen Grund angeben?  

 □ zu wenig Arbeit in der Anstalt verfügbar 

 □ mangelnde Qualifikation 

 □ Verständigungsproblem 

□ keine Lust 

□ ____________________________     

48. Konnten Sie an einem Ausbildung/Kurs in Haft teilnehmen?  

□ ja            □ nein 

49. Wenn ja, welche Ausbildung/Kurs? 

___________________________________________ 

50.  Streben Sie eine Strafvollstreckung (für Untersuchungshäftlinge im Fall eines 

Schuldspruches) in der Slowakei an? 

□ ja         □ nein 

51. Wie oft waren Sie schon in Haft? ______ mal 

52. Waren auch schon Familienangehörige in Haft? 

□ ja         □ nein 

 

53. In welchem Land möchten Sie nach der Haft leben? 

______________________________ 

54. Haben Sie eine Arbeit nach der Haft in Aussicht ?  

  □ ja         □ nein 
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55. Ist Ihre Wohnsituation nach der Haft geklärt?  

□ ja         □ nein 

56. Womit möchten Sie zukünftig Ihr Geld verdienen? 

□ unselbständig Erwerbstätig, Branche __________________________________ 

□ selbständig Erwerbstätig, Branche __________________________________ 

□ keine Erwerbstätig 

□ andere Art (zB. Spendensammeln, ..)  

__________________________________ 

57. Hat die Haft dazu beigetragen, Ihre Berufschancen nach der Haft zu verbessern? 

 □ ja sicher    □ ja   □ nein   □ sicher nein 

58. Haben Sie Chancen den gewünschten Beruf auch tatsächlich auszuüben? 

 □ ja sicher    □ ja   □ nein   □ sicher nein 

59. Was könnten Sie hier, in der Haft, lernen, um bessere Chancen in Ihrer Heimat zu 

haben?  

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

_________ 

60. Welchen Beruf hätten Sie gerne erlernt, wenn Sie die Möglichkeit dazu gehabt 

hätten? __ 

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

________________________________________________________________________

_________ 
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10.2  Beilage 2 – Begleitschreiben für die Fragebogenerhebung 
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Sehr geehrte Frau! 

Sehr geehrter Herr! 

 

Die Haft ist für Sie und ihre Angehörigen ein einschneidendes 
Erlebnis. Ihre Bewegungsfreiheit ist eingeschränkt, bisher alltägliche 
Tätigkeiten wie das Telefonieren benötigen eine Genehmigung. Der 
persönliche Kontakt mit Ihren Angehörigen ist auf Besuchszeiten 
reduziert. Dies trifft jeden Häftling unabhängig, ob dieser aus dem 
Inland oder Ausland kommt. 

Für ausländische Insassinnen und Insassen ist die Haft mit weiteren 
Problemen verbunden. Die größere räumliche Entfernung zwischen 
der Haftanstalt und dem Heimatort macht die Kontakte mit den 
Angehörigen schwieriger und zeitaufwändiger. Im Haftalltag führen 
Sprachprobleme zu weiteren Schwierigkeiten.  

Die Probleme ausländischer Insassinnen und Insassen im 
österreichischen Strafvollzug sollen mit dieser Untersuchung, die ich 
im Rahmen meines Studiums an der Universität Wien durchführe, 
aufgezeigt und aufgrund Ihrer Angaben Lösungsvorschläge für die 
Betreuung ausländischer Insassen ausgearbeitet werden. 

Da die Ergebnisse dieser Studie in die weitere Arbeit im Rahmen der 
Insassenbetreuung einfließen werden, können Sie mit Ihrer 
Teilnahme an der Studie einen Beitrag zur Verbesserung der 
Betreuung ausländischer Insassinnen und Insassen leisten. 

Ich danke Ihnen für Ihre Mitarbeit und Unterstützung 

      

Mit freundlichen Grüßen  

 

Dr. Wolfgang Moravec 
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10.3  Abstract 

Die Erarbeitung eines Förderkonzepts für slowakische Roma im österreichischen 

Strafvollzug geht von der sozialen Lage der Roma in der Slowakei aus. Das Leben der 

Roma in der Slowakei ist von Armut und Ausgrenzung geprägt. Der Strafvollzug 

versucht im Rahmen der Resozialisierungsmaßnahmen auch berufliche und schulische 

Defizite zu beheben. Mittels Literaturrecherche wird die Geschichte der Roma - 

insbesondere in der Slowakei - nachgezeichnet und die aktuellen Probleme dargestellt. In 

der Folge wird der österreichische Strafvollzug aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen 

und Fachpublikationen vorgestellt, wobei auch auf die grundlegenden theoretischen 

Werke über Gefängnisse im Allgemeinen und auf die Problematik von „totalen 

Institutionen“ eingegangen wird. Mittels eines Fragebogens wurde von den an einem 

Stichtag einsitzenden slowakischen InsassInnen deren Sozialdaten, ethnische 

Zugehörigkeit sowie Hafterfahrungen und Zukunftswünsche erhoben. Aufgrund der 

Fremdzuschreibung wurden die Gruppen Roma und Nicht-Roma in der Auswertung 

verglichen und aus den Ergebnissen Vorschläge für eine Verbesserung der Betreuung und 

Resozialisierung für slowakische Roma – diese gelten allgemein für Nicht-

ÖsterreicherInnen im Vollzug – ausgearbeitet. Neben Basisbildungsprogrammen werden 

auch die Schaffung von Kursen in slowakischer Sprache zum Abbau der Sprachbarriere 

sowie eine Vernetzung mit den slowakischen Nachbetreuungseinrichtungen 

vorgeschlagen.  
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